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Eine Gestaltung der Saarfrage im weitesten Betrachtungskreis 


2 RR 


- vom Mutterland und die kräftig erregte Erinnerung an die seit Jahrhunderten 
ndauernde Bedrohung durch die gepanzerte Faust Frankreichs haben in der Süd- 
vestecke unseres Reiches, von der Eifel bis zum Schwarzwald, von der Saar bis 


ım Neckar und unteren Main, das politische Bewußtsein des Grenzvolkes erweckt. 


Pan fühlt das gemeinsame Los als Sondergeschick in dem umfassenderen Schicksal 
kt Volkes; man spürt, daß man der ewig von Westen her drohenden Gefahr 
anti einheitlich und geschlossen und mit dem Einsatz aller Kräfte wird be- 
gnen müssen. So wurde der Westmarkgedanke geboren. 

Mersch ist die Saarabstimmung 1935 die nächstliegende Aufgabe unserer West- 
erpolitike Niemand kann ihre vordringliche Wichtigkeit leugnen; denn 800 000 
Bra urdeutschen Bluts und deutscher Seele sollen in das Mutterland rück- 
E liedert werden. 


Niemals wird das deutsche Volk für seinen Reichsverband auf 
ieses Blut von seinem Blut verzichten können. 

Und wer in Deutschland sollte überhaupt das Recht besitzen, 

über das angeborene, unveräußerliche Recht eines jeden Men- 


er .. also auch der Saarländer, auch der ungeborenen, über 
3 Recht an und auf das Vater- und Mutterland hinwegzu- 


chreiten durch die staatsnotarielle Unterfertigung einer Ab- 


tretungsurkunde? Der Verzicht einer deutschen Regierung wäre 


Ä 


or dem göttlichen Recht und dem Forum der Geschichte ungültig. 
Das ist der erste der beiden fundamentalen Grundsätze, von denen her die 
‚utsche Behandlung der Saarfrage zu erfolgen hat; kein Haus, kein Strauch darf 
verlorengehen. Für künftig aber wird die Abstimmung zum Eckstein werden, 
ın dem jeder Versuch, westliches Begehren mit juristischen Argumenten vor der 
Weltmeinung zu propagieren, von vornherein zerschellen muß. 

= ist die Abstimmung zwar eine politische Angelegenheit ersten Ranges, die tak- 
isch allem gegenwärtigen deutschen Handeln um die Saarfrage Ziel und Wege weist. 
Jamit ist jedoch nicht bewiesen, daß die politisch-wissenschaftliche Betrachtung der 
jaarfrage mit der Abstimmung als ihrem Gegenstand sich zu begnügen hätte, Poli- 
ische Denkfehler entstehen leicht dadurch, daß die Betrachtungskreise von vorn- 
terein zu enge gewählt werden. Es ist Tatsache, daß bereits früher die Saarfrage 
estand, latent oder offen wirksam. Es ist Tatsache, daß die genaue Kenntnis der Dy- 
1amik des historischen Geschehens um unsere Westgrenze eine auffällige Periodizität 
E 23 


_ Die jüngste Franzosenzeit an Mosel und Rhein, die Abschnürung der ee 


Saargebiet nur als ein Glied in einer ewigen Kette anzusehen hat. Darum muß man 
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schauen läßt, deren Gesetzmäßigkeit nur aus den Funktionen des Bodenrelie 
klärt werden kann. Daraus ist zu folgern, daß auch nach 1935 die Saarfrage 
irgendeiner Form bestehen wird und daß man das augenblickliche Spiel um 


die heutige Form der Saarfrage auch über die Gegenwart hinaus in die Zukunft 
hinein untersuchen, nicht zuletzt, um Rückschlüsse auf die Notwendigkeiten des 
Reichsneubaues vorzubereiten. 

Aber auch räumlich ist eine Ausdehnung der Betrachtung unbedingt geboten. Ei n 
Teil der bereits umfangreichen Saarliteratur leidet darunter, daß die als Betrach 
tungshorizont erwählte künstliche Saargebietsgrenze den Blick in größere Räume 
hindert und damit den Gewinn weiter reichender Erkenntnisse erschwert. 
äußerer Gesichtskreis jeder Betrachtung der Grenzprobleme um die Saarfrage ist 
das Dreieck der deutsch-französischen Frage zu setzen Berlin—Wien—Paris; einige 


wenige Betrachtungslinien werden sogar darüber hinauszuführen sein; während der 
engere Rahmen von der geopolitischen Landschaft des pfälzisch-lothringischen 
Tores (vom Hunsrück bis zu den Vogesen, von der Maas bis zum Neckar uni 
unteren Main) und der Moselpforte gespannt wird. Pfälzisch-lothringisches Tor x 
(soweit es noch zu Deutschland gehört) und Moselpforte aber sind die Bodenräume, 


die zu umklammern und einheitlich abwehrkräftig zu organisieren die Westmark- 
idee berufen ist. $ 

Was im Kirchturmshorizont so schwerfällt, ist in diesen weitgespannten Be- 
trachtungskreisen viel leichter zu erreichen — alle jene Eigenschaften, welche die 
Güte des Ausbaus einer Idee ausmachen: Einfachheit und Großzügigkeit der Ge- 
dankengänge, Eindringlichkeit ihrer Sprache und bildhaften Darstellung, Fort- 
schreiten zur ‚Formelbildung für den Gebrauch im politischen Alltag; ohne daß 
dabei das geistigbewegte Leben, das vollständige Erfassen des gesamten Stoffes und 
der Einzelgedanken gefährdet wird. 


* 


Nichts bezeichnet den Verfall unseres Reiches mehr als die folgende kurze 
Gegenüberstellung: daß die Lande um den Pfälzer Rhein heute sich als 
Grenzmark fühlen, während sie einst im Salier- und Staufer- 
reich die Kernlandschaft bildeten. Rund um den nördlichen Teil der 
oberrheinischen Tiefebene lag damals der Brennpunkt deutschen staatlichen Ge- 
schehens in den Zeiten gesundesten Lebens und größter Machtenfaltung, die unser 
Volk je gesehen hat. In dem Königsdom zu Speyer und seiner Führergruft ver- 
suchte der gewaltige Salier Konrad II., ein Sohn der Westmark, einen der be- 
deutendsten politischen Gedanken zu verkörpern, der vom Raume her gedacht ist: 
seinem Volke ein zentrales Heiligtum, einen sammelnden Mittelpunkt zu schaffen. 
In Mainz saß der erste deutsche Kirchenfürst jener Zeiten, dessen Sprengel in: 


ns; DIEHL: DER WESTMARKGEDANKE 3hı 


breitem Ausholen die Weite des deutschen Volksbodens von der Nordsee bis hin 
| zum Kamm der Zentralalpen umspannte. In der Ebene zwischen Mainz und Frank- 
FR häufen sich die Stätten deutscher Königswahl. Der Trifels im waldgrünen 
 Wasgau am Rande der Ebene hütete des Reiches Krone, geschirmt von dem zwei- 
fachen, dreifachen Burgenkranz, mit dem die Staufer den Kern ihrer Macht zu 
sichern suchten. 
Wie war es möglich, daß ein so starker Reichskern, ein von der Natur ähnlich 
| dem Pariser, dem Wiener Becken, der Berliner Ebene schier zum Herrschen vor- 
} ausbestimmter Raum, der von den wichtigen Verkehrsadern unseres Volksbodens die 
| meisten verknotet, der darum am ehesten als der Zentralraum deutscher Erde an- 
zusprechen ist, so in seinen Wirkungen gefesselt werden konnte, daß er heute zur 
_ Grenzmark herabgesunken ist? 
Diese Frage stellen, heißt die überragende, unverrückbare Bedeutung des Pfälzer 
" Rheines!) auch in unserem heutigen Reichswesen bereits erahnen. Allerdings, aus 


dem, was heute ist, aus dem trümmerhaften Überrest des früheren Reichswestens, 
läßt sich diese Bedeutung nicht erfassen. Die Geschichte muß deshalb die Antwort 
geben. Sie zeigt, was früher war und wie es sein könnte. Sie setzt Ziele. Sie offen- 
bart die tiefe Wechselwirkung, die zwischen dem langsamen Erfaßtwerden des 
Pfälzer Rheines vom wachsenden französischen Herrschbereich und der Tragödie 
unserer Reichsgründungen, eines fast tausendjährigen Zurückebbens nach Osten, 
besteht. 

Für unsere Betrachtung genügt es, wenn man die Ursachen dieses Verfalls bis 
zur „‚Passivität“ der Grenzführung und Grenzgestaltung zurückverfolgt. Äußerlich 
gesehen, zeigt sich diese Passivität in dem langsamen Abwandern oder dem Ver- 
lagern unseres Grenzberings von Westen nach Osten. Anders als das andere euro- 
päische Kontinentalvolk, die Russen, die machtvoll nach dem Ozean hindrängen, 
bewegte sich das Deutsche Reich von dem Weltmeer hinweg. Es verließ seine ur- 
sprüngliche Achse, den Rhein, und seinen ersten Organisationskern, den Pfälzer 
Rhein. Durch diese Bewegung wurden wohl das Wiener Becken und die Berliner 
Ebene gewonnen; als Preis dafür mußten jedoch Rheinmündung und Rhonedelta, 
die Ausfallpforten nach dem Atlantik und dem Mittelmeer, hingegeben werden. 
Weil uns die natürlichen Ausgangsräume fehlten, ist uns seither jeder Versuch zu 
einer Weltpolitik mißglückt. So stark ist der Verfall des Westens, daß dieser 
Pfälzer Rhein gerade noch eben in unserer Hoheitsgrenze gehalten werden konnte. 
Dagegen liegt er seit 1648, mit Ausnahme der Zeit von 1870 bis 1918, in der 
militärischen Reichweite des Pariser Beckens und ist mit seinem Positionswert öfters 
von der französischen Politik gegen die deutsche Europamitte ausgenutzt worden. 
Wie sehr dieses Zurückbleiben des Pfälzer Rheines hinter unserem östlich ab- 


1) Unter Pfälzer Rhein ist hier und im folgenden das Stromstück von der Lauter- bis zur 
Nahemündung und sein Landschaftsrund zu verstehen. 
23* 
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wandernden Machtbereich mit dem Niedergang unserer europäischen Geltung ur- 
sächlich zusammenhängt, das zeigen mit aller wünschenswerten Klarheit die drei ! 
Etappen des Verfalls unserer Westgrenze. 

* 

Von der Ansicht ausgehend, daß eine Grenze nur dann dauerhaft grünt und 
elastisch abwehrt, wenn sie von einem kräftigen Verkehrsstrom ihrer Linie entlang 
durchblutet wird, sind drei Grundformen der Westgrenze zu unterscheiden: | 

1. die „große Westgrenze“, durchpulst von dem Verkehrsstrom Marseille —Rhone 

—Säone—Maas—Scheldemündung (Karte ı, Wegelinie 1); 

3. die „mittlere Westgrenze“, getragen von der Südost-Nordwest-Diagonale des 
Grenzvierecks durch die Straßen Genua—Gr. St. Bernhard—Besangon— Maas 
— Scheldemündung (K. ı, Wegelinie 2a) oder Mailand—St. Gotthardt—Straß- 
burg—Saarbrücken—Maas—Scheldemündung (K. ı, Wegelinie 2b); 

3. die „kleine Westgrenze“, längs der Rheinstraße (K. ı, Wegelinie 3). 

Das alte Deutsche Reich, von 925 bis 1250, mit dem Pfälzer Rhein als Organi- 
sationsmittelpunkt, besaß in der „großen Westgrenze“ einen derart starken Rück- 
halt, daß seine bekannten, weitgespannten Unternehmungen in den Osten, Südosten 
und Süden hinein dadurch erst ermöglicht wurden, daß sogar zeitweise ein fühl- 
barer Druck auf Paris und London ausgeübt werden konnte. Der Zusammenbruch 
des alten Reiches äußerte sich im Abwandern des Schwergewichtes vom Pfälzer 
Rhein. Dieser Kräfteverfall ließ das damals entscheidend wichtige Rhonetal in den. 
Machtbereich Frankreichs entgleiten. Französischer Einfluß begann daraufhin stär- 
ker und stärker nach dem Osten vorzusickern. Die Rheinfront geriet ins Wanken. 
Es bildete sich ein französisch geführter Ring um Mitteleuropa, ähnlich wie 
heute, in dem bereits ein deutschfeindlicher ‚Großer Korridor“, Vorläufer der 
Kleinen Entente plus Polen, nicht fehlte. Kurz: der Machtverfall des Pfälzer 
Rheines zog ein katastrophales Zurückweichen an allen Reichsgrenzen nach sich. 

Erst spät gelangte das mittlere Deutsche Reich der Habsburger, 1273 bis 1806, 
zu einem Neubau der Westgrenze, der nach dem mittleren Typ erfolgte. Unsere 
Betrachtung hat sich, leider in unzureichender Kürze, wieder auf die Rolle zu 
beschränken, die dem Pfälzer Rhein in diesem habsburgischen Grenzgebäude zu- 
fiel. Heidelberg war im ausgehenden Mittelalter die Hauptstadt des Pfälzer Rheins. 
Dort sammelten sich nach 1500 die Fäden eines großen politischen Spieles. Weil 
der neue Grenzbau unter einer gefährlich schwachen Mitte im pfälzisch-lothringi- 
schen Tor litt, mußte die habsburgische Erwerbspolitik vor allem auf Kurpfalz 
gerichtet sein, um „das Loch“ zu schließen. Das aber forderte den französischen 
Angriff auf und durch die Torlandschaft heraus und sammelte am Heidelberger 
Hof antihabsburgische Kraftlinien wie in einem Brennpunkte. Daran haben sich 
die böhmischen Händel zum 3ojährigen Krieg entzündet, der damit endete, daß 
Frankreich den habsburgischen Grenzbau in breiter Front durchbrach und den 
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Oberrhein von Basel bis an die Kanonen von Mainz in die Gewalt zwang. Seither 
sind Pfälzer Rhein und mittlere Saar Grenzmark. Seither verbluten die besten 
Kräfte unseres Volkes an dieser offenen Wunde unserer Westgrenze. Deutlich aber 
‚sei es ausgesprochen, daß das Geschick des mittleren Reiches daran sich wandte und 
erfüllte, daß die Habsburger den Pfälzer Rhein nicht in ihr System zu zwingen 
vermochten, sondern ihn in die militärische Gewalt Frankreichs verloren geben 
mußten. 

Die heutige Westgrenze, die kleine Grenzform, ist eine Trüm- 
mergrenze. Nach dem Weltkrieg wiederholte sich das Spiel von 1648. Die 
deutsche Verfügungsgewalt über den Pfälzer Rhein wurde durch die entmilitari- 
sierte rechte Rheinzone, das Befestigungsverbot, die Motorisierung und technische 
Überlegenheit des französischen Heeres erneut stark eingeschränkt. Der heutige 
Grenzverkehrsstrom ist ein Herzstrom, eine Verkehrsachse unseres Reichskörpers. 
Diese Grenze kann also ihre Hauptaufgabe, lebenswichtige Organe des Reiches dem 
Zugriff des Gegners schützend zu entziehen, nicht erfüllen. Ja, der heutige Zu- 
stand ist weit schlimmer als nach ı648, weil Süddeutschland, das für die Grenz- 
abwehr im pfälzisch-lothringischen Tor als Widerlager und Kraftreserve eine Rolle 
spielt, mit dem entscheidungsstarken Wiener Becken zur Zeit völlig lahmgelegt ist. 
Danach ist auch für die heutige preußische Westgrenze jene auffällige Parallelität 
festzustellen: daß ein besonders niedriger Stand unserer europäischen Machtgeltung 
gleichzeitig in Erscheinung tritt mit dem erneuten starken Zurückweichen der 
deutschen Machtsphäre am Pfälzer Rhein. 

Durch die so aufgezeigte, seit langem andauernde Parallelität wird unwiderleg- 
lich die Bedeutung des Pfälzer Rheines auch für das heutige deutsche Reichsgebilde 
nachgewiesen, wenn auch dessen Schwerpunkt weitweg der Westgrenze im Nord- 
osten liegt. Nicht jedoch kann daraus auf die letzten Ursachen des Reichsverfalls 
oder die primären Vorbedingungen eines erneuten Aufstiegs geschlossen werden, 
Diese können nur im Menschen liegen. Der Raum an sich besitzt keine 
geschichtszeugenden Kräfte. 

Seltsamerweise vollzog sich jenes östliche Abwandern unseres Reiches, trotzdem 
unser Volksboden im Westen seinen Besitzstand zur Hauptsache bewahren konnte. 
Es wäre darum ein unwürdiges Ausweichen, ein feiges Entschuldigen, wollte man 
jenen Verfall aus inneren Streitigkeiten oder außenpolitischen Einwirkungen 
erklären. Jedes europäische Volk hat dergleichen durchzumachen gehabt. Nein, 
dies allein sind die Ursachen: mangelndes oder ungenügendes, vor allem engräum- 
liches politisches Denken — das deutsche Volk hat seinen Boden nicht verstanden; 
und unzureichendes politisches Wollen, das nicht aufs Ganze gerichtet war. Man 
'kann es nicht eindringlich genug sagen, daß unsere Westgrenze seit anderthalb- 
tausend Jahren passiv ist. Seit vierzig Geschlechtern zehren wir von dem Gewinn 
unserer Vorväter in der Urzeit, einer Zeit höchster Aktivität der Westgrenze. Denn 
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vor Beginn unserer Zeitrechnung aufbrach und erst 500 n. Chr. verebbte), wir 


irgendwann während der großen germanischen Wanderung (die viele J ahrhunderte 


wissen den Zeitpunkt nicht, wurde unser linksrheinischer Volksboden eingedeutschty b 
Das ist bis heute das wahrhaft grundlegende, entscheidende Ereignis in der Ge- 
schichte unserer Westgrenze geblieben. Denn wirksamer als alle entgegengesetzten 
Waffenentscheidungen erwies sich diese Landnahme deutscher Bauern; wirksamer 
der deutsche Pflug, der die ersiedelte Erde auffurchte; wirksamer die im Zeugungs- 
instinkt ungebrochene Volkskraft, die einen Grenzwall der Leiber, des Blutes und 
der Herzen schuf. Und so gewaltig war jene Aktivität, daß die in Waffen über- 


legenen römischen Legionen die vorwärtsstürmenden landhungrigen Germanen wohl 
für Jahrhunderte hinter den Limes zurückwerfen, nicht jedoch ihnen die Aktivität 


vernichten konnten. So gewaltig wünschen wir uns auch heute die Westgrenze: 
lebendig in ihrem Volkstum; grünend; kraftgeschwellt; drängend; bereit, in den 


vielen unterirdischen Kanälen die Grenzlinie zu unterwuchern. In diesem Sinne 
umschließt der Westmarkgedanke den Willen zur aktiven Westgrenze. 


Aus eigener Kraft vermag die Westmark diese reichswichtige Aufgabe nicht zu 


bewältigen. Es gilt, die Kräfte Innerdeutschlands zu gewinnen und sie planmäßig 
zur Hilfe heranzuführen. In Innerdeutschland weiß man aber heute zu wenig von 
den Fragen der Westgrenze. Wohl liegt der ererbte Satz immer noch auf der 
Zunge, daß der Rhein Deutschlands Schicksalsstrom sei; aber die dazugehörige Er- 


kenntnis ist nicht mehr lebendig genug. Selbst bei der heutigen Hochflut an Saar- 


aufklärung wird man immer wieder davon überrascht, wie wenig selbst wissen- 
schaftlich Gebildete die Westfragen in ihrer Tiefe zu erschauen vermögen. Aber 
hat nicht selbst uns Westmärkern, die es am ehesten angeht, erst ıdie jetzige Not- 
zeit die Augen öffnen müssen? Aufklärung und Schulung ist darum not. Die 
Fragen der Westmark gehören, wie heute die Saarfrage, in das Bewußtsein eines 
jeden Deutschen. Zurück zum Rhein! Es gilt gleichsam, das Gesicht unseres Volkes 
wieder dem Westen zuzuwenden. 
* 

Das Verkoppeltsein des Westmarkschicksals mit dem künftigen Schicksal unseres 
Reiches erschließt sich dem Verständnis erst völlig aus der Erkenntnis der sechs 
Funktionen des Pfälzer Rheins; Funktionen in dem Sinne innewohnender, be- 
stimmender Fähigkeiten des Bodenreliefs, die erst in Erscheinung treten, wenn 
menschliche Kräfte, beim Pfälzer Rhein die Kräfte der französischen Politik, darauf 
wirksam werden. 


1. Über der Linie Paris—Prag gabeln sich die europäischen Westoststraßen in den 


eurasischen Osten und Südosten hinein. Rückwärts gesehen, sammeln sich darüber 


die Verkehrszuflüsse Innerasiens und des Orients. Nun zielt jede Raumpolitik auf 
Beherrschung des Verkehrs in seinen entscheidenden Linien und Punkten. Die 
Linie Paris—Prag ist darum als eine der stärksten europäischen Herrschlinien zu 


® 
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_ werten. Am Pfälzer Rhein und in seinem westlichen Vorfeld aber läßt sich allein. 

_ verhindern, daß diese Herrschlinie von der französischen Politik zum Schaden 
unseres Reiches ausgenutzt wird (K.3). 

2. Der Pfälzer Rhein ist der Brückenkopf der Mainlinie. Von Osten stößt hier 
das Slawentum des böhmischen Keils tiefspaltend in das Deutschtum vor, im Westen 
drängt das französische Sprachgebiet am weitesten östlich heran. Von Saarbrücken 
bis Eger verläuft die schmalste Stelle des deutschen Volksbodens, seine Hüfte, die 
Naht Deutschlands. Feldzüge aus dem Westlande wurden darum mit Vorliebe auf 
den Pfälzer Rhein angesetzt, um über die Mainlinie hinweg Deutschland in Nord. 


und Süd aufzuspalten. Hieraus erwächst politisch die oft geübte Freundschaft des 


Westvolkes mit Prag (K. 4). 

3. Im Maingebiet, der östlichen Fortsetzung des pfälzisch-lothringischen Tores, 
fehlen südnördliche Flußlinien. Dadurch wird eine nachhaltige Verteidigung gegen 
einen westlichen Angreifer überaus erschwert. Sobald ein westliches Heer den 
Pfälzer Rhein überwunden hat, bedroht es Süddeutschland bis zur Donau und 
Mittel- und Norddeutschland bis zur Saale—Elbe infolge der flankierenden Mikes 
des Maintales (K.5). (Vgl. R. Recouly, Plan Foch! Der Herausgeber.) _ 

4. Von der Main- und Neckarmündung aus sind weite Gebiete Süddeutschlands 
mit wirtschaftlichen Mitteln zu untertäniger Rücksichtnahme zu nötigen. Der Pfäl- 
zer Rhein ist die große Verkehrsdrehscheibe in einem Kranz reicher Wirtschafts- 
gebiete. Frankreich am Pfälzer Rhein hat die Faust an den großen Eisenbahnlinien 
und dem Fluß-Kanal-Netz West- und Süddeutschlands, ist der Herr des großen 
Rheinelektrizitätsstranges, künftig auch der westdeutschen Ferngasleitung, und der 
Industriezentren der Saar und des Rhein-Main-Neckar-Gebietes. 

5. Der Deutsche Reichsverband ist gefährdet, sobald Frankreich den Pfälzer Rhein 
in den vollen Besitz gewinnt. Nach der historischen Erfahrung ist dann zu be- 
fürchten, daß französische Versuche, im Raum zwischen Rhein, Donau und Elbe 
zu Rheinbundgründungen zu schreiten, kaum vereitelt werden können. 

6. Dem heutigen französischen Europareich, das um die Donaustraße als politi- 
scher Achse errichtet-ist, wohnt die Tendenz inne, die noch fehlenden Gebiete, vor 
allem Österreich und Süddeutschland, in irgendeiner Form einzugliedern. In die- 
' sem Reichsgebiet ist, von Frankreich aus gesehen, der Pfälzer Rhein die strategische 
 Hauptstellung, über die viele Linien der Pariser Politik laufen, Kraftlinien, Zwangs- 
linien, die das Pariser Reichsgebilde zusammenbinden und ein deutsches Mittel- 
‚europa ausschalten. 

Was diese funktionellen Wirkungen des Pfälzer Rheines auch für den Neubau 
unseres Reiches bedeuten, verdient noch einmal in aller Kürze umrissen zu werden, 
'Vom Westen aus gesehen, ist der Pfälzer Rhein eine ungemein kräftige Herrsch- 
‚stellung. Von hier aus beherrscht Frankreich Mitteleuropa. Das ist nur gegen 
"Deutschland und seine Lebensnotwendigkeiten möglich. Von Osten gesehen, deckt 
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dagegen der Pfälzer Rhein eine tödliche Stelle unseres Reichskörpers; er ist wie 
das Lindenblatt am Siegfriedskörper. Darum schließt der Westmarkgedanke mit 
Recht den Anspruch in sich, daß der Grenzraum als des Reiches Schild so gestählt « 
und gestützt werden möge, daß alle feindlichen Stöße aus dem Westen von ihm 


abgleiten müssen. Se: 


Wie hängt nun die Saarfrage mit dem Westmarkgedanken zusammen? 


Vom Pfälzer Rhein her und aus dem Gedankengut des Westmarkgedankens er- 


hält die deutsche Saarabwehr ihr zweites Hauptargument. 

Das pfälzisch-lothringische Tor verfügt in seinen südnördlichen Flußlinien über 
mehrere brauchbare Verteidigungsstellungen. Die heutige Grenzziehung, die Saar- 
Pfalz-Linie, die von westlich Trier her die mittlere Saar heraufkommt und über 


Zweibrücken, Pirmasens, Landau im Zuge südpfälzischer, Verkehr leitender Bach- 


täler den Rhein erreicht, ist die innerste, die letzte dieser Verteidigungslinien. 
Alle anderen sind in Händen der Franzosen (K. 6). 

Nun besitzt die Torlandschaft, die von den gut wegsamen pfälzischen Gebirgen 
wie von einem Zaun durchzogen wird, zwei Hauptöffnungen, eine nördliche, eigent- 
lich eine Gruppe von Wegetälern um die Kaiserslauterner Senke, und eine südliche 
über die Zaberner Steige. Saarbrücken ist es, das alle Verkehrslinien der nördlichen 
Öffnungsgruppe sammelt und so den Westverkehr des Pfälzer Rheines kontrolliert. 
Die Saar-Pfalz-Linie umschließt also die gesamte nördliche Verkehrsgruppe als eine 
'Wegeeinheit. Das Saargebiet aber, das nicht sinnlos aus der Torlandschaft heraus- 
geschnitten ist, wie es dem nur wirtschaftlich Unterrichteten vorkommen mag, löst 
alle Zugänge, die von der Saar her zu der nördlichen Durchgangsgruppe führen, 
aus der Saar-Pfalz-Linie heraus und ist also nach strategischen Gesichtspunkten, 
entsprechend den Absichten des Westlandes, abgegrenzt worden (K. 7). Der Verlust 
des Saargebietes an Frankreich würde darum aus der engen, nicht sonderlich starken. 
letzten Verteidigungsstellung des Pfälzer Rheins ein wichtiges Stück herausbrechen 
und eine deutsche Abwehr links des Rheines ziemlich illusorisch machen. 

Die Saarländer verteidigen darum in ihrer Abstimmung nicht 
nur das eigene Geschick. Sie stehen für das ganze deutsche Volk. 
Sie verteidigen die Selbstbestimmung und die Sicherheit des 
Reiches. Niemals wird dieses Reich um seiner „Sicherheit“ willen 
auf das Saargebiet oder sonst ein Stück der Saar-Pfalz-Linie 
verzichten können. 

Den beiden Hauptöffnungen der Torlandschaft entsprechend, gliedern sich die 
Ostwestwege in einen nördlichen und einen südlichen Straßenzug, die bis Paris 
unabhängig nebeneinander her laufen. Mit diesen zwei Straßenzügen sind die poli- 


tischen Kraftlinien der Torlandschaft gezeichnet: eine nördliche Mannheim (Mainz) 


—Saarbrücken—Metz und eine südliche Tull—Nanzig— Straßburg. Derselben Quelle 
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entspringend und demselben Ziele zueilend, sind sie zu konkurrierenden Linien vor- 
bestimmt und dienen widerstreitenden Kräften: die nördliche deutscher Abwehr und 
die südliche französischem Vormarsch (K. 8). 

In dem Dreieck Mainz (Mannheim)—Karlsruhe—Saarbrücken spiegelt sich die 
geopolitische Struktur des deutschen Teiles der Torlandschaft. Mainz— Mannheim 
(und Karlsruhe) halten die Basis, Saarbrücken aber härtet die Spitze des Abwehr- 
keiles, dem der Schutz des Pfälzer Rheines und der mittleren Saar zukommt. Leider 
vermag ein westlicher Angriff aus dem Elsaß auf Landau diesen Keil zu flankieren 
und die Saarspitze im Rücken zu fassen (K. 8). 

* 

Aus diesen Betrachtungen erwachsen Einzelforderungen des Westmarkgedankens, 
die in engster Verbindung mit der Saarfrage stehen. Es sind nur wenige. 

Ohne weiteres ist verständlich, daß eine Aktivierung der Grenze die einheitliche 
Führung und Organisation des Grenzgebietes voraussetzt. Es ist dies notwendig zu 
sagen, weil die Zeit nach 1870 den unseligen deutschen Partikularismus, sein Gegen- 
einanderregieren und seine Interessentenpolitik selbst im bedrohten Grenzland nicht 
‚ hat überwinden können und damit der Grenzgestaltung viel geschadet hat. 

Hauptaufgabe der Grenzführung ist die Aktivierung des Grenzvolkes und seines 
Volkstums. Der preußische Staat hat im Saargebiet seit langem in rühmlicher Weise 
vorgearbeitet. Wohl kein Bergbaugebiet hat soviel seßhafte Kumpels mit Haus 
und Land und kleiner Ackerwirtschaft wie der preußische Teil des Saarreviers. 
Wie schwer diese Leistung wiegt, kann man nur an dem bunten Völkergemisch 
im anstoßenden lothringischen Grubenrevier ermessen: mehr als 20 Nationen, 
darunter die Ausländer zahlenmäßig über die Hälfte, bilden dort die Bevölkerung. 
Die Saarabstimmung wäre verloren, wenn es im Saargebiet so aussehen würde. 

Im nationalsozialistischen Staat ist wohl kein Zweifel mehr möglich, daß die 
Gruben nach der Rückgliederung in Staatsbesitz zurückkehren werden, um mit 
dem so tauglichen Instrument die alte preußische Bevölkerungspolitik in größerem 
Maßstabe fortzusetzen. Überhaupt muß die gesamte Saarwirtschaft künftig bewußt 
in den Dienst der Grenzpolitik gestellt werden. Es ist von den reichswichtigen Auf-, 
gaben der Grenzaktivierung ker zu fordern, daß der Saar ihre natürlichen Absatz- 
gebiete in Süddeutschland, die ihr zum Teil durch die Abschnürung verloren- 
gingen, erneut gesichert werden. Ihre Verkehrsverbindungen nach dem Pfälzer 
Rhein sind so zu gestalten, daß auch ein Wechsel der Anschauungen, etwa zurück 
zu passiven Grenzauffassungen, sie nicht stören und zurückwerfen kann. Zwar 
liegen Saargebiet und große Teile der Westmark in der Feuerzone der neuen 
französischen Grenzwerke. Es würde jedoch nur der seit 1500 Jahren an der 
Westgrenze üblichen passiven Grenzhaltung entsprechen, wenn man nach der Ab- 
stimmung ein Abwandern staatswichtiger Industrien ins „Weit-vom-Schuß-Sein“ des 
Landesinnern veranlassen und für den Grenzverkehr nur solche Arten und Formen 
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billigen wollte, die einer feindlichen Invasion nicht zum Vorteil gereichen. Dieser b: 
passive Grenzgeist hat uns bis heute den Verfall der Westgrenze beschert; von ihm 
ist die Wende nicht zu erhoffen. Im Sinne des Westmarkgedankens liegt dagegen. } 
die Erinnerung, daß es heute gilt, von der Grenzdefensive zur Grenzoffensive über- 
zugehen. Dabei ist unvermeidlich, daß auch etwas gewagt wird. } 

Jedoch nicht wagen, ohne erst zu wägen. Die wissenschaftliche Erschließung der Ki 
Westgrenzfragen hat seit dem Weltkriege ansehnliche Fortschritte gemacht. Es wäre 
passive Grenzgestaltung, wenn die Saarabstimmung diesen erfolgreichen Bemühungen 
ein Ende bereiten würde. Der Westmarkgedanke dagegen verlangt, daß sie dann 
erst recht in verstärktem Maße, mit größeren Betrachtungskreisen und in bewußt 
politischer Haltung einheitlich weitergeführt werden. Das Programm dieser Grenz- 
wissenschaft aber heißt: Studium der Grenzerscheinungen, dauerndes Beobachten 
ihrer Dynamik und als Krönung die Systembildung, anschaulich und eindringlich, 
die dem politischen Handeln zu festgegründetem, sicherem Abspringen verhelfen soll. 

Um jedoch einen erneuten deutschen Partikularismus, in unserem Fall einen 
Partikularismus der Westgrenze, von vornherein nicht aufkommen zu lassen, ist es 
nötig, die heute in unseren Schulen übliche Geschichtsauffassung, die wohl. mehr 
oder weniger einseitig vom Osten unseres Vaterlandes aus gesehen ist, durch eine 
Schau von Westen her zu ergänzen und dadurch zu einer gesamtdeutschen Ge- 
schichtsauffassung auswägend beizutragen, um den Fragen der Westgrenze im 
deutschen politischen Arbeitskreis die Rolle zu sichern, die ihnen, vom Ganzen her . 
beurteilt, zukommt. 


Hans F. ZEcK: 
Die Saar in der deutsch-französischen Auseinandersetzung 


I. 

Als die Germanen über das sterbende Römerreich hinwegfluteten, wurden in 
tollem Wirbel Völker, Sprachen und Kulturen durcheinandergeschüttelt. Zwar ent- 
standen recht schnell wieder staatliche Gebilde, aber der Untergrund war zu un- 
ruhig, um ihnen Dauerhaftigkeit zu verleihen. Erst nach Jahrhunderten hatte sich 
der lebendige Untergrund so weit geklärt, daß dauerhafte staatliche Gebilde wachsen 
konnten. Sie konnten aber nur dort wachsen, wo wirklich klarer, in sich selbst 
ruhender völkischer Untergrund vorhanden war,denn Staaten sind ja nichts anderes, 
als eine Art Gerüst und ein Schutzpanzer, den das lebendige Volk aus sich heraus 
entwickelt, damit sein empfindliches Eigenleben geschützt sei und sein vielfältigst 
gegliedertes Wesen zur Entfaltung gebracht werden könne, 

Dem fortschreitenden Klärungsprozeß Europas fiel auch das fränkische Misch- 
reich Karls des Großen zum Opfer. Es ist nun aber nicht so, daß etwa bewußt ge- 


ü 
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wordene Scheidung die karolingischen Teilungen veranlaßt hätte. Die Teilungen 
sind der Niederschlag familiärer Zwistigkeiten unter den Enkeln Karls des Großen. 
Aber es ist doch so, daß erst durch die in der karolingischen Zeit erreichte Klärung 
diese familiären Teilungen ihre welthistorische Bedeutung erhalten haben, denn in 
der späteren Karolingerzeit treten als geschlossene Sprach- und Kulturgebiete mit 
scharf und klar ausgeprägter germanischer und romanischer Eigenart auf: Aqui- 
tanien (aber auch Neustrien) im Westen und Bayern im Osten des gewaltigen frän- 
kischen Reiches. Es ist kein Zufall, daß die Rebellen gegen die Reichseinheit ihren 
Rückhalt in diesen Gebieten fanden, die zuerst den Klärungsprozeß beendet hatten: 
Karl in Aquitanien, Ludwig in Bayern. Diesen Gebieten ‚mußte daher die Führung 
zufallen bei dem entscheidenden Angriff auf die Einheit des Reiches. An diesem 
Punkte zeigt sich, daß die Entwicklung zur Eigenstaatlichkeit im Westen wie im 
Osten mit der Erneuerung romanischen und germanischen Volkstums, mit der Auf- 
lehnung gegen die fränkische Mischkultur in ursächlichem Zusammenhange steht“ 
(Fr. Steinbach). 

Die wiedererstandene völkische Eigenart — oder umgekehrt: die Schwäche des 


‚ Reichsgedankens — in den beiden Gegenpolen wurde das tragende Element in der 


Auflösung des Frankenreiches. Die beiden gegnerischen Zentren der Reichseinheit 
waren aber zugleich unter sich sprachlich, völkisch, kulturell verschieden und gaben 
deshalb den Untergrund zu zwei nicht bloß politisch selbständigen, sondern gegen- 
sätzlichen Staatsgründungen ab. Was zwischen ihnen lag, wurde zum Streitobjekt 
und zum Kampffeld beider Polaritäten. 

Das also ist unsere Erkenntnis: Vor der Völkerwanderung hatte die Geschichte 
des deutschen und des französischen Raumes keinen inneren zwingenden Zusam- 
menhang. Auf dem Mischmasch der Völkerwanderungszeit konnte das kleine frän- 
kische Gaukönigtum, das Childerich I. und sein Sohn Chlodwig bei Tournay be- 
saßen, zu einem Reich ausgeweitet werden, das eine unnatürliche Verbindung zweier 
Räume und ihrer Menschen bedeutete. Das Eigenleben drängte aber wieder durch, 
als eine gewisse Klärung eingetreten war. Historischer Ausdruck wurde die Teilung 
des Jahres 843, die‘ Geburtsstunde des späteren deutschen und des französischen 
Reiches. 

II. 

Das Ostreich trat mit einer Vielfalt völkischer Splitter in die Geschichte ein. 
Eine verwirrende Vielfalt räumlicher Gliederung mit einer Vielheit isolierender 
Kammern schuf die Voraussetzung für die Erhaltung der vielen Volkssplitter. 
Solche Vielfalt konnte nur durch zwei Möglichkeiten überwunden und zur großen, 
allumfassenden Einheit geführt werden: von innen her durch die einigende Kraft 
einer gewaltigen, gemeinsamen Kulturidee oder von außen her durch die alle 
andern überragende Macht einer Volksgruppe. Es ist kein Zufall, sondern nüch- 
terne Erkenntnis der realen Voraussetzungen und darum staatsmännisch gewesen, 
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daß das erste Reich der Deutschen auf dem Untergrunde einer religiösen Kultur- E 
idee in die Geschichte eingetreten ist. : 

Alles echte Leben bewegt sich in ewigem Rhythmus. Auch die Kraft der reli- 
giösen Kulturidee verblaßte. Schon die Gotik zeigt das Heraufsteigen neuer, indi- 
vidualisierender Kräfte an. Seit dem Untergange der Staufer läßt die Kraft 
schneller und immer schneller nach. Die ordnende Kraft von innen heraus ließ 
mehr und mehr nach, aber kein Volkssplitter hatte die überragende Kraft, den 
anderen seinen ausschließlichen Willen aufzuzwingen und die politische Kraft des 
Reiches zu retten. So wurde dies glanzvolle Reich schließlich ein Schemen seiner 
selbst. 

Auch das Westreich löste sich in seine Splitter auf. Einer der kleinsten war die 
Herrschaft über fünf Dörfer in der Gegend um Paris, die ums Jahr 800 der Sachse 
Witichin angetreten hatte. Sein Ururenkel Hugo — nach der Kapuze, die er als 
Laienabt trug, auch Hugo Capet genannt — wurde zum Stammvater aller franzö- 
sischen Könige. Diese kleine Herrschaft lag geographisch ungemein günstig. Durch 
dreifachen Gebirgswall gesichert, wuchs sie fest zusammen. Mit solch gesammelter 
Kraft griff sie in den Nachbarraum, riß ihn an sich, verschmolz ihn mit dem 
Stammgebiet und stieß abermals ein Stück weiter. Dieses Kraftsammeln, Hinüber- 
greifen, Kraftsammeln und wieder Hinübergreifen füllt die Zeit bis etwa 1300 aus. 

Die Gunst geographischer Lage machte die Landschaft um Paris zum natürlichen 
Zentrum eines werdenden Reiches. Gewiß folgten die Nachbarräume nicht gut- 
willig; sie mußten mit Gewalt gezwungen werden. Aber gerade deshalb blieb der 
kompromißlose Wille des Herrschers im natürlichen Mittelpunkte erhalten. Dieser 
ausschließliche Wille zwang Volkssplitter verschiedenster Blutmischung, verschie- 
denster Räume, verschiedenster Religionen zur Einheit des französischen Staates 
zusammen. Dieser Wille war und blieb ausschließlich politisch bestimmt und setzte 
zur Verwirklichung alle aus den verschiedensten Quellen stammenden Kräfte ein. 

In solcher Verschiedenartigkeit der politischen Willensbildung liegt die ganze 
Tragik der deutsch-französischen Geschichte umschlossen. Zielklarer, kompromiß- 
loser, politischer Wille steht gegen immer weniger bindende geistige Kraft und 
behält gegen eine verwirrende Vielheit politischer Willen eigensüchtiger Dynasten. 
stets die Oberhand. Um 1650 bis 1700 liegt der Tiefpunkt der deutschen Kultur- 
kraft und damit zugleich der Höhepunkt der politischen Entfaltung Frankreichs. 
Unter Ludwig XIV. durfte sich der politische Wille ganz unverhüllt hervorwagen. 
Diese Brutalität nach außen (Länderraub) wie nach innen (Religionswirren und 
Auswanderung von 1 Million Hugenotten) bringt zugleich den Umschwung in der 
Dynamik der deutsch-französischen Geschichte. 

Eingeleitet und getragen wird dieser Umschwung nicht von den Fürsten, die sich 
in der Nachäffung des „Sonnenkönigs“ überbieten, sondern vom Volke, dem von 
da ab Frankreich als ‚Erbfeind“ erscheint. Aus dieser zunächst nur negativen Ab- 
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- wehrstellung wächst bis zu J. G. Herder (also zwischen 1790— 1800) die erste geo- 


politische Erkenntnis vom Wesen des deutschen Staates und des deutschen Volks- 
tums. Auf Herder fußt die Romantik als erstes bewußtes Erleben des Deutschtums. 


- Wie ein Rauhreif legt sich der Liberalismus auf die junge Pflanze und droht alles 


- in seichtem Weltbürgertum und vermassender Demokratisierung zu vernichten. Wir 


Lebenden sind die Zeugen eines Umbruchs von historischer Bedeutung, die in ihrer 
Größe auch jene hoffentlich zu Bejahern der Gegenwart und Zukunft machen 
wird, die noch am Alltag und seinen Kleinlichkeiten hängen. 


III. 


Als die Brüder 843 zu Verdun das fränkische Reich teilten, ging es nicht um 
gerechtes Auswägen der Güter und Einkünfte, sondern um vorteilhafteste Ab- 
rundung eigner Teilreiche. Das Interesse an guter Angriffs- und Verteidigungs- 
möglichkeit bestimmte die Grenzziehung, und das Recht zu bestimmen lag bei dem, 
der die Macht dazu hatte. Das waren Karl und Ludwig, die kurz zuvor (841 bei 
Fontanetum) Lothar besiegt und sich zu Straßburg jene feierlichen Eide — zum 
ersten Male in deutsch und französisch — geschworen hatten, gegen den Bruder zu- 


 sammenzustehen. Entsprechend der Machtverteilung fiel die Grenzziehung aus. 


Ludwig, dessen Stützpunkte Regensburg und Frankfurt waren, bedang sich gegen- 
über dem geopolitisch so bedeutungsvollen Mainz einen Brückenkopf aus. Die 
Grenze des Westreiches folgte der natürlichen Scheidelinie Cevennen—Cöte d’Ore- 
Plateau von Langres—Argonnen—Ardennen—Scheldemündung. An zwei bedeutungs- 
vollen Stellen greift sie darüber hinaus: nördlich Lyon, wo sie als vorgeschobener 
Brückenkopf den Weg zur Burgunderpforte und damit ins obere Rheintal und 
gleichzeitig den Weg zum Mittelmeer beherrscht. Das Westreich beherrscht die 
Rhein-Rhonefurche und damit die bedeutendste Verbindung vom Mittelmeer zum 
Atlantik. Bei Mezieres greift die Grenze bis zur Maas vor und sichert in weitem 
Bogen die Zugänge ins, Oisetal und damit zum Pariser Becken; aber zugleich die 
Stoßmöglichkeit maasabwärts in die Wallonie. Schon um 1300 steht diese so sehr 
unter französischem Druck, daß der Bischof von Lüttich dem französischen König 
Schutz gegen seinen eignen Landesherrn, den deutschen König, zusagen muß. 
Als das Ostreich Lotharingien erwarb, erwarb es zugleich dessen ungünstige 
Grenzen gegen das Westreich. Daß die Folgen lange nicht zu spüren waren, hängt 
mit der innern Schwäche des Westreiches zusamınen. Als dort aber das Einigungs- 
werk in großen Zügen vollendet war, setzte sofort ein starker Grenzdruck ein. 
Der meteorhaft schnelle Aufstieg Burgunds mit Front gegen Frankreich und gegen 
Deutschland bannte noch einmal die Gefahr. 1477 fiel mit Karls des Kühnen 
Tode aber alles zusammen. Maximilian erheiratete die burgundische Erbschaft zum 
größten Ärger Ludwigs X., der versuchte, mit Waffengewalt Burgund für die 


französische Krone zu retten. 
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Ob Hausmachtinteressen, ob egoistische Heiratspolitik ist gleich. Maximilian hat & 
dem Rheine sein natürliches Glacis gerettet und dem Deutschen Reiche eine Land- 
reserve gegen Frankreich verschafft, von der wir Jahrhunderte zehren konnten, als 
völkisches Denken und völkische Politik uns Deutschen fremde Begriffe waren. 


IV. 


1506 erbte Karl V. von seinem Vater Kastilien und die neu entdeckten Länder 
in Übersee; ı516 von seinem Großvater Ferdinand Aragonien, Neapel und Sizilien; # 
ı5ı19 von seinem Großvater Maximilian die habsburgischen Lande im Deutschen 
Reich. Damit war Frankreich zum ersten und einzigen Male in eine geopolitisch 
gefährliche Zwangslage geraten: es war auf beiden Seiten von der Habsburger- 
macht eingezwängt, und diese Macht verfügte über alle Hilfsquellen der Welt. Eine 
gleich günstige Position hat Deutschland nie wieder erreicht. Wie sehr Frankreich 
diese Zangenstellung fürchtet, offenbart deutlich die Vorgeschichte des Krieges 
1870/71. 

Franz I. von Frankreich (1515—ı547) sucht verzweifelt in vier Kriegen diese 
Umklammerung zu sprengen. Er unterliegt zwar, nimmt aber nach dem Gesetz 
der Nachbarfeindschaft durch die von ihm eingeleitete Bündnispolitik mit den 
Türken seinerseits die Habsburger in die Zange. Die verhängnisvollen Auswirkungen 
sollten sich erst viel später zeigen. Zunächst jedenfalls ist Frankreich in die 
Defensive gedrängt, ohne daß darum sein Besitzstand irgendwie angetastet worden 
wäre. Die Habsburger schließen die deutsche Westfront fest zusammen. Die Nieder- 
lande im Norden und Burgund im Süden sind ihr eigner Besitz. Dort können sie 
frei verfügen. Die Lücke sucht der Kaiser abzudämmen durch den Vertrag von 
ı542, den er zu Nürnberg mit dem Herzog von Lothringen schließt und der 
Lothringen zum ‚freien, nicht einverleibbaren Herzogtum“ erklärt. Mit Verträgen 
mußte sich der Kaiser zu helfen suchen, weil die Reichsgewalt nicht ausreichte, 
seinem Willen Ausdruck zu verleihen, und jede Grenzzelle selber die Last des 
Grenzkampfes zu tragen hatte. Aber schon zehn Jahre später war die deutsche 
Abwehrfront zerschlagen und Frankreich der Weg aus der Zange in deutsches 
Land gewiesen. Rebellierende Reichsfürsten unter Führung Moritz von Sachsen, 
lieferten den Franzosen Metz, Toul und Verdun aus. Hundert Jahre später hatte 
Frankreich die Lücke fest in der Hand. 

Zwar kehrte das Lothringer Herrscherhaus in sein Land zurück; aber unter 
welchen Bedingungen. Turgot, damals Intendant in Metz und oberster Verwaltungs- 
beamter im Grenzgebiet, schildert sie in seiner handschriftlichen Instruktion an den 
Prinzen-Thronfolger: 

Wir haben das unbegrenzte Durchmarschrecht... das ausdrückliche Recht auf Erhalt aller 
Lebensmittel... Darüber hinaus steht uns sogar die Hilfe der Bevölkerung vollkommen zur 
Verfügung, seien es Menschen oder Fuhrwerke... Deshalb wird bei drohender Kriegsgefahr 
dem Herzog nicht erlaubt sein dürfen, auch nur einen Augenblick zu schwanken, auf unsere 
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Seite zu treten... Die geringste selbständige Regung oder Verzögerung könnte uns durch die 
Folgen nachteilig werden... Die Neutralitätserklärung, die er im Auge hat, ist für uns 
von allem das Schlimmste. (Turgot, „Memoire du Departement des Trois Ev&chez“ vom 
30. 7. 1699, Bd. II, 126; ungedruckte Quelle im Städtischen Archiv zu Saarlouis). 


Trotz alledem traute Frankreich dem Herzog nicht, dessen Gebiet vor allem im 
‘Norden in breiter Front an das Deutsche Reich grenzte. Frankreich schloß die 
Lücke und sicherte sich, indem es einfach mitten im deutschen Lande die Sperr- 
und zugleich Ausfallsfeste Saarlouis erbaute. 

Louvois, der Kriegsminister Ludwigs XIV., teilte dem Festungsbaumeister Vau- 
ban folgenden Entschluß mit: 


Seine Majestät würde es für ratsam halten, Saarbrücken oder Wallerfangen oder einen 
Platz zwischen beiden zu befestigen, um das ganze Gebiet durch eine gewaltige Anlage zu be- 
herrschen; die Garnisonen, die in den Städten an der Saar Winterquartiere bezögen, zu sichern, 
und Homburg ... einen Rückhalt zu geben. Mit Hilfe dieser und aller Streitkräfte an der 
Saar würden wir verhindern, daß irgendein Feind sich diesseits des Rheines festsetze und 
würden von dort mehr als 300000 Taler Kriegsentschädigung jährlich herausholen können... 
Wir könnten versichert sein, daß mittels dieser und der Anlagen bei Freiburg und Hüningen 
niemals Deutsche diesseits des Rheines von uns erblickt würden (abgedruckt in vollem Umfange 
bei Gaston Zeller, „L’origine de Sarrelouis“, Nancy 1923, S. ar). 


Vauban trat seine Inspektionsreise an und faßt das Ergebnis seiner Untersuchungen 
an Ort und Stelle im ‚‚Projet instructif de la Fortification de Sarrelouis“ (datiert: 


Wallerfangen, 8. Februar 1680) so zusammen: 

Diese Festung wird günstiger als alle andern des Königreichs gelegen sein; sichert sie uns 
doch 20 Meilen Landes und gibt uns noch 20 andere Meilen dazu. Erstens: im Blick auf 
Lothringen und das Metzer Land... Zweitens: hinsichtlich des vorwärts gelegenen Landes 
kann von hier aus der Krieg an den Rheini, von Koblenz bis Straßburg, getragen werden und 
die Durchführung größerer Unternehmungen vorbereitet werden (Zeller, a. a. O., S. 46). 


Saarlouis soll also der Sicherung Lothringens und zugleich als Festungsplatz zur 
Vorbereitung ‚größter Unternehmungen“, nämlich der Vortragung des Krieges 
„an den Rhein, von Koblenz bis Straßburg“, dienen. 


Vs 

Saarlouis, dieses Ausfalltor gegen Deutschland, ist nicht einmal auf französi- 
schem Boden, sondern auf staatsrechtlich deutschem Gebiet erbaut worden! Schon 
1662 forderte Ludwig XIV. den Grafen Gustav Adolf von Saarbrücken vor das 
Metzer Gericht, damit er den König von Frankreich als Lehnsherrn anerkenne. Der 
Graf weigerte sich und mußte darob landflüchtig werden. Er trat in kaiserliche 
Dienste und fiel 1677 unweit Straßburg nach siegreichem Gefecht gegen die 
Franzosen. Zweiundeinhalb Jahre nach seinem Tode befahl Ludwig XIV. den Bau 
von Saarlouis. 

Wie genau die Franzosen, selbst die „Juristen“ der Metzer Reunionkammer 
wußten, daß der Bau auf fremdem Boden stand und wie wenig sie das störte, 
geht aus der Korrespondenz des Metzer Parlamentsadvokaten Du Clos mit seinem 
Auftraggeber, dem Grafen Friedrich Ludwig von Nassau-Saarbrücken, hervor. 
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Du Clos teilt mit, er habe erfahren, daß der Graf die Oberhoheit über den Boden 2 


von Saarlouis besitze und daß nach Mitteilung von Raveaux (dem Obermacher der 


Reunionen) der französische König den Platz in das Lehnsverzeichnis des Grafen 


(, 


aufnehmen wolle. Raveaux müsse die Befehle des Königs ausführen. Darum riet _ 


Du Clos dem Grafen, ‚diese Mitteilung nicht außer acht zu lassen“ und meinte 
weiter, „das kann nur geschehen, indem dem König die Rechte abgetreten werden, 


die Sie auf das Gelände haben, auf dem die Stadt Saarlouis erbaut worden .ist“ 


(abgedruckt bei Fr. Köllner, „Geschichte des vormals Nassau-Saarbrückenschen 


Landes und seiner Regenten“, Saarbrücken ı841). Also erst vier Jahre nach Bau- 


beginn verhandelt Frankreich mit dem deutschen Grundherrn, um sich einen 


Rechtstitel zu verschaffen. Aber der Graf lehnt ab und erst der Frieden von ‚Rijs- 
wijk, 1697 bringt eine Lösung; aber eine Gewaltlösung. Im Artikel 32 dieses 


Friedensschlusses heißt es: 

Die Festung Saarlouis mit einer halben Meile im Umkreis, wie durch die königlichen 
und lothringischen Bevollmächtigten bestimmt werden soll, bedingt sich seine Allerchristlichste 
Majestät aus, um dieselbe mit allen oberherrschaftlichen Rechten ewig zu besitzen. 


Vom Grafen von Saarbrücken redet keiner mehr! 

Vielleicht noch ärger ist die Geschichte von Mont-Royal bei Traben-Trarbach an 
der Mosel. Weit, weit vorgeschoben ins deutsche Land lag dieser Ort. Hier baute 
sich Frankreich ein „Opus ingens“ (ungeheures Werk), imstande, „Kurtrier, Kur- 
köln, Kurmainz, die Pfalz, das Land von Lüttich und Limburg, Jülich und Kleve 
bis Nymegen in Schach zu halten und mit Kontributionen zu belegen“. Diese 
Festung, mit Kasematten für 30000 Mann, war ein ‚ausgezeichneter und ge- 
sicherter Speicher für Heeresbedarf“; es war die stärkste Festung, die Vauban er- 
baut hat. Stieß Frankreich vom Mont-Royal vor, war die Rheinlinie von Basel bis 
Holland nicht mehr zu halten. Weil dieser Platz so wertvoll erschien, nahmen ihn 
die Franzosen einfach weg. Im sogenannten Stillstand von Regensburg (15. August 
1684) hatten die Franzosen sich vertraglich verpflichtet, alle seit dem ı. August 
1681 geraubten Gebiete, dazu Straßburg, Kehl und Luxemburg unverzüglich her- 
auszugeben und zwanzig Jahre lang keinerlei Annexionen mehr vorzunehmen. 
Auch Traben hätten sie herausgeben müssen, denn erst am 23. Juni ı683 war das 
Lehnverzeichnis der Landesherrin bei der Metzer Reunionkammer eingereicht wor- 
den. Als 1687 die Deutschen Erfüllung ihres Rechtsanspruches forderten, gab 
Louvois Befehl, ein Urteil der Kammer mit Datum zwischen ı. Mai und ıo. Juli 
1681 anzufertigen (vgl. hierzu Herold, Niessen, Steinbach, „Geschichte der fran- 
zösischen Saarpolitik“, Bonn 1934, S. hm). 

1697, im gleichen Jahre als Mont-Royal geschleift wurde, mußten die Fran- 
zosen auch die Saarprovinz herausgeben, in der alle Erwerbungen zwischen Mosel 
und Rhein verwaltungstechnisch zusammengefaßt waren. Nach siebzehnjähriger 
Fremdherrschaft war die Saar wieder deutsch geworden ... bis auf Saarlouis, das 
sie in Rijswijk mit Erfolg verteidigt hatten. 


= Darstellungsweise dieser geopolitischen Reliefkarten ist urheberrechtlich geschützt. — (Nachdruck verboten) 


indlinien des Verkehrs auf dem europäischen Kontinent, von Paris aus gesehen, und 
ıptverkehrslinien des deutsch-französischen Grenzvierecks. Böhmen, von seinen Rand- 
irgen geschützt, liegt wie ein Verkehrsturm zwischen den Straßen nach Osten 


2. 


Grundzüge der französischen Angriffe gegen die Rheinfront. 
Frankreich greift an: 


a) Die Rheinmündung; 
3 Funktionen: „Pistole auf die Brust Englands“ (Napoleon), 
Kontrolle des Atlantikverkehrs des Rheingebiets, 
Bedrohung der Weser- und Elbemündung; 
b) den Pfälzer Rhein; 
6 Funktionen — siehe Aufsatz ! 


c) die Po-Ebene südlich der Rheinquellen; 
3 Funktionen: Kontrolle des Mittelmeerverkehrs des Rheingebietes, 


Flankierung Wiens und Kontrolle seines Adriaverkehrs, 
Bedrohung der Apenninenhalbinsel, der Brücke nach dem Orie 


u 


1 Chalons 

2 Verdun 

3 Metz 

4 Saarbriicken 
5 Kaiserslautern 
6 Mannheim 

7 Frankfurt 

8 Würzburg 


v 


is—Prag: Scheidelinie des europäischen Ost-Westverkehrs. Eine „Herrsch‘“-linie; auf ihr 
olgten die gefährlichsten Angriffe von Westen her. (Vgl. Abb. 4) 


4. 


Saarbrücken—Eger, die Hüfte des deutschen Volksbodens und seine schwächste Stelle; dahe 


erfolgen auf ihr hauptsächlich die militärischen und politischen Vorstöße Frankreichs gege 
das deutsche Mitteleuropa 


ilitärische Reichweite des Pfälzer Rheines unter der Herrschaft eines überlegenen fran- 
Ssischen Heeres. Die weißgestrichelte Linie zeigt, daß diese militärische Reichweite be- 
ätigt wird durch die politische Reichweite: das Erzbistum Mainz erfüllte zur Zeit seiner 
"ößten Ausdehnung etwa denselben Raum 


6. 


Deutsche Grenzstellungen im pfälzisch-lothringischen Tor. Landau im französischen Besitz 


läßt die Saar-Pfalzlinie zusammenbrechen und liefert das linke Rheinufer bis zum Hunsrück 
an Frankreich aus 


] 


as Saargebiet umfaßt die westlichen Zugänge zu den Pfälzer Wegetälern; Saarbrücken kon- 
olliert den Westverkehr des Pfälzer Rheines 


8. 


Kraftlinien des deutsch -französischen Gegensatzes im pfälzisch - lothringischen Tor 


en An; _ u 
> Bi 


} 
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VI. 


| Bis zu den Befreiungskriegen, also rund 135 Jahre, war Saarlouis mit seiner un- 
mittelbaren Umgebung französisch. Darum glauben die Franzosen, einen histori- 


schen Anspruch zu haben. Ist Saarlouis wirklich eine französische Stadt; sind ihre 


- Bewohner wirklich Franzosen? 


Die Oberschicht der Gründungszeit war es ohne Zweifel. Als aber 1697 Saarlouis 


sein Hinterland und damit seine wirtschaftliche Basis verlor, wanderte diese Ober- 


| schicht ab, unter deren Einfluß sich im Laufe der Zeit möglicherweise eine Stadt 


mit französischer Fassade oder mit Zweisprachigkeit hätte entwickeln können. Die 


_ zurückgebliebene Mittel- und Unterschicht waren deutsch und sind deutsch ge- 


blieben. Hier ein paar Belege dazu: 


1685 verordnet Ludwig XIV. Französisch als alleinige Amtssprache; 

1748 wiederholt Stanislaus Leszcinski dieselbe Verordnung und droht harte Strafen an. 
Beide Verordnungen blieben relativ unbeachtet, weil das Volk einfach kein Französisch ver- 
stand. 

1789 fordert die Bürgerschaft amtliche Anerkennung des Deutschen. Dem Antrag wurde 
stattgegeben. „Alle Verordnungen der Nationalversammlung sollen ins Deutsche übersetzt 
werden“, teilt der Abgeordnete des Saarlouiser Bezirks mit. In der Tat werden 1791 600 
Exemplare der neuen Verfassung in deutscher und 190 in französischer Sprache zur Verteilung 


- an die weltlichen und geistlichen Beamten sowie die Offiziere der Nationalgarde nach Saar- 


louis geschickt. Um diese Zeit war Deutsch also immer noch die Sprache des Volkes. ı 

1794 eröffnet die „im Namen der unveräußerlichen Menschenrechte“ errichtete Regierung 
zu Paris einen Vernichtungsfeldzug gegen alles Deutsche. „Bürger! Die Sprache eines freien 
Volkes muß ein und dieselbe sein für alle!“ Im Geiste dieser Parole bereist der „Volks 
beauftragte‘ Mallarm& als Werber des Französischen die deutschen Gebiete und verkündet 
in seinem Bericht vom ı6. Mai, daß in sechs Monaten die plumpe deutsche Mundart, eine 
Sprache der Sklaven, verschwunden sei. Am 20. Juli wurde ein rücksichtsloses Verbot der 
deutschen Sprache erlassen, nachdem schon am ‘27. Januar befohlen worden war, innerhalb von 
zehn Tagen überall französische Volksschulen zu errichten. Am Widerstande der von der 
katholischen Geistlichkeit geführten Bevölkerung scheiterten diese Verordnungen. Deutsch 
mußte als „moyen auxiliaire“ zugelassen werden. Um den Französisierungsbestrebungen Vor- 
schub zu leisten, wurde gar Kolonisation oder Umsiedlung vorgeschlagen. Aber Franzosen ließen 
sich nicht ins Land holen, und von der Deportation heißt es, „statt sich ins Französische ver- 
pflanzen zu lassen, flüchten sich die Bauern in deutsche Länder“ (vgl. hierzu die Arbeiten 
von StR. Dr. Knox, Saarlouis, in der demnächst erscheinenden Schrift ‚Saarlouis und Frank- 
reich“). 

14 unter dem Konsulat wurde so etwas wie Zweisprachigkeit zugelassen. Man hatte offen- 
bar erkannt, daß das deutsche Volkstum nicht auszurotten war. Aber noch 

1807 konnte in seinem Verwaltungsbericht der Maire Souty schreiben ‚... es wäre zu wün- 
schen, daß die französische Sprache auch in der Christenlehre angewandt würde...“ und 
hinzufügen „le gouvernement l’&xige“ (die Behörde wünscht es so). Aber alles half nicht, und 
als dann 

1815 die Saarlouiser aus dem französischen Staatsverbande entlassen wurden, berichtete der 
Unterpräfekt in Diedenhofen an den Präfekten in Metz 
es ist mir peinlich sagen zu müssen, daß die Bewohner zum Übergang unter die fremde 


sye». 
“ 


(die preußische) Regierung geneigt zu sein scheinen...“ (Bericht vom 23. Januar 1816.) 


Seit es überhaupt ein Ostreich (Deutschland) und ein Westreich (Frankreich) gibt; 
seit dem Jahre 843, also seit rund ı100 Jahren, ist das Saargebiet nur 21 Jahre 


24 
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französisch gewesen (1680—1697 und ı801—1805) und selbst in dieser kurzen E 
Spanne nur mit Gewalt. 1100 Jahre deutsch — »1 Jahre französisch ... auf solch 


dürftiger Unterlage läßt sich kein Anspruch auf Land und Leute herleiten. Selbst 
Saarlouis und seine Umgebung, das 135 Jahre unter Fremdherrschaft gestanden 


hat, hat allen Bedrängungsversuchen zum Trotz mit erbittertem Eifer und größtem 
Erfolg sein deutsches Volkstum bewahrt. Wo die Dinge so eindeutig Fur Kea 


von Teilen keine Rede sein. t 


Die da heute von Teilen reden, denken an die Kohle des Warndt und die Höhe | 
im Südwesten von Saarlouis. In dieser Höhe konzentriert sich die wehrgeographische 
Bedeutung des ganzen Saargebietes. Wenn darum vom „Kompromiß“ und von 


„kleinen Grenzregulierungen“ geredet wird, so ist das undiskutabel. An der Saar 


ist nichts zu teilen. Die Saar war stets deutsch und sie will heute zum Reiche | 


zurück. Geschichte und klarer Wille des Volkes lassen kein Deuteln zu. 


ELISABETH SCHMIDT: 
Die Sonderart der saarländischen Kulturlandschaft 


Unter den deutschen Industrielandschaften nimmt die des Saargebiets eine Son- 
derstellung ein, die in folgendem kurz geschildert werden soll. Dabei kann nicht 
ausgegangen werden von dem willkürlichen Gebilde des Versailler Diktats, sondern 
nur von dem ganzen südwestdeutschen Raum, der in enger wirtschaftlicher und 
kultureller Beziehung zu dem Industriegebiet an der Saar steht. Dieser Raum er- 
streckt sich über die heutige Grenze hinaus und umfaßt Teile der Westpfalz, 
Hessens, Badens und der Rheinprovinz. 

Um das Wesen der heutigen Kulturlandschaft des Saargebietes ursächlich zu be- 
greifen, müssen wir die Wandlungen verfolgen, die sich mit dem Aufschwung von 
Bergbau und Industrie im vorigen Jahrhundert hier vollzogen haben. Zu Beginn 
des Jahrhunderts war das Saargebiet im wesentlichen Agrarland. Das drückt sich 
deutlich aus in der Bevölkerungsstatistik. Die Landschaften mit den besten Böden, 


der Bliesgau, die Muschelkalkplatte links der Saar, das Köllertal, waren die am | 


dichtesten besiedelten Gebiete. Dünn besiedelt waren dagegen die Waldgegenden 
des mittleren Saargebietes, die heute den am dichtesten bevölkerten Kernraum des 
Landes bilden. Hier betrug die Bevölkerungsdichte im Jahre 1820 33 bis 39 E/qkm 
gegen 55 auf der Muschelkalkplatte links der Saar und über 70 im Bliesgau. ‚Von 
diesen Verhältnissen wich nur ab das mittlere Saartal, wo eine Bevölkerungsdichte 
von 210 E auf den qkm unter Ausschluß, 249 unter Einbeziehung von Saarbrücken 
schon im Jahre 1820 erreicht war. Es vereinigte sich hier Fruchtbarkeit des Bodens 
mit günstiger Verkehrslage, die Saarbrücken zu einem bedeutenden Handelsplatz 
machten. 
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Das Saargebiet war ums Jahr 1820 mit einer Bevölkerung von 123000 E (inner- 
halb der heutigen Grenzen) an den Grenzen seiner landwirtschaftlichen Tragfähig- 
keit angelangt. Es war, wie die Westpfalz, Auswanderungsgebiet. Die Auswanderung 
ging in der Hauptsache nach Amerika und hat bis über die Jahrhundertmitte an- 
“gedauert. Einzelne Landschaften, vor allem das Saartal um Saarbrücken, waren 
bereits landwirtschaftliche Zuschußgebiete. Der Besitz war damals schon im wesent- 
lichen Mittel- und Kleinbesitz, maßgebend für die Besitzverteilung waren die Be- 
stimmungen des Code Napoleon, die Erbteilung vorschrieben. Die dadurch bedingte 
Zersplitterung des Besitzes brachte schon zu Beginn des Jahrhunderts die Not- 
 wendigkeit des Nebenerwerbs mit sich, der zum Teil im Fuhrgeschäft, in anderen 
Gegenden, vor allem in der Westpfalz, in der Weberei bestand, die sich bis gegen 

Ende des Jahrhunderts erhalten hat. 

Die landwirtschaftliche Tragfähigkeit des Saargebiets hat Carl Schnur auf 120000 
bis 140000 E innerhalb der heutigen Grenzen berechnet!). Schon im Jahre 1843 
aber betrug die Bevölkerung über 170000. Diese relative Übervölkerung hatte zur 
Folge, daß die entstehende Großindustrie ihren Arbeiterbedarf im wesentlichen am 
Standort und in seiner Umgebung decken konnte. Die Bevölkerung des Saargebiets 
' wuchs zwar von 1843 bis ıgıo fast auf das Vierfache (von 1776000 auf 652 000 
innerhalb der heutigen Grenzen), aber die Einwanderung kam aus den Nachbar- 
gebieten. Das zeigt sich heute noch deutlich darin, daß die früher bestehenden ‚Ver- 
schiedenheiten in Mundart und Volkscharakter erhalten geblieben sind. Noch heute 
spricht man im südöstlichen Teil des Saargebietes rhein-, im nordwestlichen 
moselfränkisch, noch heute ist der Bewohner des Südostens ein Pfälzer, der des 
Nordwestens ein Moselfranke. 

Mit der Entwicklung der Industrie, die seit den fünfziger Jahren des vorigen. 
Jahrhunderts, seit dem Bau von Eisenbahnen, ihren großen Aufschwung nahm, 
vollzog sich eine völlige Umkehr in der Bevölkerungsverteilung. Schon 1871 stand 
das Waldland, auf dessen produktiven Karbonschichten sich Bergbau und Industrie 
entwickelt hatten, mit einer Bevölkerungsdichte von 331 E auf den qkm nur mehr 
hinter dem Saartal zurück, während die vorwiegend landwirtschaftlichen Gebiete 
nur Dichten von „5 bis ı50o E auf den qkm aufwiesen. 

Eine solche Verlagerung des Bevölkerungsschwergewichtes ist eine ständige 
Folge der Industrialisierung. Im Saargebiet aber setzt eine Sonderentwicklung ein. 
Man suchte die durch die Industrie bewirkte Anhäufung der Be- 
völkerung nicht zu fördern, sondern hintanzuhalten, und man 
suchte gleichzeitig die Arbeiterbevölkerung fest in der Verbindung mit dem Boden 
zu erhalten. Dieses Ziel, das vor allem von der staatlichen Bergwerksverwaltung an- 
gestrebt wurde, war nur zu erreichen durch großzügigen Ausbau des Verkehrs- 
netzes, der auch Arbeitern aus weiter entfernten Gebieten die tägliche Rückkehr 

1) Carl Schnur: Die Entwicklung der Kulturlandschaft im Saargebiet. 
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nach Hause ermöglichte. Eine weitere Voraussetzung war die Erleichterung des 
Hauserwerbs durch billige Baudarlehen, die von der Grubenverwaltung gewährt 


wurden. Wie weit das Vorgehen der Grubenverwaltung Erfolg gehabt hat, zeigt die 
‚Tatsache, daß im Jahre ıgıo 38,2% der Belegschaft der Saargruben Haus- oder 
Grundbesitz, meist beides zusammen besaßen. Diese Ziffer erscheint noch günsti- 


ger, wenn man bedenkt, daß unter der Belegschaft sich ein beträchtlicher Teil 


‚junger Leute befindet, die im Elternhaus leben; von den verheirateten Berg- 


arbeitern waren etwa 60% Hausbesitzer. Dem Bestreben der Bergwerksverwaltung 
entgegen kam der Wunsch vieler Arbeiter, die aus kleinbäuerlichen Verhältnissen 


stammten und eigenen Grundbesitz hatten, diesen zu behalten und den Heimatort 
nicht zu verlassen. 

Die Folgen dieses Vorgehens der Bergwerksverwaltung, dem sich die größeren 
Industriewerke durchaus anschlossen, sind nun sehr weittragend. 

Eine solche Verwurzelung der Arbeiterschaft mit dem Boden ist nur möglich, 
wenn sie über eine weite Fläche verteilt bleibt. So war die Belegschaft der Saar- 
gruben im Jahre 1925 in 760 Orten ansässig, von denen 396 außerhalb der Grenzen 
-des heutigen Saargebietes (371 im Reich, 25 in Lothringen) liegen. Bei dieser De- 
zentralisierung ist die ursprüngliche Landschaft im Saargebiet weit weniger ver- 
ändert worden als in anderen Industriegegenden. Wohl reiht sich in den Tälern des 
eigentlichen Industriegebietes eine Ortschaft an die andere, wohl haben Schacht- 
anlagen und Schlackenhalden stellenweise das Landschaftsbild verändert, aber mitten 
im Zentrum des Bergbaus und der Schwerindustrie sind die meilenweiten, wunder- 
vollen Wälder erhalten geblieben, große Industrieorte sind ganz in sie hineingebet- 
tet, und auch von den Mittelpunkten aus sind sie leicht zu erreichen. Nirgends ist 
der Zusammenhang zwischen Mensch und Landschaft völlig zerrissen. Nur an weni- 
gen Stellen sind abschreckend häßliche Fabrikstädte entstanden, in Völklingen, in 
Neunkirchen. Die Ackerbaulandschaften des Saargebietes und der Westpfalz haben 
ihren Landschaftscharakter so gut wie vollständig gewahrt, wie stark auch die 
Industrie das Leben der Bevölkerung beeinflußt. Die Besitzzersplitterung ist weiter- 
gegangen; von 56937 in der Landwirtschaft leitend tätigen Personen waren im 
Jahre 1927 nur 7361 hauptberuflich tätig. Neben dem alten Typ des westpfälzi- 
schen Bauernhauses steht jetzt vielfach das Haus des „Bergmannsbauern“, wie 
jenes ein Einfirstbau, aber mit geringerem Raum für Scheuer und Stallung. Davon 
abgesehen sind im Landschaftsbild kaum Änderungen bemerkbar, nichts deutet 
darauf hin, daß die Bevölkerung einen großen Teil ihres Unterhaltes nicht mehr 
in der Landwirtschaft, sondern in Bergbau und Schwerindustrie findet. 

Auch in anderer Beziehung unterscheidet sich das Saargebiet sehr vorteilhaft von 
anderen Industrielandschaften. An Stelle eines wurzellosen Großstadtproletariats 
haben wir hier eine durchaus seßhafte, im Lande verwurzelte Arbeiterbevölkerung | 
mit ausgesprochenem Berufsstolz. Eine solche Arbeiterschaft mußte nach der ge- 


N 
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waltsamen Abtrennung des Saargebiets Lockungen und Druck von französischer 
Seite einen viel stärkeren Widerstand entgegensetzen als ein Großstadtproletariat 
ohne Bindung an den Boden und unter Uniständen sogar von fremder Nationalität. 
Dazu hat die Dezentralisierung der Arbeiterschaft das eigentliche Industriegebiet 
mit den angrenzenden Landschaften der Pfalz und der Rheinprovinz aufs engste 
verbunden. Der ständige Arbeiterverkehr über die künstliche Grenze macht ihre 
ganze Sinnlosigkeit offenkundig. 

Die Verhältnisse im Saargebiet zeigen deutlich, daß die schlimmsten Folgen 
der Industrialisierung, vollständige Loslösung einer Bevölkerung vom Boden und 
Schaffung eines landfremden Großstadtproletariats, zu vermeiden sind. Voraus- 
setzung dazu ist Planung auf weite Sicht, Verzicht auf alle nur wirtschaftlichen 
Rücksichten, Berücksichtigung volkspolitischer Notwendigkeiten. Notwendig ist 
solche Planung vor allem in bedrohten Grenzlandschaften; am besten dazu befähigt 
ist der Staat, der diese Aufgabe im Saargebiet auch als erster in Angriff genommen 
hat. Unter der französischen Bergwerksverwaltung ist manche Änderung zum 
Schlechten eingetreten; die Verstädterung hat zugenommen, Haus- und Landbesitz 
der Arbeiterschaft gehen zurück. Sollen die günstigen Verhältnisse erhalten bleiben, 
. die das Saargebiet trotzdem heute noch von anderen Industriegebieten unterschei- 
den, so ist eine baldige Rückführung sämtlicher Saargruben in den Besitz des 
deutschen Staates eine unabweisbare Notwendigkeit. 


WOLFGANG STUBENRAUCH: 
Grundfragen der landwirtschaftlichen Rayonierung in der Sowjetunion 


Die Bevölkerungsvermehrung hat in Rußland im Verlaufe der vergangenen 80 
bis 100 Jahre zu einer starken Differenzierung der Landschaft geführt. 
Gleichzeitig mußte das Eindringen der Geldwirtschaft eine mehr spezialisierte 
Ausnutzung der besonderen wirtschaftlichen Möglichkeiten einer jeden Landschaft 
im Gesamtverbande des Reiches befördern. Hatte bis dahin jedes Gebiet mehr 
oder minder selbständig und in sich geschlossen gelebt, so wurden von nun an 
die Wechselbeziehungen und der Austausch von Arbeitskräften und Lebensmitteln 
immer ausgeprägter. Im 19. Jahrhundert beginnt sich im Waldgebiet des Nordens 
auf dem Grunde des besonderen Überschusses an Arbeitskraft dieser Landschaft 
eine Industrie zu entwickeln, die in der Versorgung mit Getreide in zunehmende 
Abhängigkeit von den Steppengebieten des Südostens gerät. In der weiten von der 
Natur vorgeschriebenen Zoneneinteilung machen sich in immer stärkerem Maße 
Unterschiede von Kulturlandschaften geltend. Es setzen sich gegeneinander ab 
nicht nur Wald- und Steppengebiete, man unterscheidet nun Industrie-, Landwirt- 
schafts- und Waldwirtschaftsrayons, man gliedert nach landwirtschaftlichen Über- 
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schuß- und Bedarfsgebieten, nach Landschaften mit dichterer Bevölkerung, die übe ei 
‘ein höheres Maß an landwirtschaftlicher Technik verfügt, und nach Koloni- 
sationsländern, Durch eine Vermehrung und Auslese von Kulturpflanzen tritt die 3 
Bedeutung der natürlichen Vegetationsgebiete zurück hinter derjenigen von Tandg t 
bauzonen. rm 
Diese Differenzierung und Spezialisierung der russischen Landschaft, die bis zum 
Weltkrieg in hohem Grade ein Ergebnis freier Arbeitsteilung bei einer. freien 
Marktwirtschaft gewesen ist, wurde nach der Revolution von den Bolschewiki plan- 2 
mäßig in Angriff genommen. Freilich konnten die Staatlichen Planwirtschafts- 
kommissionen auf umfangreichen Vorarbeiten zaristischer Regierungen und Ge- | 
lehrter aufbauen, aber der Wille zur Schaffung ‚teleologischer Wirtschafts- 
rayons“, die gleichzeitig die alten historisch-politisch und fiskalisch-militärisch 
begründeten Gouvernements ablösen und eine nach ökonomischen Gesichtspunkten 
erhöhte Ordnung in die bis dahin mehr zufällige Wirtschaftsgliederung Rußlands u 
bringen sollen, ist in dieser Prägung grundsätzlich neu (r). 5 
Zu Beginn des Fünfjahrplans wurde die Sowjetunion in eine Reihe von Wirt- 


schaftsrayons aufgeteilt, deren jeder durch eine bestimmte „Dominante“ — wie 
man es heute gerne nennt — gekennzeichnet ist, deren jeder nun aber auch eine \ 


bestimmte Aufgabe erhält, die oft genug kaum auf bereits vorhandenen Grund- e 
lagen aufzubauen ist, sondern nur verständlich wird aus rein politischen, staat- 
lichen und militärischen Erwägungen heraus (2). Auf diese Weise werden neue 
Landschaften geschaffen, deren Möglichkeiten früher kaum geahnt werden konnten. 

Stalin hat auf dem ı6. Kongreß der KP. die genaue wissenschaftliche Durch- 
arbeitung des Standortproblems nicht nur für die Industrie, sondern auch für 
die Landwirtschaft nachdrücklichst gefordert. Dies ist die Voraussetzung für die 
landwirtschaftliche Rayonierung. Ihre eigentliche Aufgabe besteht in der ratio- 
nellen Intensivierung der Landwirtschaft der Sowjetunion. 

Die Notwendigkeit zur Intensivierung ergibt sich ganz einfach aus der Tatsache, 
daß die Bevölkerung Rußlands jährlich um etwa 3 Millionen Menschen zunimmt, 
ohne daß die Anbaufläche auch nur annähernd in dem entsprechenden Tempo 
erweitert werden könnte. 

„Kampf um die Qualität“, „Hebung der Ernteerträge“ sind die unentwegt 
wiederkehrenden Schlagworte. 1933 sollten 8 dz vom ha Getreide geerntet werden; 
8 dz Baumwolle vom ha; 2,4 dz Leinfaser pro ha, das bedeutet 20% mehr als 
im vergangenen Jahr; 5,5 dz Sonnenblumensamen, d. i. 25% Steigerung; 100 dz 
Zuckerrüben pro ha, d.i. ein Anwachsen um 320% (3). Nach dem Bericht von 
Meshlank ist bei Getreide der Wert der Produktion ı933 auch tatsächlich um 
28,5% gegenüber dem Vorjahr gestiegen, bei Weizen sogar um 36,30%, während 
die Erweiterung der Saatfläche für Getreide nur 1,3% betrug. Ganz allgemein 
waren die Ernteerträge im Jahre 1933 recht günstig; sie überstiegen in vielen: 
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Rayons die gestellten Anforderungen wesentlich. Dies ermutigte die Sowjet- 
regierung, für das Jahr 1934 — das zweite Jahr des zweiten Fünfjahrplans — 


die Ansprüche noch weiter zu erhöhen. Die Regierung hat eine Stabilisierung der 


Anbauflächen der technischen Kulturen (z. T. auch im Interesse der Industrie) 


- und der Hackfrüchte beschlossen; vor allem ist in dieser Beziehung die Zunahme 


des Mais- und Sonnenblumenareals zu bemerken. Außerdem wurde das Landwirt- 


 schaftskommissariat angewiesen, „die Fruchtwechselwirtschaft als eine der besten 
_ Methoden zur Erhöhung des Ernteertrages in allen Sowchosen und Kolchosen ein- 


zuführen“ (4). „Chemie auf die Felder“ ist ein anderes oft gehörtes Schlag- 
wort. Ausnutzung des tierischen Dunges wird gefordert. Dazu kommen Ein- 
führung der kaufmännischen Buchführung, Anlage eines Sortensamenfonds als 
wichtige Grundlagen für eine Intensivierung. 

' Der eigentliche Hebel für die Neugestaltung der russischen Landwirtschaft be- 
steht aber nach Auffassung der Bolschewiki in einer forcierten Maschinisierung, 
Mechanisierung und Industrialisierung der Landwirtschaft, Grundsätzlich hatten 
sie hierdurch die Hauptvoraussetzung für die gesamte Planarbeit auf dem Lande 
schaffen wollen. Die Maschine konnte das rationelle Moment überhaupt erst in 


die russische Landwirtschaft hineintragen. Wieweit die durch Maschinisierung 
geförderte Mechanisierung in einem agrarübervölkerten Lande wie Rußland einen 


Sinn haben kann, muß außerordentlich zweifelhaft erscheinen. Im Zusammen- 
hang mit dem Getreidebau in den trockenen Ostgebieten des europäischen Teils 
der Sowjetunion, in Kasakstan und in Westsibirien, wird hierüber noch einiges zu 
sagen sein; dort könnten klimatische Verhältnisse bis zu einem gewissen Grade eine 
Mechanisierung der Landarbeit rechtfertigen. 

Praktisch ist durch die Maschinisierung der Landwirtschaft bisher kaum eine 
Hebung der Gesamternteerträge erzielt worden. Einige gewichtige Gründe hindern 
einstweilen den erhofften raschen technischen Fortschritt. Einmal ist dies die vor- 
läufige technische Unfähigkeit und Ungeschultheit der russischen Bauernschaft. 
Ein zweiter Grund liegt aber an sich außerhalb der Maschinisierungsmöglichkeiten 
in dem radikalen Niedergang der russischen Viehzucht, der immerhin gleichzeitig 
und parallel mit der Maschinisierung auftritt. Es hat sich als ein entscheidender 
Irrtum der bolschewistischen Wirtschaftsführung erwiesen, daß sie die Bedeutung 
der Maschine für die Intensivierung überschätzt hat. Ohne eine Vermehrung des 
Viehbestandes ist eine wirklich durchgreifende Intensivierung der Landwirtschaft 
trotz aller Maschinen eine Unmöglichkeit. Im übrigen ist die Gesamtzahl der PS, 
d.h. der Zugkräfte einschließlich des gesamten Traktorenbestandes trotz der außer- 
ordentlichen Anstrengungen gerade auf diesem Gebiete heute geringer als vor dem 
Kriege. Bis 1937 soll der Umfang der Viehwirtschaft verdoppelt werden. 

Den zweiten Hebel zur fortschreitenden Rationalisierung der Landarbeit bedeu- 
tete die Kollektivierung, die 1932 durchschnittlich 60 bis 70% aller Bauernwirt- 
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schaften Rußlands erfaßt hatte und die 1937 nach Ablauf des zweiten Fünfjahr- 
plans abgeschlossen sein soll. Ähnlich wie die Maschinisierung war auch die Kol 
lektivierung zunächst nur in den Getreidegebieten des Ostens geplant; dort ist sie 
denn auch in kürzester Zeit bis zu 90% erreicht worden. Auf größere Schwierig- 
keiten stieß sie im Westen und Nordwesten des europäischen Rußlands. Hierbei 


treten landschaftliche Gegensätze auf, die sich schon bei allen früheren russischen 


Agrarreformen und -revolutionen bemerkbar gemacht haben und die teilweise 
durch klimatische Bedingungen, durch solche der Waldbedeckung oder der Boden- 
güte, andernteils aber durch den Unterschied zwischen älteren Kulturländern und # 
Kolonisationsgebieten erklärt werden mögen. E 

Auf jeden Fall steht der Großbetrieb in der Form der Kolchose, Sowchose und 
Maschinentraktorenstationen im heutigen Rußland durchaus im Vordergrunde des 
Interesses (5). Zweifellos hat dieser seit 1927 erfolgte Ausbau des vergesellschaf- 
teten Sektors der Landwirtschaft die Aussichten der planmäßigen Vorausbestim- 
mung und planmäßigen Leitung der landwirtschaftlichen Produktion gesteigert. 
Außerdem sind durch die Zusammenfassung des Landes in größeren Wirtschafts- 
einheiten die unermeßlichen Gefahren einer allzuweit getriebenen Zersplitterung 
des Grund und Bodens wesentlich zurückgedämmt worden (6). Allerdings müssen 
die Vorteile der Kollektivierung im Sinne der rationellen Intensivierung weit- 
gehend verlorengehen, wenn die Besetzung der Betriebe mit Maschinen nicht in 
dem gleichen Tempo erfolgen kann wie die Entwicklung der Zusammenlegung; 
und das ist einstweilen keineswegs der Fall. Von den Verlusten, die durch Aus- 
schaltung der Arbeitsfreudigkeit des einzelnen Eigentümers entstehen, soll hier 
noch gar nicht einmal die Rede sein (7). 

In diesem Zusammenhange muß auf die Marktfrage, überhaupt auf die große 
Bedeutung der gesamten inneren Kommunikation für die landwirtschaftliche Rayo- 
nierung hingewiesen werden. In einem Interview hat Stalin am 4. Januar 1934 
den Warenaustausch zwischen Stadt und Land und den Aufbau des Transport- 
wesens als die wichtigsten Aufgaben für die Zukunft bezeichnet. Von der Preis- 
gestaltung und von den Gegenwerten, die die sich entwickelnde Industrie dem 
Lande liefern kann, hängt in hohem Maße die Ausdehnung der landwirtschaft- 
lichen Produktion ab. Während der Kriegs- und Revolutionsjahre war eine erheb- 
liche Verringerung besonders marktgängiger Produkte wie Baumwolle, Tabak, Wei- 
zen, Gerste usw. zu verzeichnen. Hirse und Buchweizen, aus etwas anderen Grün- 
den auch die Sonnenblume, erweiterten dagegen ihren Anteil an der Anbaufläche 
der einzelnen Betriebe. Nach dem Bürgerkrieg hat dann der Anteil des Weizens, 
der Gerste usw. wieder zugenommen (8). Die Ablieferung, die seit dem Winter 
1932/33 rayonweise in der Form einer Naturalertragssteuer pro angebauten ha (9) 
oder für Milch pro Kuh und Jahr festgelegt worden ist, bleibt aber weiter in ge- 
nauester Abhängigkeit von dem Wert und dem Umfang der Gebrauchsartikel, die 
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die Industrie mit der Landwirtschaft austauschen kann. Die ungeheure Schwierig- 
keit liegt in dieser Hinsicht darin, daß die Bolschewiki versuchen, eine Industrie 
ohne ausländische Hilfsmittel aufzubauen. Das zusätzliche Geld, das ein derartiger 
Aufbau jedenfalls kostet, muß also bei dem Mangel anderer Quellen in einem zu 


800% agrarischen Lande aus den Adern der. Bauernwirtschaft gesogen werden — 


einer Bauernschaft, die ohnedies schon seit Jahrzehnten vom Kapital zehrt, soweit 
sie überhaupt ein solches besessen hat. Daß bei dieser Sachlage von einer kurz- 
fristigen Rentabilität nicht mehr die Rede sein kann, ist ohne weiteres verständlich. 
Alle Rentabilitätsberechnungen, auf die letzten Endes doch nicht verzichtet wird, 


werden auch durch die besonderen Verkehrsverhältnisse in dem weiten russischen 


Raum unglaublich erschwert. 
* 

Bei der geforderten Arbeitsteilung und Spezialisierung einzelner Rayons auf be- 
stimmte Kulturen ist eine der am häufigsten gestellten Fragen: Monokulturen? 
Ja oder nein? 

Für Weizen und Zuckerrüben mögen die hiermit zusammenhängenden Probleme 
etwas ausführlicher erörtert werden. Beide Pflanzen werden in weiterem Umfange 


. als andere in Großbetrieben kultiviert, sie sind besonders marktgängig, und die 


Tendenz, mit ihnen durch rücksichtslose, Ausnutzung immer wieder desselben 
Bodens rasch Geld oder Überschüsse anderer Art herauszuschlagen, ist sehr stark 
und auf längere Sicht gefährlich. 

Bei Sommerweizen, denn um ihn handelt es sich hauptsächlich in den Trocken- 
gebieten, befördern die klimatischen Besonderheiten der für ihn geeigneten Rayons 
eine Monokultur. Die Trockenheit, die kurze Vegetationsdauer sowie die hohe Kon- 
tinentalität im Temperaturgang lassen zwar einen sehr eiweißhaltigen (20% und 
mehr) Weizen zur Entwicklung kommen, erschweren aber in Kasakstan, im Rayon 
U.-Wolga und in den übrigen Steppengebieten außerordentlich die Einführung 
eines Fruchtwechselsystems mit Hackfrüchten und Futterpflanzen. Der Saison- 
charakter, der mehr oder minder für die ganze russische Landwirtschaft kenn- 
zeichnend ist, ist hier besonders scharf ausgeprägt und setzt allen Intensivierungs- 
versuchen eine entschiedene Grenze entgegen. 

Die Aufgaben, die den genannten Wirtschaftsrayons gestellt sind, sind von 
zweierlei Art. Einmal sollen sie die großen Getreidelieferanten der Sowjetunion 
sein, hierzu wurden die riesigen Getreidefarmen von z. T. über 200 000 ha Umfang 
eingerichtet; zum andern aber sind sie als Kolonisationsgebiete für den hohen Be- 
völkerungsüberschuß vorgesehen. Der SW-Sibkrais und Nordkasakstan sollen in 
absehbarer Zeit das gesamte Defizit an Weizen im Bedarfsgebiet des europäischen 
Uniongebietes decken. Hierdurch wird das Getreide der extensiven Zone der 
Ukraine, des Nordkaukasus und des Rayons U-Wolga frei für den Export und „gibt 
die Möglichkeit, einen entschiedenen Kurs auf die Intensivierung und Industriali- 
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sierung der Waldsteppe der Ukraine, des Zentr. Schwarzarde Feb -und es 
rechtsufrigen Teils des Wolgagebietes zu nehmen“ — wie es im ersten F ünfjahr- 

plan hieß. In gewissem Gegensatz zu diesen Aufgaben der Getreiderayons steht 
der Plan, dort zu kolonisieren. In diesem Fall tritt viel schärfer das Problem in 
Erscheinung, wie man den großen Gefahren der Kontinentalität des Klimas und | 
besonders der regelmäßig wiederkehrenden Dürregefahr begegnen soll. Eine men- 
schenarme Großwirtschaft, die nur mit Saisonarbeitern und stark mechanisiert 
arbeitet, braucht ein Risiko bei einseitigem Getreidebau nicht annähernd in dem 3 
Grade zu fürchten, wie ein Betrieb mit höherem Menschenbesatz; jedenfalls muß 
der letztere auf eine Kultivierung von mannigfaltigen Pflanzen sehr viel stärkeren 
Wert legen. Für beide Betriebe besteht aber heute, da eine extensive Bewirtschaf- 3 


tung des Landes wie noch vor etwa 40—5o Jahren wegen der starken Bevölkerungs- 


vermehrung im ganzen Lande nicht mehr durchführbar ist, die Notwendigkeit zur 4 
Einführung einer irgendwie gearteten Fruchtfolge; da man sich eine 7— jährige 
Brache nicht mehr leisten kann, zwingen hierzu allein Verunkrautung und Anhäu- 


fung von Schädlingen. 

An dieser Stelle wäre über die Problematik der Maschinisierung noch einiges zu 
sagen. Zweifellos ist die Beschleunigung der Saat und der Ernte durch Maschinen 
in dem trockenen und heißen Klima der Getreiderayons von ganz besonderem 
Nutzen. Die Bolschewiken finden gerade hier ein hervorragend geeignetes Feld der 
Tätigkeit für ihre technische Begeisterung. Sie übersehen dabei aber vielleicht all- 
zusehr die beschränkten Möglichkeiten — selbst der Maschine — gegenüber Klima, 
Boden und anderen nicht zu 100% errechenbaren Eigenschaften landwirtschaft- 
licher Arbeit. Die Maschine, d. h. zum Beispiel der moderne Tiefpflug, findet ge- 


rade am Rande der Trockengebiete der Sowjetunion die Grenzen seiner Zweck- 


mäßigkeit. Es zeigt sich auch, wie wenig die Maschine allein für die Intensivierung 
der Landwirtschaft leisten kann (10). 

Die Intensität der Landwirtschaft wächst in Rußland von Ost nach West Be 
sinnig mit der Zunahme der Niederschläge, mit der abnehmenden Kontinentalität 
der Temperaturen und parallel mit dem Wachsen der Bevölkerung; vor der Revo- 
lution war das Anwachsen der Bodenpreise für diese Situation ein besonders cha- 
rakteristischer Ausdruck (11). 

In den wirtschaftsintensivsten Rayons der nördlichen Mittelukraine zwischen 
Kiew und Charkow ist das Hauptanbaugebiet der Zuckerrübe gelegen. 1933 sollten 
insgesamt 1200000 ha mit Zuckerrüben in der Sowjetunion angelegt werden; 
hiervon sollten 855000 ha allein auf die Ukraine entfallen. Wegen der Kriegs- 
gefahr an der polnisch-rumänischen Grenze suchte man aber in letzter Zeit andere 
‘Gebiete für die Zuckerrübe zu erschließen: den Mittleren Don, Sibirien und auch 
Kirgisien, wo in dem Baumwollgebiet für sieben neue Fabriken sehr zuckerreiche 
Rüben mit künstlicher ‘Bewässerung gebaut werden (12). Hat die Union einen. 
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_ Durchschnittsrübenertrag von 100 dz/ha (1931 waren es allerdings 160 dz/ha), so 
werden hier zirka 300 dz/ha geerntet. Man hat gerade hier außerdem recht inter- 
essante Versuche zur Gewinnung einer erhöhten Polarisation unternommen. Die 
Notwendigkeit hierzu ergibt sich ohne weiteres aus der besonders ungünstigen Ver- 
 kehrslage der kirgisischen Rübengebiete, bei der auf jeden Fall eine Senkung der 
Transportkosten angestrebt werden muß. Durch eine Erhöhung des Zuckergehalts 
kann bei knapper Bewässerung gegen Ende der Vegetationszeit ein niedrigerer 
_ Hektarertrag an Rüben weitgehend ausgeglichen werden. 

Ähnlich wie beim Weizenbau hat sich auch beim Zuckerrübenbau die Gefahr 
' einer Anhäufung von Schädlingen bei allzulanger Monokultur deutlich bemerkbar 
gemacht. Nach dem Bericht von Schiller (13) ist 1932 die Ausdehnung der Anbau- 
fläche für Zuckerrüben illusorisch geworden durch das massenweise Auftreten des 
' Rübenzünslers, der ähnlich wie die berühmten Nematoden der Magdeburger Börde 
eine „Rübenmüdigkeit“ bewirkte. Um diesen Schäden und auch der zunehmenden 
Verunkrautung besser begegnen zu können, soll in Zukunft der Anteil, den der 
Rübenbau in den einzelnen Wirtschaften einnimmt, wesentlich eingeschränkt wer- 
den. Auch hier wird eine verlängerte Fruchtwechselperiode empfohlen. 

* 

Allenthalben scheint man in der Sowjetunion die Gefahren einer übertriebenen 
Spezialisierung erkannt zu haben, und man ist gewillt, durch Kooperierung und 
Kombinierung, d.h. durch horizontale und vertikale Zusammenarbeit von ver- 
schiedenen Gebieten und von Unternehmungen, die durch den Produktionsprozeß 
aufeinander angewiesen sind, diese Schäden auszuschalten. Reine Monokulturen 
dürften künftig keine allzuhohe Rolle mehr spielen. Wie in den großen Rayons, so 
ist es in jedem einzelnen landwirtschaftlichen Betriebe: eine Kultur soll führen, 
andere Produktionszweige müssen aber zur Ergänzung, zur rentableren Gestaltung 
der Hauptkultur und für den Bedarf der ansässigen Bevölkerung angebaut werden. 

Heute wird allzuweit getriebene Spezialisierung schon einfach durch die 
großen Verkehrsschwierigkeiten und durch die außerordentlich mangelhafte geld- 
und marktmäßige innere Verbundenheit der Union in sich verhindert. Nach den 
Versuchen, die män in den letzten Jahren in Richtung auf eine Spezialisierung 
unternommen hatte, ist bemerkenswerterweise einer der Hauptpunkte des zweiten 
Fünfjahrplans in der Landwirtschaft die Schaffung von Getreiderayons in den 
Bedarfsgebieten des Nordens (14). Hierzu bietet sich bei geeigneter Düngung 
durchaus die Möglichkeit. Bisher hatte man aber derartige Maßnahmen wegen der 
Unrentabilität des Anbaus von Brotgetreide in diesen Gegenden unterlassen; die 
Steppe hatte das Gebiet mit Getreide überschüttet; Weide, Flachs, Wald waren 
„rentabler“ gewesen. 

In ähnlicher Weise wird unter den heutigen Verhältnissen die Arbeitsteilung 
zwischen Industrie und Landwirtschaft, d.h. die allzu einseitige Einrichtung 
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„reiner“ Industrie- oder Agrarrayons eingeschränkt. Die Industrie liefert nicht F 
genügend Gebrauchsartikel. Daraufhin stellt das Land seine Lieferungen ein. Die 
Industrie ging im Jahre ı932 sehr stark dazu über, sich eigene Ökonomien an- 
zulegen (zunächst Gemüsebau und etwa Kaninchenzucht oder Milchwirtschaften. 3 
wegen der hohen Ernährungsschwierigkeiten in den Städten), wie umgekehrt auf 
dem Lande eine Hausindustrie und Heimgewerbe wieder in einigem Umfange ent- 
steht. Diese wieder zunehmende Selbstversorgung ist eine außergewöhnlich wichtige — 
Erscheinung. Eines der Hauptziele Lenins und der Bolschewiken ist immer die 2 
Beseitigung des Unterschiedes zwischen Stadt und Land gewesen. Der Weg, an den 
man dachte, war der einer zunehmenden Industrialisierung des Landes, einer In- 
dustrialisierung, die eine vorausberechnende Planwirtschaft erst recht ermöglichen 
sollte. Mit der fortschreitenden Elektrifizierung sollten Industrie und Landwirt- 
schaft nach dem Ausdruck von Krschyschanowski „unter ein energetisches Dach“ 
gebracht werden. Nun scheint es, als sei diese Entwicklung in der Sowjetunion 
einstweilen unterbrochen. Es ist zuviel, nun wieder von der Herausbildung neuer 
„autarker‘“ Zellen sprechen zu wollen. Zweifellos ist aber zur Zeit eine starke 
Tendenz zu einer mehr in sich geschlossenen auskömmlichen Wirtschaft einzelner 
Gebiete zu beobachten, einer Tendenz, die auch in der beabsichtigten Verkleinerung 
landwirtschaftlicher Riesenbetriebe in gewisser Weise zum Ausdruck kommt. Für 
die Zeitspanne von 1934— 1937 wurden auf dem XVII. Parteikongreß die Maximal- 
größen erneut festgesetzt. 

Sowohl in den ‚Thesen‘, die Wolotow und Kuibyschew Ende 1933 zum Vortrag 
brachten, als auch in den Richtlinien, die auf den Tagungen des ZIK. und der KP. 
(26. ı. bis 10. 2. 1954) erörtert wurden, und die im übrigen für die Rayonierungs- 
politik nicht besonders viel Neues brachten, war die Forderung der Intensivierung 
der Landwirtschaft, die in einem gewissen Gegensatz zu deren Rationalisierung 
steht, am bemerkenswertesten. Allerdings darf nicht übersehen werden, daß auch 
gerade auf dem letzten Kongreß wieder die Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion auf der Grundlage einer vollständigen Beendigung der Kollektivierung 
und der Durchführung der technischen Rekonstruktion der Landwirtschaft ge- 
fordert wurde. 


Anmerkungen: ı. J. Semjonow, Die Revolution und die inneren Grenzen Rußlands. 
In: Zeitschr. f. Geopolitik IV, ı1, eBrlin 1927. — 2. Die Sowjetunion. Eine geopolit. Problem- 
stellung von O. v. Niedermayer und J. Semjonow. Berlin 1934. — 3. W. Molotow, Bericht 
über Landwirtschaft und über Hebung der Ernteerträge. In: Prawda Nr. ı2 (3538) ı2. 1. 
1933. — 4. Verordnung des SOWNARKOM. und des ZK. WKP(b). über Maßnahmen zur Er- 
höhung der Ernteerträge. In: Iswestija No. 271 (4841) 30. 9. 1932. — 5. O. Schiller, Die 
Krise der sozialist. Landwirtschaft. Berlin 1933. — 6. W. Stubenrauch, Zur russischen Agrar- 
frage. In: Der Nahe Osten VI, 2, Berlin 1933. — 7. O. Anhagen, Die Ergebnisse des ersten. 
Fünfjahrplans: III. Auf dem Gebiete der Landwirtschaft. In: Osteuropa, Februar 1934. — 
8. A. W. Tschajanow, Die Landwirtschaft des Sowjetbundes; ihre geographische, wirtschaft- 
liche und soziale Bedeutung. Berlin 1926. — 9. Verordnung des SOWNARKOM. und des 
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ZK.WKP(b). über die Ablieferungsverpflichtung von Getreide für Kolchose und Individual- 
wirtschaften. In: Iswestija No. 20 (4951) 20. ı. 1933. — ıo. Brutzkus, Poletika, Ugrimow, 
Die Getreidewirtschaft in den Trockengebieten Rußlands. Stand und Aussichten. Ber. ü. Landw. 
N.F. 67. Sonderheft. Berlin 1932; hierin besonders wertvoll der Beitrag von Ugrimow. — 
ı1. G. Studensky, Die Grundideen und Methoden der Landwirtschaftlichen Geographie. In: 


- Weltwirtsch. Archiv XXV, 1927, I. — ı2. E. Troje, Einige Eindrücke aus der russ. Zucker- 


industrie. In: D. deutsche Zuckerind., Bd. 58, Nr. 13 und 15. Berlin 1933. — 13. O, Schiller, 

Die landwirtschaftl. Probleme der Sowjetunion. In: Ber. ü. Landw. N.F. XVI, 3, Berlin 

1932. — ı4. W. Kuibyschew, Bericht über den zweiten Fünfjahrplan. Moskau 1932. 
(Abgeschlossen Anfang April 1934.) 


JE. PRYDE-HUGHESs: 
Das Vertragswerk von Ottawa 


Mit besonderer Freude bringen wir diesen Beitrag eines führenden englischen 
Wirtschaftskenners. Es ist eine dem heutigen Deutschland fremde Würtschafts- 
auffassung, die aus ihm spricht. Aber sie gibt ein Bild, wie die Welt und ihre 
Probleme, wie insbesondere die Empire-Frage von London aus gesehen werden. 
Die reichhaltigen und wenig bekannten Zahlenangaben werden vielen Lesern 
willkommen sein. — Die Übersetzung danken wir unserem Freunde Alfred 
Wollschläger. Die Schriftleitung. 


Die Betonung des Nationalsozialismus und der mit ihm Hand in Hand gehenden 
Wirtschaftsbestrebungen in der Nachkriegszeit war der Hauptanlaß zur Einberufung 
der Konferenz von Ottawa im Jahre 1932, auf der sich alle Mitgliedstaaten des 
britischen Weltreichs auf eine Politik der Begünstigung der gegenseitigen Handels- 
beziehungen einigten. 

Staaten, die in dem freihändlerischen Großbritannien ein günstiges Absatzgebiet 
für ihre Erzeugnisse gefunden hatten, haben trotzdem gegen die Einfuhr britischer 
Waren Zollschranken in solcher Höhe errichtet, daß Schutzmaßnahmen unumgäng- 
lich notwendig geworden waren. Der Übergang von der Politik der Freihäfen zu 
Schutzzöllen ging trotz der ausgesprochenen Neigung der britischen Völker zum 
Freihandel verhältnismäßig leicht vor sich, weil es zu offenkundig geworden war, 
daß Großbritannien nur durch Gegenmaßnahmen irgendeine Form der Wechsel- 
seitigkeit der Handelserleichterungen erreichen konnte. So war England, obwohl 
es in Handelsfragen international eingestellt ist, gezwungen, sich, wie das andere 
Länder bereits getan hatten, auf sich selbst zu besinnen und national zu denken. 
Aber die bloße Tatsache des Vorhandenseins des britischen Staatenbundes, der Kolo- 
nien usw. mit einer Gesamtbevölkerung von 450000000 Menschen gewährt einen 
solchen Vorteil vor anderen Völkern, daß es möglich war, Abkommen zu treffen, 
die die Industrie der einzelnen Partner des Empire gegen die die Gegenseitigkeit 
ablehnende übrige Welt schützten und dabei doch einem verhältnismäßig freien 
Handel genügend weiten Spielraum ließen. 

Als das Abkommen 1932 abgeschlossen wurde und die neue Politik, die einen 
vollständigen Wandel der bis dahin gültigen Handelsansichten bedeutete, in Kraft 


Gebiet De war, und versuchten nun nchlenndest zu era Kr ber 
triebener Nationalismus hatte sie zu weit geführt, und die Demonstration 


britischen Nationalismus innerhalb des Empire war ein wirksamer Gegenzug. U 


In Ottawa stellte das britische Reich eine Formel auf, die in Kürze besagt, daß 


Schutzzölle oder eine andere Form de Unterrstützung durch die Regierung von 


jedem Land nur den Industrien gewährt werden könne, die günstige wirtschaft- 


liche Aussichten haben. Wenn dieser Maßstab an die Eigenindustrien der Dominions 


angelegt wird, so wäre das die entschiedenste Abwendung von dem unterschiedslosen 


Hochschutzzollsystem, das seit dem Kriege die Welt beherrscht. 


Die Beschlüsse der Konferenz seien in Folgendem kurz zusammengefaßt: 


Im Hinblick auf den Abschluß gewisser Verträge zur Ausdehnung des Handels 
untereinander durch gegenseitige Zollvorzugsbehandlung kam die Konferenz zu > 


folgenden Beschlüssen: 


Die Konferenz nimmt Kenntnis davon, daß die Staaten des Britischen Reiches j 


gewisse Vereinbarungen. zur Ausdehnung des Handels untereinander auf der 


Grundlage gegenseitiger Zollvorzugsbehandlung abgeschlossen haben, und gibt F 


der Überzeugung Ausdruck, 


daß durch die Senkung oder Entfernung der Zollschranken auf Grund dieser 4 


Abmachungen der Handelsverkehr zwischen den einzelnen Staaten des Empire 


erleichtert und durch das daraus folgende Ansteigen der Kaufkraft der Be- 


völkerung auch der Welthandel angekurbelt und gesteigert wird. 
Ferner betrachtet die Konferenz den Abschluß dieser Verträge als einen 


Schritt vorwärts, der in Zukunft zu weiteren Fortschritten in der gleichen Rich- 


tung führen wird, und der die Anwendung von Schutzzöllen dazu benutzen soll, 


Rohstofferzeugung und verarbeitende Industrien des Empire nach gesunden 


wirtschaftlichen Richtlinien zu entwickeln. 


In den Beschlüssen, die sich auf die Handelsverbindungen mit fremden Ländern h 
beziehen, behandelte die Konferenz zwei große Fragenkomplexe, die die Handels- 
verbindungen der einzelnen Gliedstaaten des britischen Staatenbundes mit fremden 


Ländern betreffen. 


In erster Linie behandelte die Konferenz die allgemeine Frage des Verhältnisses 


der Vorzugszölle innerhalb des Empire zu den Meistbegünstigungsklauseln der 


Handelsverträge mit fremden Mächten. 


In zweiter Linie wurden die neuen Bestrebungen in fremden Ländern aufmerk- 
sam verfolgt, Länderabkommen zum Zwecke der gegenseitigen Vorzugsbehandlung 


in Zollfragen abzuschließen, die die Tendenz zur Exklusivität haben, und auf. 


Länder, die nicht Vertragspartner sind, nicht ausgedehnt werden sollen. Zu diesem 
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Punkt wurde allgemein beschlossen, daß fremden Staaten, die in Kraft befindliche 
Handelsverträge mit Meistbegünstigungsklausel zu einzelnen Mitgliedstaaten des 
britischen Staatenbundes unterhalten, nicht gestattet werden kann, ihre Verpflich- 
tungen durch Länderabkommen der erwähnten Art umzustoßen. 


_ Die Konferenz stellte fest, daß die einem fremden Land durch Meistbegünstigung 
eingeräumten Rechte es nicht davon entbinden, um die Zustimmung der einzelnen 
Regierungen des britischen Staatenbundes zu einem Verzicht auf ihre Rechte in 
besonderen Fällen nachzusuchen. 


Die Konferenz stellte fest, daß der letzte Zweck der Finanzpolitik die Wieder- 
herstellung eines zufriedenstellenden internationalen Geldstandards sein müsse, der 
nicht nur ein festes Verhältnis zwischen den Währungen aller Länder schafft, son- 

dern auch ein reibungsloses Arbeiten der internationalen Handels- und Finanz- 
- maschinerie gewährleistet. 

Hierzu sind internationale Abmachungen zwischen den großen Handelsstaaten 
der Welt notwendig. 

Augenblicklich besteht in allen Ländern der Welt die Tendenz zu starrem Na- 
tionalismus. Ihre Verwirklichung würde sich auf das englische Mutterland ver- 
_ hängnisvoller auswirken als auf die Dominions. Sie würde wahrscheinlich für Groß- 
britannien einen niedrigeren Lebensstandard bedeuten und die Aufgabe, eine Be- 
völkerung von 46000000 Menschen zu ernähren, außerordentlich schwierig ge- 
stalten. 

Es gab auf der Weltwirtschaftskonferenz keinen gottgesandten Redner, der dar- 
gelegt hätte, in welchem Maße der Weltfreihandel eine Hebung des Lebensstandards 
bei allen Völkern bedeuten würde, und hätte es einen gegeben, so wäre er verlacht 
worden. Die Franzosen hätten gesagt, dies würde für Frankreich bedeuten, keinen 
Weizen mehr anzubauen, die Australier, daß Australien keine Fabriken haben 
würde. Und da alle Länder an ihren nationalistischen Idealen interessierter sind, als 
an so irdischen Fragen wie dem Lebensstandard, muß der Weltfreihandel im Augen- 
blick als undurchführbar betrachtet werden. Der einzig gangbare Weg scheint daher 
der wirtschaftliche. Zusammenschluß von Staatengruppen zu sein. Großbritannien 
wäre, da das Empire bereits eine derartige Staatengruppe darstellt, in der Lage, aus 
solch einer wirtschaftlichen Gruppierung Nutzen zu ziehen, wenn zu dieser eine 
Wirtschaftseinheit bildenden Gruppe noch jene Länder hinzukämen, die für ihre 
Ausfuhr hauptsächlich auf den Markt Großbritanniens angewiesen sind, wie Argen- 
tinien und Dänemark einerseits und Ägypten und der Irak andererseits, so würde 
diese zusammengeschlossene Einheit mit einer Gesamtbevölkerung von 540000 000 
Menschen 260% der Erdbevölkerung ausmachen. 

Die Konferenz von Ottawa war der erste Schritt in dieser Richtung. Aber man 
hatte nicht vorhergesehen, daß Großbritannien sich ernsthaft um die Gesundung 
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seiner eigenen Landwirtschaft bemühen würde. Die Folge davon ist, daß die Domi- 
nions durch die Aussicht etwas beunruhigt sind, daß ihr Anteil am britischen Markt 
durch die Festsetzung von Quoten zugunsten des englischen Bauern beschränkt 
werden soll. 


Daß der englische Bauer das gleiche Recht hat, gegen die Konkurrenz der Domi- 


nions geschützt zu werden, wie die Fabrikanten in den Dominions gegen die eng- R 


lische Konkurrenz, unterliegt keinem Zweifel, denn eine landwirtschaftliche Be- 
völkerung, der es gut geht, ist für Großbritannien mindestens ebenso notwendig 
wie eine gutgehende Textil-, Eisen- oder Stahlindustrie für Kanada oder Australien. 
Aber bei den Bestrebungen, die Landwirtschaft wieder zu beleben, müssen die von 
den Hauptindustrieländern des Festlandes angewandten, übertriebenen und unter- 
schiedslosen Schutzmaßnahmen vermieden werden. Es muß festgestellt werden, 
welche Nahrungsmittel und welche Mengen von ihnen ohne zu große wirtschaft- 
liche Opfer im Lande produziert werden können, und welcher Anteil zur Deckung 


durch die Dominions und fremde Länder offen bleiben soll, teils zur Bezahlung 


von Anleihen und Amortisation von Investierungen, teils als Gegenwert für britische 
Waren, britischen Schiffsraum und andere Leistungen. Es müssen nicht nur die 
Bedürfnisse des britischen Ausfuhrhandels in Betracht gezogen werden, sondern 
auch die Tatsache, daß eine gesunde Entwicklung des Überseereiches in vieler Hin- 
sicht von unmittelbarer Wichtigkeit ist. 

In der Zeitspanne, die der Krise unmittelbar voranging, war es in Genf und 
London üblich, Zölle von 15—250%0 des Wertes als angemessen anzusehen. Sätze 
von 30—/}0%% näherten sich, fand man, bereits einer unerwünschten Höhe, während 
Zölle über 45% als rücksichtslos hoher Schutzzoll angesehen wurden. Industrie- 
staaten haben jedoch die Erfahrung gemacht, daß direkte Einfuhrkontrolle zum 
Schutze der heimischen Landwirtschaft wesentlich wirksamer ist als Zölle. Im all- 
gemeinen haben hohe Schutzzölle eher auf Nahrungsmittel als auf landwirtschaft- 


liche Rohstoffe Anwendung gefunden. Immerhin gibt es Beispiele für außerordent- 


lich hohe Schutzzölle für industrielle Rohstoffe. Die Vereinigten Staaten haben 
Rohwolle mit Zöllen von 100— 150% des Wertes belegt, und 1933 sank der Woll- 
import um 17%0 gegen den Jahresdurchschnitt von 1923— 1927. Die vereinte Wir- 
kung von 150—3ooprozentigen Zöllen auf Weizen, Einfuhrkontingenten und Aus- 
mahlungsbestimmungen auf die Weizenmärkte der Welt war sehr groß. Die Groß- 
handelspreise für Weizen im Dezember 1933 entsprachen in Deutschland und 
Italien der dreifachen, in Frankreich der dreieinhalbfachen Weltparität. 

Schärfste Maßnahmen zum Schutze der Landwirtschaft auf dem europäischen 
Festland haben den britischen Märkten einen immer größeren Anteil an dem 


Nahrungsmittelexport zugeführt. Im Jahre 1938 nahm Großbritannien etwa 60% 
des Weltbutterexports auf. Die deutschen Beschränkungen haben diesen Anteil auf 


über 80% erhöht. Obgleich Großbritannien der Hauptmarkt für Rindfleisch war, 
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' führte das Festland etwa 6000000 Zentner ein. Diese Zahl wurde um etwa 

1000000 Zentner verringert, und ehe die Quotenbestimmung von Ottawa in Kraft 

trat, übte das Überangebot eine verhängnisvolle Wirkung auf den Preis des ein- 
heimischen Rindfleisches aus. Die Veröffentlichungen des Handelsministeriums 

„vom März 1934 zeigen, daß der Import von Rindfleisch aller Art im Februar auf 

963000 Zentner anstieg, denen 921000 Zentner im Jahre 1932 und 841.000 Zentner 

. im Jahre 1933 gegenüberstehen. 

Wenige Staatsmänner in den Dominions scheinen es sich klargemacht zu haben, 
daß zumindest für die nächsten Jahre nicht erwartet werden kann, daß die Märkte 
des Empire die Industrie Großbritanniens für ihren Ausfall an ausländischem Ab- 
satz entschädigen können. Die von Großbritannien in den letzten Handelsverträgen 
gestellten Bedingungen haben zugleich mit der in britischen Landwirtschaftskreisen. 
offen zum Ausdruck gebrachten Forderung, Quotenfestsetzung für aus den Domi- 
nions stammendes Fleisch und Molkereiprodukte zu schaffen, zu schweren Miß- 
deutungen Anlaß gegeben. Wie alle jungen Länder, sind die Dominions ängstlich 
darauf bedacht, ihre natürlichen Hilfsmittel zu entwickeln; in manchen Fällen 
scheint tatsächlich ihre nationale Sicherheit von einer größeren Ausnützung un- 

bebauten Landes abzuhängen. 

Andererseits ist es für die Bevölkerung Großbritanniens unzweifelhaft eine 
Notwendigkeit, ihre Landwirtschaft auf eine gesündere Grundlage umzustellen. 
Der englische und schottische Bauer sah sich nach vielen Jahren des Tief- 
_ standes — entsprechend den meisten anderen Bevölkerungsklassen — den Wir- 
kungen des katastrophalen Fallens der Weltpreise für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse ausgesetzt. Er sah, wie ein immer größer werdender Anteil am Welt- 
export nach Großbritannien geleitet wurde. Die Lage wurde unerträglich, und die 
Regierung war sich klar darüber, daß mäßige Zollsätze von etwa 10—30% als 
Gegenmittel völlig unwirksam bleiben würden. 1932 war jedenfalls die Einführung 
von Zöllen in genügender Höhe Gegenstand ernsthaftester politischer Erwägungen. 
Von nun ab wurde die entgegengesetzte Politik eingeschlagen, dem Bauern durch 
die Einführung von Quoten einträgliche Preise zu sichern. Wenn Preise für viele 
Waren künstlich auf einem zu hohen Niveau gehalten werden, wäre ein großes 
Ansteigen der Produktion zu Preisen, die die Konkurrenzfähigkeit der britischen 
Industrie beeinträchtigen würden, die unausbleibliche Folge. Dieses Ansteigen der 
Produktion würde bedeuten, daß die Dominions wenig Aussicht hätten, ihren 
Handel im Mutterland auszudehnen, und daß die ausländischen Lieferanten ge- 
zwungen wären, ihre ganze Wirtschaftspolitik umzustellen, um das Produktions- 
niveau zu senken. 

Es ist noch nicht an der Zeit, die Auswirkungen des Vertrages von Ottawa zahlen- 
mäßig zu erfassen; die seither vergangene Zeit ist noch zu kurz, als daß er sich 
schon voll hätte auswirken können, und außerdem gibt es in der gegenwärtigen 
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a Be, Doch soll versucht en dureh? einige: Zahl. 
Tendenzen aufzuzeigen. | 
Dr Ein Charakteristikum des Berichtes des Handelsministeriums vom 
. war der ständige Anstieg der Einfuhr von Rohstoffen, der im wesentlichen E 

vermehrte Einfuhr roher Baumwolle und Wolle zurückzuführen ist, die, mit. 
 bruar 1933 verglichen, um 1 123000 £ resp. 2136000 &£ stieg. 


N ’ 

x Trotz einer ungünstigen Handelsbilanz war der Umsatz nicht schlecht: 

‚ Febr. 1933 Jan. 1934 Febr. 1934 

fR & B £ 

E Einfuhr 2389 700 2 395 300 2 044 900 

ee Ausfuhruereen. 1 252 500 1170 700 1163 700 
Wiederausfuhr 208 700 150 800 186 800 L 


Verglichen mit Februar 1933, stieg die Einfuhr um 8279000 £ oder 16,890, 
wovon 5022000 £ auf Rohstoffe entfallen. Fertigwaren stiegen um 2630000 £. 
Die britische Ausfuhr stieg um 2 133000 £ oder 7,6%, wovon 631000 £ auf Roh- 
stoffe (was hauptsächlich auf vermehrte Kohlenverschiffungen zurückgeht) und 
ı 186000 £ auf Fertigwaren entfallen. 

Die offenkundig schlechte Handelsbilanz betrug, von den Wertschwankungen für 
gemünztes und ungemünztes Metall abgesehen, 22084000 £ im Februar 1934 } 
gegen 16664000 £ im Februar 1933 und 28989000 £ im Januar 1934. Für die 
beiden Monate Januar und Februar 1934 sind es 51007000 £, verglichen mit 
37116000 £ im Jahre 1933 und 60496000 £ im Jahre 1932. 

In den folgenden Tabellen werden Vergleiche angestellt: 

Febr. 1934 verglichen 


mit Febr. 1933 £ £ % 
Bunfubre nr 220. 37 353 979 — 8279 320 — 16,8 
Ausluhrve wen 30 060 451 — 2132 764 — 7,6 
Wiederausfuhr . . . 5209 570 — 726 861 — 16,2 


Die beiden Monate, die Februar 1954 


zu Ende gingen, verglichen mit dem ent- 


sprechenden Zeitraum 1933: 


£ £ % 
Eanfüuhrss ea 121 959 782 — 19073 390 — 18,5 
ZNUSTUNT EI Bere 61 669 834 — 4539410 — 7,9 
Wiederausfuhr . . . 9 282 577 — 643076 — 76 
Gesamtausfuhr . . . 70 952 411 — 5182486 — 7,8 


Im folgenden werden die Zahlen der Einfuhr nach Neuseeland aus Groß- 
britannien und der Ausfuhr von Neuseeland nach Großbritannien für die zwölf 
Monate, die dem Inkrafttreten des Vertrags von Ottawa unmittelbar vorausgingen 
und für die zwölf Monate, die ihm folgten, gegeben. Die Ausfuhrzahlen enthalten 
nicht die Wiederausfuhr, und die Einfuhrzahlen beziehen sich auf das Ursprungs- E 
und nicht auf das Verschiffungsland. Wären die Zahlen des Verschiffungslandes 
angegeben, so würden sich die Werte etwas erhöhen: 
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\ r Ausfuhr von Neuseeland Einfuhr nach N land 
| Zeilraum nach Großbritannien aus Großbritannien 

t L £ 

. 12 Monate, die 30. Sept. 1932 zu Ende gingen 30 996 969 41 225 319 

12 Monate, die 30. Sept. 1933 zu Ende gingen 33 943.076 10 925790 


Es muß darauf hingewiesen werden, daß die Ausfuhrzahlen in der Währung 
von Neuseeland angegeben sind, und daß der Wechselkurs zwischen Neuseeland 
und Großbritannien sich im Januar 1933 geändert hat. Bis zu diesem Zeitpunkt 
entsprachen 110 neuseeländische £ 100 £ Sterling. Seit Januar 1933 bis heute ist 
_ der Kurs 125 neuseeländische £—100 £ Sterling. Der Anstieg der Ausfuhrzahlen 
ist daher nur scheinbar. Wenn die Zahlen auf Sterlingbasis umgerechnet wer- 
den, wäre ein leichtes Absinken der Ausfuhrwerte festzustellen. Es ist außer- 
ordentlich schwierig, aus diesen Zahlen irgendwelche Schlüsse zu ziehen, denn, ab- 
gesehen von der Kursschwankung, sanken auch die Preise wichtiger Waren, die 
aus Neuseeland ausgeführt werden, sehr beträchtlich, während, wie bereits gesagt 
_ wurde, tatsächlich der Sterlingwert der Ausfuhr nicht stieg, stieg die Menge der 
ausgeführten Waren beträchtlich. Die Einfuhrzahlen werden von dem Kurs nicht 
berührt, da sie in den neuseeländischen Veröffentlichungen in Sterling angegeben 
werden, mit Ausnahme der Einfuhr aus Australien, die in australischer Währung 
- angegeben ist. Der Sterlingwert der Einfuhr ist daher kaum kleiner als in den oben 
angegebenen Werten, die den offiziellen Veröffentlichungen entnommen sind. Aber 
auch hier erschwert die Tatsache der Preissenkung jeden Vergleich. 
Die folgende Aufstellung zeigt den Anteil der Einfuhr Australiens aus Groß- 
britannien an der australischen Gesamteinfuhr. 


Werte in britischer num: aan Ge Einfuhr aus 
f in aus roßbritannien zur 
Gesamteinfuhr Seospritannler Gesamteinfuhr 
& 0 
1930/31 59 164 668 23 291 013 39,37 
1931/32 43 499 307 17409 556 40,02 
1932/33 57 825138 23 881 782 41,30 


Der Prozentsatz der Einfuhr aus Großbritannien zur Gesamteinfuhr ist günstiger 
als in den oben gegebenen Zahlen. In der ersten Hälfte 1932/33, ehe die Ab- 
machungen von Ottawa sich in größtem Maße auswirken konnten, fiel der britische 
Anteil auf 38,67%,.stieg aber in der zweiten Hälfte des Jahres (Januar—Juni 1933) 
auf 44,33%. | 

Für den Export Australiens nach Großbritannien ergeben sich folgende Zahlen: 


Ausfuhr aus Australien nach Großbritannien 


(ohne Berücksichtigung von Gold, Silber und Bronze). 
Australische £ 


1930/31 39 317 759 
1931/32 47 361 368 
1932/33 44 750 475 


Ein Bericht des Statistischen Amts gibt folgende Analyse der Handelszahlen für 


Kanada im Januar 1934: 
a5* 
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12500000$ im Januar 1933 verglichen, eine Steigerung um 39,7% bedeutet 
das ganze Empire handelt es sich um 21 755000 $, was, mit 15250000 $ 
‚glichen, einen Gewinn von 42,3% bedeutet. Die Einfuhr aus Großbritannien belief 
sich auf 7500000 $ was, verglichen mit 5250000 $ eine Steigerung um 36,6 % 
und entsprechend für die Einfuhr aus dem Empire 9500000 $ was, verglichen 
mit 7000000 $, eine Steigerung von 300% bedeutet. 

Am erstaunlichsten war die Entwicklung des Handels mit Indien, wobei die Aus- 
fuhr auf mehr als das 4fache und die Einfuhr um 84,4% stieg. ; 

Als vor zwei Jahren das Gesetz über Einfuhrzölle (Import Duties Act) in Kraft 
trat, erfolgten zahlreiche Verhandlungen, da die Länder, die bis dahin den offenen 
Markt Großbritanniens als ihr gutes Recht betrachtet hatten, sich darüber klar 
wurden, daß sie, um sich wenigstens einen Teil ihrer Handelsmöglichkeiten zu 
erhalten, zu einer Verständigung kommen mußten. Es wurden Verträge mit 
Deutschland, Dänemark, Argentinien, Norwegen, Schweden, Finnland und Island 
abgeschlossen. Über weitere Handelsvereinbarungen wird mit Lettland, Estland, i 
Polen usw. verhandelt. Soweit es Großbritannien betrifft, scheint die Einführung 3 
von Zöllen als Gegenmaßnahme zweckmäßig zu sein. E 

Nehmen wir Kohle als Beispiel, so sehen wir, daß der Prozentsatz der Kohle, 
die aus Großbritannien bezogen wird, gegenwärtig wesentlich höher ist als 1931 3 
vor Ottawa: 


Prozentsatz der Kohleneinfuhr aus Großbritannien 
zur gesamten Kohleneinfuhr nach 


Vor Ottawa Nach Ottawa 
Dänemark N nn, 2% 43,5 80 
Island m. am: 55,3 77 
Norwegen ..». . 2... 38,7 70 
Schweden. sus ee 23,6 47 
Finnland. „em. 29,4 75 


Außerdem hat Argentinien sich einverstanden erklärt, über 90% seines Kohlen- }) 
bedarfs aus Großbritannien zu beziehen, und es wird erwartet, daß nach der Revi- 
sion der deutschen Quote die britische Einfuhr in dieses Land um fast ı Million im 
Jahr steigen wird. 

Die Produktion britischer Automobile erreichte im Jahr 1933 den Einzel | 
wert von 17886840 £. Diese Zahl bedeutet einen Rekord in der Geschichte der 
Autoindustrie. Der Grund hierfür ist der gesteigerte Bedarf an Privatwagen, 
während die Produktion von Gebrauchswagen kaum größer als 1933 und wesent- 
lich geringer als 1930 war. 

Kleine Wagen von ro PS. und darunter waren an der Gesamtproduktion des 
Jahres mit 60% beteiligt; ihr Wert betrug mehr als 20000000 £. Ihr Prozentsatz 
im vergangenen Jahr war 118,2. 


Im ganzen wurden 2161/49 Privatautos und 64377 Lastwagen und andere 
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I Handelsfahrzeuge hergestellt. Diese Zahlen ergeben, daß im ganzen 280526 Auto- 
' mobile hergestellt wurden, denen 236884 in dem bisherigen besten Jahr, 1928, 


gegenüberstehen. 
Der Import spanischer Orangen nach Großbritannien ist im Sinken begriffen. 


- Im Januar 1934 kamen nur 802 50/4 Zentner Orangen aus Spanien, verglichen mit 


\ 


1222967 Zeniner im gleichen Monat ı933. Im selben Monat verkauften britische 
Staaten 9577 Zentner ans Mutterland, verglichen mit 5842 Zentner im Jahr vorher. 

Südafrika vermehrt ständig seinen Zitronenanbau und die damit in Zusammen- 
hang stehenden Industrien, und spanische Exporteure sehen in der steigenden Ein- 
fuhr aller Arten südafrikanischer Früchte die Ursache für den Rückgang ihres 
Handels. 

Die Jaffa-Orange bedeutet, weil sie größer und süßer ist als die spanische 
Frucht, eine ernsthafte Konkurrenz, und in den letzten Jahren sind brasilianische 
Orangen immer beliebter geworden. Im letzten Jahr wurden in Großbritannien 
22.0000 Zeniner Orangen aller Art mehr verbraucht als im Jahre 1932. 

Ein schlagender Beweis für den Wiederaufstieg im Jahre 1933 ist die Tatsache, 
daß der Gesamtrückgang der Arbeitslosenzahl innerhalb des Empire sich ı Million 


- nähert; in England allein waren Ende Februar 1934 625000 Menschen mehr be- 


schäftigt als im Februar 1933. 
Die letzten Berichte aus anderen Teilen des britischen Staatenbundes ergeben für 


- Februar 1934: 


Neuseeland: Arbeitslosenzahl auf A4oı1o gesunken, verglichen mit 54105 im 
Jahre 1933. Merklicher Aufstieg der Hauptindustrien. 

Kanada: Beschäftigungs-Indexzahl 90,4, verglichen mit 78,5 im Jahre 1933. 

Australien: Prozentsatz der Arbeitslosigkeit von 28,1 ım Jahre 1933 auf 21 ge- 
sunken. 

Das Bedürfnis, die Produktionsmittel des Empire zu überwachen und die Pro- 
duktion gleichzuschalten, wird immer dringender, und eine folgerichtige Politik 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus ist notwendig. Diese Politik muß die Pläne für die 
innere Entwicklung, die Abmachungen mit den Kolonien und Vereinbarungen zur 
Schaffung von Absatzgebieten im Ausland umfassen. Vollkommenbheit ist unerreich- 
bar, aber Gegenseitigkeit in der Praxis muß möglich sein, wenn sie ernstlich er- 
strebt und durchdacht wird. 
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® Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


a Wer über das politische Spiel der großen Mächte zu berichten hat, muß gewohr 
2 sein, auch seltsame Dinge ernstzunehmen. Manchmal aber wird es ihm schwer ge- 
macht; und unsere Leser werden unsere Gefühle teilen, wenn sie die süßen F riedens- 
schalmeien vernehmen, welche aus dem geduldigen Papier der Moskauer „Prawd We 
dem Völkerbund aufklingen. Da heißt es, der Austritt von Japan und Deutschland 
habe es dem Völkerbund möglich gemacht zu einem Sammelpunkt für alle wirklich 
friedenswilligen Kräfte zu werden... So sei der alte Völkerbund, der gedacht war 
“als Instrument zur imperialistischen Versklavung kleiner und abhängiger Staaten 
sowie farbiger Länder, gedacht als Instrument für die Vorbereitung des Welt- 
kampfes gegen die Sowjetunion, zu einer Stätte möglichen Friedens geworden... 
Welch plötzlicher Wechsel der Melodie! Vielleicht ist es unpassend gegenüber sol- 
chen Psalmen der Versöhnung, wenn wir einen toten Franzosen zu Wort kommen 
lassen; und nicht den geringsten. Marschall Foch hat im Jahre 1924 einige böse Dinge _ 
über den Völkerbund gesagt, die im „Memorial de Foch“ von Raymond Recouly, 
Paris 1929, veröffentlicht sind. Wir setzen einen Absatz im Originaltext hierher. 
Da steht auf Seite 289 geschrieben: „Et que dire du jour oü vous aurez introduit la 
Russie des Soviets? Voilä un gouvernement qui — il ne perd pas une occasion de le 
proclamer — n’a aucune espece de rapport avec aucun des gouvernements existants 
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en Europe, et dans le monde. Il n’y a rien de commun entre les principes auxquels 
vous tes attaches, qui servent de fondement ä vos Etats, et les ‚principes dont il se 
reclame. Vous voulez que, lui aussi, adhere loyalement & l’esprit, au programme ‚de 
la Societ& des Nations! Allons! Allons! treve de plaisanteries!“ Wir haben den Äuße- 
rungen des alten Marschalls nicht viel hinzuzufügen — auch wenn wir uns nicht 
verhehlen wollen, daß eine ‚„‚treve de plaisanteries“ zwischen Moskau und Paris sehr 
wohl eine Minderung der plaisanteries für andere Staaten bedeuten kann. Die Genfer 
Rede von Barthou ist ein Beweis dafür... 

Der Redewechsel von Simon und Barthou klingt seltsam gerade in diesen Tagen, 
wo sich zum erstenmal die große Friedensrede vom ı7. Mai 1933 jährt. Damals 
verzog sich grollendes und dunkles Gewölk am außenpolitischen Himmel Europas. 
Auch heute ist der Himmel nicht wolkenlos, und die Behandlung drängender ‚Fragen 
des europäischen Friedens durch die Machtträger des Versailler Systems ist durchaus 
geeignet, jeden Schleier von „plaisanteries“ zu durchreißen, der von freundlichen 
und geschäftigen Menschen über Europa gesponnen werden könnte. Die Behandlung 
der Saarfrage in Genf, das unerbittliche Nein des französischen Außenministers in 
der Abrüstungsfrage, die Welle wirtschaftlichen Druckes, die sich gegen Deutschland 
ergießt — das alles sind Spannungszeichen von Bedeutung. Und welche Unrast liegt 
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i ‚ über der gesamten europäischen Mitte! Die Ernte eines Monats: Staatsstreich in Bul- 
garien, Staatsstreich in Lettland, drohender Staatsstreich in Rumänien, drastische 
_ Sicherheitsgesetze in mehreren anderen Staaten. Aufrollung der Meerengenfrage 
' durch die Türkei; Aufrüstungswelle bei fast allen Großmächten — das alles gleich- 
. zeitig mit einer aufs höchste gespannten ostasiatischen Lage, die so gewitterschwer 
ist wie die europäische zwischen 1908 und ıgr/. 
Die freundliche Frage der Türken an die vier beteiligten Großmächte (England, 
‘ Frankreich, Italien und Japan), wie man über die Beseitigung der Sonderbestim- 
mungen für Bosporus und Dardanellen denke, kommt nicht überraschend. Wir 
haben in einem früheren Bericht darauf hingewiesen, daß die ganze Balkanpakt- 
politik der Türkei, das Eingreifen der Türkei auch in osteuropäische Paktverhand- 
lungen als Vorbereitung für einen Meerengenschritt gewertet werden müsse. Den 
Zeitpunkt hat man in Angora geschickt gewählt. Diese Rundfrage im selben Zeit- 
punkt, wo der russische Verbündete sich zum Eintreten in den Völkerbund an- 
schickt und in der Lage sein wird, Bedingungen zu stellen, ist 'ein Meisterstück ab- 
wartender Revisionsdiplomatie. Man braucht nur den väterlich-mahnenden Kom- 
mentar der ‚‚Times“ zu diesem türkischen Schritt zu lesen, um zu wissen, in welch 
schwierige Lage die Westmächte durch den türkischen Schritt versetzt worden sind. 
Wir können uns nicht versagen, einiges davon zu übersetzen: „Der Grund für die 
Absicht der Türkei, die Frage der internationalisierten Meerengen anzuschneiden, ist 
nicht genau bekannt, es sei denn, daß Ghazi Mustapha Kemal die Empfindung habe, 
daß Konstantinopel ‚has attractions of scenery and association‘, die Angora niemals 
besitzen kann, so daß K. noch immer die erfreulichste Hauptstadt für die Türkei 
wäre — wenn es nicht in einer entmilitarisierten Zone an internationalisierten Ge- 
wässern läge (hübsch gesagt! D. B.). Denn es ist schwer zu sehen, welche Vorteile die 
türkische Republik gewinnen würde außer jenem, daß sie in der Lage wäre, ein 
Monopol über einen der berühmtesten Wasserwege der Welt zu errichten (die armen 
Mittelmeerreisenden, die womöglich zu Ostern nicht mehr durch die Dardanellen 
fahren könnten, und dort photographieren.... D.B.). Andererseits wären die Vor- 
teile, die ein Wechsel vom internationalen zum türkischen Regime für Sowjetruß- 
land bringen würde, im Kriegsfalle unbezweifelbar. Die enge Freundschaft, die 
zwischen den beiden Ländern jetzt besteht, ‚would make Russia feel far better able 
to do as she pleased elsewhere‘ mit einem treuen wachthaltenden Freund im 
Süden.‘ Dieser Satz enthält viel für den, der zwischen zwei Zeilen jeweils ein halbes 
Dutzend ungeschriebene zu lesen versteht! In folgendem wird auseinandergesetzt, 
wie die Rechtslage ist. Die Meerengenkommission wird gepriesen, und es wird fest- 
gestellt, „daß kein Zweifel möglich ist an der Weisheit der nach dem Krieg errich- 
teten Ordnung und an den Vorteilen, die sie dem internationalen Handel und der 
Schiffahrt gewährt haben“. Dann wird das Interesse Bulgariens und Rumäniens an 
freier Durchfahrt gebührend hervorgehoben. Dann aber kommt das Beste. ‚‚Aber aus 
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ganz allgemeinen Gründen würde es noch tiefer zu beklagen sein, wenn irgend 


etwas geschähe, ganz besonders im gegenwärtigen Augenblick, um etwas zu militari- 3 


sieren, was entmilitarisiert worden ist, und Befestigungen zu errichten, die unver- 


meidlich zu rivalisierender Wiederbewaffnung führen müssen. Bulgarien kann nicht 4 


mit Gleichmut zusehen, wenn die türkische Hälfte der entmilitarisierten Zone von 3 
Thrazien der Wiederbefestigung zugänglich gemacht wird, während die bulgarische 
Hälfte unbefestigt bleibt. Würde Bulgarien in die Aufrüstung hineingereizt, so 
würden zweifellos Komplikationen mit Bulgariens westlichen und südwestlichen 
Nachbarn entstehen; und gerade Länder, die schon verarmt sind, sollten Rüstungs- 3 
ausgaben als gegenwärtig völlig unnütz betrachten.“ Also sprachen die „Times“. Ob 
die Vertreter von Vickers und Schneider-Creuzot der gleichen Meinung sind? 

Die Frage hat genug ernsthafte Hintergründe, um gestellt zu werden... Macht 
man sich klar, daß seit mehr als zwei Jahren ein Krieg um den Chaco geführt 
wird, den alle Interventionen des Völkerbundes, der angelsächsischen Großmächte 
und der lateinamerikanischen Nachbarn nicht schlichten können — trotzdem weder 
Bolivien noch Paraguay eine Waffenfabrik besitzen? Wäre es nicht ein Leichtes 
für die am Frieden so sehr interessierten Staaten, durch ein wirksames Verbot der 
Waffenausfuhr den Chaco-Krieg zu ersticken, oder zum mindesten die Beteiligten 
zu zwingen, von der Kanone zum Buschmesser zurückzukehren? In Genf wird be- 
wegliche Klage darüber geführt, daß nichts geschehen sei. England hat sich auf den 
Völkerbund verlassen, der Völkerbund auf Amerika, Amerika wieder auf England. 
Zwei Jahre lang. Jetzt endlich sagt man sich gegenseitig in höflichen Noten, daß 
man bereit sei, die Waffenausfuhr nach Südamerika zu sperren. Mit jener Selbst- 
verständlichkeit, die gleichberechtigten Mitgliedern des Völkerbundes ziemt, hat man 
die Hoffnung, einen solchen Beschluß gegenüber den Kleinstaaten Paraguay und 
Bolivien auch durchsetzen zu können. „Es handelt sich ja nicht um Japan oder 
China.“ Einstweilen aber wird im Chaco weitergekämpft. Von beiden Seiten werden 
Siege berichtet; man kann sich angesichts so vieler Siege nur immer wundern, daß 
der Krieg noch nicht zu Ende ist. (Eine Verwunderung, die auch gegenüber arabi- 
schen Meldungen zuweilen am Platze sein kann.) 

An einem Punkt der Erde aber ist wirklicher Friede eingekehrt: am oberen 
Amazonenstrom. Lange Verhandlungen in Rio de Janeiro, unter dem Vorsitz des 
brasilianischen Außenministers, haben dazu geführt, daß Kolumbien und Peru sich 
über Leticia geeinigt haben. Der Rechtszustand nach dem Vertrag von 1922 wird 
wieder hergestellt; die unglückliche Völkerbundsmission, die nun ein Jahr lang in 
dem kleinen Amazonashafen residieren mußte, um Zwischenfälle zu verhindern, 
darf wieder nach Hause reisen. Immerhin ein Erfolg! 

Auf der anderen Seite des Atlantik bereitet Liberia Schwierigkeiten. Der kleine 
Negerstaat will sich nicht nach den Wünschen des Völkerbundes sanieren lassen. 
Liberia mit seiner Oberschicht von amerikanischen Negern, die ihre Vettern aus dem 
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_ afrikanischen Busch beherrschen und bis zum letzten ausnutzen, mit den Konzes- 


sionen amerikanischer Gummipflanzer ist ein Experimentierfeld für sich. Begreif- 
lich, daß niemand ohne wirkliche Vollmachten dort eine Verantwortung über- 


_ nehmen will. 


Wirtschaftspolitisch könnte Liberia in nächster Zeit an Bedeutung gewinnen. Nach 
langwierigen Verhandlungen ist es den wichtigsten Gummierzeugern gelungen, zu 
einem einheitlichen Anbauplan zu gelangen. Der neue Gummiplan ähnelt in man- 
chem dem Stevenson-Plan, der in der letzten Hochkonjunktur von 1922 bis 1938 in 
Kraft war. Dieser Stevenson-Plan aber galt nur für den Bereich britischen Kolonial- 


_ besitzes; er ging daran zugrunde, daß man gegenüber den hochgehaltenen Monopol- 


preisen von Malaya in benachbarten tropischen Gebieten erhebliche Gummipflan- 
zungen anlegte. Nach großen Opfern mußte auf die Planung verzichtet werden, und 
das britische Gummimonopol war gebrochen. Der neue Plan umfaßt nicht nur die 
britischen Besitzungen, sondern auch den hauptsächlichen Konkurrenten von da- 
mals, Niederländisch-Indien. Er umfaßt außerdem Französisch-Indochina und Siam. 
Damit bleiben nur wenige Gebiete der Gummiproduktion ausgeschlossen; unter die- 
sen Liberia und Brasilien. In Brasilien hat es einmal einen kurzen Aufschwung der 


j Gummiproduktion in der primitiven Form der Sammelwirtschaft, nicht des Plan- 


tagenbaus, gegeben. Diese Zeiten sind in Amazonien längst vorbei; Brasilien gehört 
gegenwärtig nicht mehr zu den wichtigen Gummiländern. In Liberia hat amerikani- 
sches Kapital, gerade gegenüber den hohen Preisen des Stevenson-Planes, den Ver- 
such gemacht, das seinerzeitige britische Monopol zu brechen. Jetzt sieht sich Nord- 
amerika als größter Gummiverbraucher einem neuen Zusammenschluß der Gummi- 
produzenten gegenüber; man wird sehr aufmerksam verfolgen müssen, ob sich aus 
dieser Spannung ein Gummifrieden mit mäßig erhöhten Preisen oder ein Gummi- 
krieg entwickelt. Wie es überhaupt lohnend ist, die Entwicklung der Macht vor 
allem in der tropischen Rohstoffwirtschaft zu verfolgen; um so mehr, je stärker 
sich die Formen des internationalen Handelsverkehrs verändern. Es gibt heute schon 
sehr genau begrenzte Herrschaftsbereiche auf vielen Gebieten: Öl und Kupfer auf 
der einen Seite, Zucker, Gummi und Baumwolle auf der anderen Seite sind wohl 
die wichtigsten davon. Wir brauchen nicht zu den Erfahrungen des Weltkrieges 
zurückzukehren, um zu wissen, daß im Kampf um die Beherrschung der Rohstoffe 
und um die Quoten des Welthandels nicht nur wirtschaftliche, sondern politische 
Entscheidungen fallen. Auf diesem Gebiet aber sind es — nachdem das Verhältnis 
der Sowjetunion zu den anderen Mächten im Welthandel eine gewisse Stabilisierung 
erfahren hat — zwei Vorgänge von ausgeprägter Dynamik, die das Bild der Gegen- 
wart prägen: die Wirtschaftsoffensive der Japaner gegenüber den angelsächsischen 
Mächten, die sich sowohl auf fremden Märkten wie im eigensten britischen Reichs- 
gebiet abspielt — mit den entsprechenden angelsächsischen Gegenwirkungen — und 
die planmäßige Zurückdrängung des deutschen Anteils am internationalen Waren- 
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verkehr. Der japanisch-englische Konflikt hat zu ersten schwienn a 
britischen Regierung gegen die japanische Einfuhr geführt; sie sind so getro 
worden, als ob man damit zeigen wollte, wie sehr man sie noch steigern kö, 
mehr Warnung als Angriff. Ob freilich die englische Abwehr nicht für Teile 
Empire schon zu spät kommt, ist eine andere Frage. 
Fragen der Empiregliederung kommen in einem so großen dem nie 
ganz zur Ruhe. Auch aus dem letzten Monat sind einige Vorgänge zu melden, die 
hierher gehören. Die latente Spannung mit Irland, eine scharfe Rede des Gouver- 
neurs von Malta gegenüber der italienischen Volkstumsbewegung der maltesischen 


Nationalisten, die Sezessionsbewegung Westaustraliens gegenüber der australischen 
Commonwealth sei nur gestreift; bedeutungsvoller sind die letzten Vorgänge in Süd- 


afrika. Dort scheint sich der starre, englandfeindliche Flügel der Buren von der 


Führung Hertzogs zu lösen, und gleichzeitig verfolgt die Regierung ein altes Pro- 


gramm von südafrikanischem Dominion-Imperialismus mit neuer Stärke. Das Parla- 


ment von Südwestafrika hat darüber abgestimmt, ob die südwestafrikanische Be 


völkerung das Aufgehen des Mandates in der Südafrikanischen Union wünsche. Die 


deutschen Vertreter waren der Sitzung ferngeblieben; so ist es kein Wunder, wenn ein 
einstimmiges Votum zustande kam. Die Deutschen sind der geschlossenste und älteste 


Bevölkerungsteil unserer alten Kolonie, wenngleich sie heute durch planmäßige Ein- 
wanderungspolitik der Buren nicht mehr die Mehrheit im Lande haben. Aber der 
Ausdehnungswille Südafrikas richtet sich nicht nur gegen das ehemalige Deutsch- 
Südwest. Er wendet sich ebenso gegen die Eingeborenenreservate, die als Schutz- 
gebiete mit Absicht außerhalb des Dominions gelassen wurden, um die Siedlungs- 
rechte geschlossener Negerstämme gegenüber den Buren zu wahren; und er wendet 
sich gegen Rhodesien als britische Kolonie. Die Aufnahme der südafrikanischen 
Forderungen in England ist nicht eben freundlich, zumal sie, wie schon berichtet, 
mit einer Verfassungsrevision verbunden ist, die die Selbstbestimmung des Domi- 
nions sehr deutlich aussprechen soll. Trotz alledem wäre es falsch, von einer Reichs- 
müdigkeit Südafrikas zu sprechen; dazu sind vorhandene Bindungen zu vielfältig 
und zu stark. 


KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Zwei wichtige Belege für das Recht und die Pflicht, aber auch die Fähigkeit zur 
Prognose (weltpolitischen Vorhersage) der Geopolitik müssen unsern Lesern vor- 
gelegt werden, ehe wir zum eigentlichen geopolitischen Bericht über die Maien- 
tage 1954 übergehen. 

In der „Calcutta Review“ (April 1934), S. 108—112, widmet Professor Benoy 
Kumar Sarkar der Vollendung des 10. Jahrgangs der ‚„‚Geopolitik“ einen freund- 
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lichen Aufsatz; wir finden dort unter 3: „Haushofers Cult of Geopolitik“ eine der 
' verständnisvollsten Besprechungen, die wir in langer Zeit erfuhren. Sarkar spricht 
dabei (S. 110) davon, daß die beiden Bücher „Japan und die Japaner“ (B. G..Teub- 
_ ner, 2. Aufl.) und „Japans Werdegang als Weltmacht und Empire“ (Göschen) eine 
gute Illustration unserer Auffassung von Geopolitik geben; er nennt als ‚„‚Leitmotiv“ 
die Analyse der „Raumnot“ als letzten Grund alles Drangs im öffentlichen Leben 
Japans. Dann aber kommt, auf Grund der Berichteindrücke des Jahres 1933 ge- 
' ‚schrieben, der Satz: „H. glaubt, daß — wenn sich sonst die Verhältnisse nicht 
ändern — eine Monroelehre für Ostasien oder eine japanische These der Nicht- 
intervention so gut wie ein fait accompli ist.“ 

Wer die Vorstöße und Rückzüge der japanischen Politik dieses Frühjahrs ver- 
folgt hat, der weiß, daß diese Prognose von 1933 sich eben jetzt als richtig erwies, 
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auch wenn englisches und usamerikanisches vorsichtiges Eingreifen die Schärfe der 
geschickt in die Weltöffentlichkeit gebrachten Erklärung milderten. 

Die Prognose war freilich nicht möglich, ohne daß — bei aller Rücksicht auf die 
physischen Kräfte — „die Aufmerksamkeit zusammengerafft ist auf die Dynamik 
der Volkspolitik, der Verstädterung, der Kolonialfragen, der Staatsstrategie, wie der 
Stimme der Volksseele“. 

Es wäre eine grundfalsche Auffassung der Geopolitik, die darin einen Auswuchs 
der Milieutheorie sehen wollte. Geopolitik will nur in dem Zusammenbau von 
Blut und Boden dem Boden sein Recht lassen! 

Ein zweiter Rechtfertigungsbeleg der Geopolitik liegt in den unzweifelhaften 
weltpolitischen Bewegungen auf großräumige Flurbereinigungen zu, von denen in 
diesem Frühjahr die südafrikanische Forderung zur Einverleibung der Negerschutz- 
räume von Basuto-Land, Bechuana-Land und Swazi-Land in die Union und die 
arabischen Anläufe zum Anschluß von Yemen an das Wahabiten-Reich in den 
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Rahmen des Indischen Ozeans fallen, während die ostasiatischen Vorgänge mit der 
Proklamierung einer japanischen Vorrechtslehre dem pazifischen Bereich angehören. 


Sie alle aber sind groß- und weiträumig im Gegensatz zu den Südosteuropa be- 


herrschenden kleinräumigen Zersetzungsvorgängen (österreichische Entwicklung; 


Wirren innerhalb des Balkanbundes; Inselunruhen im Ostmittelmeer). Sie geben 


Ratzels „Gesetz der wachsenden Räume“ neue Bestätigungen; und auch sie liegen 
auf der Linie einer großzügigen, längst in diesen Blättern geübten Vorhersage. 


Dabei darf man sich aus dem Anblick kleiner Kartenausschnitte, die wir hier 


zur Orientierung unserer Leser beigeben, nicht darüber täuschen lassen, daß es sich 


um bedeutende Raumgrößen und wesentliche Machtverschiebungen handelt; beide 
u. a. auch zum Schaden des Britischen Reiches an einigen seiner wichtigsten über- 
seeischen Anhaftepunkte: Aden und Kaphäfen. 


Die drei Eingeborenenschutzräume in Südafrika umfassen im ganzen rund 
760000 qkm, freilich nur rund 800000 Einwohner (Volksdichte ı!), aber Boden- 
schätze, die längst das Auge der Minenmagnaten (Sir Abe Bailey!) auf sich ge- 
zogen haben, und zum Teil gute, gesunde Hochweidegebiete, die den Buren in die 
Augen stechen. General Hertzog aber sieht die Möglichkeit einer einheitlichen 
Rassenpolitik, die freilich dem vielfarbigen Imperium große Schwierigkeiten in 
Indien, in Tanganyika und anderwärts einbringen wird und die Nichteinhaltung 
geschlossener Verträge und Schutzverpflichtungen bedeutet. 


In Arabien aber ist Ibn Saüd der Träger jener großzügigen Entwicklungs- 
gedanken, mit denen England seinerzeit die Araber gegen die Türken lockte, und 
die es dann durch Teilen und Herrschen vergessen machen wollte. 

So hatte der Herrscher der Wahabiten, der Puritaner des Islam, schon früher 
die Herrscher von Englands Gnaden aus dem Hedschas, von den heiligen Stätten, 
aus Asir vertrieben, so den Zutritt zum Roten Meer erlangt und Transjordanien, 
wie dem Irak die Zähne gezeigt. Er würde durch die Einverleibung Yemens unter 
Vertreibung des Imam Yahya weitere 62 000 qkm mit etwa ı Mill. des besten Teiles 
von Arabien dem etwa gleich volkreichen Hedjas und seinem Stammgebiet (1,4 Mil- 
lion qkm und rund > Mill. E.) hinzufügen und in das Hinterland von Aden herein- 
rücken, das gerade noch rechtzeitig durch Vertrag mit dem Imam erweitert wor- 
den ist. Dann wären von den Nachkriegseinheiten Arabiens nur mehr das Gebiet 
von Aden, Oman, Kuweit und Kerak (das Kunstgebilde Transjordanien) übrig, und 
endlich das nördlich herausgeschobene Irak, die sämtlich schon früher einmal von 
der schweren Hand der Wahabiten zusammengezwungen worden sind und die Erin- 
nerung daran wohl bewahrt haben. 


Ausreichende Raumwerte haben von den noch selbständigen arabischen Teilstaaten 
nur das Irak (371000 qkm, rund 3 Mill. E.), Oman (150000 qkm, und 1, Mill. E.), 
Transjordanien (42000 qkm, 4, Mill. E.). Aden und Kuweit sind nur bessere 
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i Glacislandschaften vor Seefestungen, die sich die Britenflotte mit ihren Flug- 
geschwadern zu halten wissen wird. 

Im ganzen wäre ein großarabisches Reich von etwa 2 Mill. gkm, wenn auch mit 
weiten Wüstenstrecken, und doch rund 8 Mill. E. schon ein Ziel für ein ungewöhn- 
liches Leben vom Stile Ibn Satıds, das zweifellos auf die weiter nördlich liegenden 
Mandatgebiete eine gefährliche Anziehungskraft besitzen würde. Das ist es wohl, 
was man in England meint, wenn man ausspricht, daß durch den Sieg der Waha- 
biten über Yemen ‚eine neue Lage entstehen würde“. Das ist fast eine Erinnerung 
an die „schweren Folgen“, die seinerzeit in Washington wegen mangelhafter Kennt- 
nis des angelsächsischen Sprachgebrauchs einem japanischen Botschafter so schlecht 
bekamen. 

Aber auch die japanischen Bemühungen in Äthiopien zeugen von groß- 
räumiger Auffassung etwaiger japanischer Aufgaben im Indischen Ozean. Sollten 
sie mit den scharfen Worten des Duce über ostasiatische Gefahrenherde zu tun 
haben, die freilich längst verklungen und weginterpretiert worden sind? 

Es wäre in diesem Zusammenhang unrichtig, die Karte und den Aufsatz A. J. 
Cummings „Japans war plans“ (News Chronicle und Reuter) ganz zu übersehen, 
weil er extreme angelsächsische Befürchtungen aufdeckt. Er verzeichnet die Eisen- 
bahnprojekte Tsitsikar—Sahali, Kaiko—Ninguta—Lahasusu, mit Begleitautobahn 
von Charbin nach Lahasusu und Solun—Chailar, ferner die neuen Flughäfen von 
Chailar, Mergen, Sachalin, Manchuli, Ninguta, Mishan, Progranitschnaja (lauter 
Orte, wo Flughäfen ‚hingehören, wenn man Manchukuo durch Fluggeschwader ver- 
teidigen helfen will) und neue Straßenbauten in der Gesamtlänge von 7360 km. 
Ruhiger betrachteten die Lage H. W. Kent, der Manager von Butterfield & Swire, 
und sein Seniorchef G. W. Swire, die sich Anfang März nach einem Flugbesuch 
von Antung, Mukden, Changchun und Dairen sehr günstig über die nicht ganz un- 
gefährliche Fahrt aussprachen und über die schwere von Japan dort geleistete und 
noch zu leistende Kolonisationsarbeit. Kent gibt Mukden die größeren Entwick- 
lungsaussichten gegenüber der jetzigen Hauptstadt und betont die kommende Blüte 
von Rashin und Seishin in Nordkorea auf Kosten von Wladiwostok. 

„Manchukuo ist synonym mit Geduld und harter Arbeit (hard work) und kein 
Land, wo sich Methoden, um rasch reich zu werden, anwenden lassen.“ (Trans- 
pacific, ı. 3. 1934, S. 14.) 

Wie lastenreich und mühevoll ein wirtschaftspolitisches Ringen mit den men- 
schenreichen ostasiatischen Kulturvölkern für den Westen sich in Zukunft gestalten 
wird, das schildert auch gut Walter Gauß: „Fernöstliches“ ‚(Deutsche Wacht, Ba- 
tavia 34), namentlich für den britischen Textilkampf mit China und Japan. ‚Japans 
Handel greift an!“ „Das bisherige japanische Dumping bedeutet erst das Vorspiel 
der industriellen Konkurrenz des Fernen Ostens mit der ganzen Welt“ — die man 
ihm ja aber doch aufgenötigt hat! Wenn man „durch Exportgilden und andauernde 


een und Trusts er mit dem de a, 
mus, der in dem lebenskräftigen Volk rasch anwächst. 
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Die australische Handelsmission unter Führung des Außenministers Lath am a 
— über Niederländisch-Indien, Malaya, China und Japan ausreisend — hat den :aus- 3 


gesprochenen Zweck des Abwiegelns, der Verbesserung der Beziehungen zu J apan. 


Trotzdem wird sich Japan — vorsichtig und mißtrauisch bei aller Kühnheit, wie 
es ist — seine beiden asiatischen Waffen nicht aus der Hand winden lassen und sein 


Pulver für sie trocken halten. 


Zu deren Erkenntnis senden uns japankundige Freunde ausgezeichnete Aus- 


schnitte, unter denen die über den japanischen Faszismus und über das Am- 


feuerhalten der panasiatischen Bewegung ganz besondere Aufmerksamkeit 
verdienen. 
Streiflichter auf diese ließen sich in Dairen und Osaka gewinnen, wo die letzt 


panasiatische Zusammenkunft begangen und gefeiert wurde, ohne doch genügend _ 


von der Presse beachtet zu werden. 

„Rengo“ meldete nur: „Die panasiatische Tagung beklagte die mächtige westliche 
Vorherrschaft über Asien. Eine bestimmte fremde Botschaft in Peking wurde be- 
zichtigt, den chinesisch-japanischen Gegensatz anzufachen.“ (Man sieht, wie un- 
vorteilhaft das wirkt!) ‚Der Völkerbund wurde als eine listige politische Maschinerie 
bezeichnet, die Asien als Ausbeutungsgebiet betrachte und es mit westlicher Schleu- 
derware füllen wolle, und die Orientalen als ‚animated chattels‘, als belebtes-unbe- 
lebtes Gut, einen menschlichen Sachwert betrachte.“ (Ein böser Dank für Genf!) 
„Eine düstere okzidentale Machenschaft sollte die indisch-japanischen Textilreibe- 
reien zu erschweren bemüht sein.“ Soweit „Rengo“! — A.M. Sahay scheint nach 
„Mainichi“ die „Feldzüge des all-asiatischen Verbandes und seine Beziehungen zu 
Indiens Unabhängigkeitstrieb“ gefeiert zu haben. Das berührt schon empfindlichere 
Saiten der Kolonialmächte. 

Andererseits wiegelte ‚Manchurian Daily News“ wieder ab und behauptete, die 
Bewegung beschränke sich „nur“ auf wirtschaftliche, kulturpolitische und soziale 
Fragen und bedeute durchaus keinen Gegensatz zum Westen. Aber dann hieß es 
weiter unten: „Die neun Reden unterstrichen die Tatsache, daß die Völker Asiens 
alle mehr oder weniger unter der Ausbeutung durch ortsfremde und kulturfremde 
Nationen gelitten hätten, aber daß der Tag ihrer Befreiung nahe. Japan als erste 
durchgedrungene Macht müsse den anderen helfen, ihr eigenes, gesondertes Los 
und ihre nationale Selbstbestimmung herauszuarbeiten.“ 

Diese Veranstaltung wurde von einem großen Aufmarsch japanischer und 
mandschurischer Würdenträger, namentlich der Südmandschurischen Bahn, be- 
ehrt, Ein „all-asiatischer Wirtschaftsblock“ als Wunschziel ist schon ernst genug. 
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Bezeichnend für seine Ferne ist allerdings, daß die Versammlung, die znexat ur 
Japanisch reden wollte, einige Male auf Englisch zurückkommen mußte, wie ähn- 
liche Veranstaltungen in Indien auch. 

Die Russen fehlten. Dennoch wurde eine regionale Aufteilung der Welt in 

- Europa, Asien, Amerika und Sowjetrußland ‚vorgeschlagen, wobei offenblieb, wie 
sich der russische Ferne Osten zu Asien verhalten solle. Man sieht aber, wie sehr 
das ursprünglich von den Sowjets geschmiedete Instrument ihnen bereits von den 
Asiaten aus den Händen gewunden worden ist. 

In England nimmt man Japan die einst u. a. von Palmerston und Canning so 
souverän geübte Praxis, Revolutionäre zu Hause kurz zu halten, aber zum-in-die- 
Luft-Sprengen fremder Mächte aufzupäppeln, höllisch übel. Aber auch hier hat 
doch das östliche Inselreich nur vom westlichen gelernt; eine ganz eigene Nuance 
aber hat es mit seinem mächtigen Faszismus ausgeprägt, der im Grunde dem deut- 
schen Nationalsozialismus ähnlicher ist, als dem italienischen Faszismus. Verschie- 
den von beiden ist freilich die große Zahl von politischen Gruppen, die vorläufig 
noch getrennt auf ein gemeinsames visionäres Ziel zumarschieren. (Zaikai Shin 
Tosho Den, Ryutaro Iwai v. Osaka Mainichi, Chigura Publ. Co.) Mehr als 100 grö- 

; Bere Gruppen werden aufgezählt, unter denen allerdings die Kokuhonsha des Barons 
Hiranuma eine der mächtigsten und die bestberatene ist, die Aikyojuku die schärfste, 
die Kokusuikai vom Oktober ı919 die älteste der heute bedeutsamen. 

Gewiß ist es noch weit, bis es gelingen mag, die asiatische Selbstbestim- 
mungsbewegung auch von einem so tätigen und willenskräftigen Kern aus 
über so verschiedene Rassen und Völker auszudehnen, Chinas weite Außen- 
landschaften (North China Herald 1934, S. A3ıff.) zu ordnen, aus verkehrs- 
politischen Träumen dort Wirklichkeit zu gestalten. Aber die Lehre von der eigenen 
Schicksalsbestimmung des Ostens ist geprägt; sie greift als Idee um sich und ver- 
stärkt die Stellung ihres mutigsten Trägers. 

Ein geopolitisch gut-untermauertes Programm für einen Umbau der Völkerbund- 
akte, der Japan den Wiedereintritt ermöglichen würde, veröffentlicht das Oberhaus- 
mitglied Baron Sakatani im „Japan Advertiser“: Deutschland soll sich ebenfalls 
wieder anschließeri, was aber nur möglich ist, wenn es volle Rüstungsgleichheit er- 
hält (ein Vorwink auf die gleiche, von Admiral Ozumi erhobene Seerüstungsforde- 
rung Japans für 19351); Revision derart, daß die Ver. Staaten beitreten können; 
Abrüstungsmöglichkeiten; Anerkennung der Rassengleichheit; Anbahnung weit- 
gehender Handelsfreiheit unter Aufhebung der Zollschranken; Anerkennung von 
Manchukuo; Abschaffung des Boykottartikels 16 der V.B.A.; Anerkennung des 
Selbstverteidigungsrechts für jedes Land; Unterkommissionen für regionale Kon- 
fliktsregelung, z. B. für Ostfragen, nord- und südamerikanische; innerlich gespal- 
tene oder unorganisierte Länder ohne Zentralregierung vom Völkerbund auszu- 


schließen. 
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uns bekannten Äußerungen zusammen, so ergibt a eine Free v 
Wärme, die Japan und Mitteleuropa nur gleich angenehm sein kann, vorausges 
daß sie nicht an wichtigen anderen Orten und Stellen als allzu warm empfunden 
wird und zu entsprechendem Abreagieren führt. 5 
Aber es ist immer von geopolitischem Wert, wenn man von in sich geschlosse 
Völkern in großen Umrissen und .auf weite Sicht erfährt, was sie wollen, au ch 
wenn die Wünsche von anderen als weitgehend und unbefangen eg und 
zunächst abgelehnt werden. 2 
Ehrliche Gleichwertigkeit aller verantwortlichen Mitglieder von übervölkischaud 
Bünden; regionale Untergliederungen; Umformungsmöglichkeiten: das alles sind 
Forderungen, die aus geopolitischen Gründen hier oft erhoben worden sind und mit 
deren beständiger Wiederanmeldung starre und nur auf Statik eingerichtete Bil- 
dungen immer wieder rechnen müssen, so lange, bis sie selbst erneuerungsfähig 
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werden! 


PaAuL HAarRTIG: 
Geopolitik und Kulturkunde 
Die Geopolitik kann in ganz besonderem Maße für sich in Anspruch nehmen, 


mit ihrer Aufgabenstellung, ihrer Grundauffassung vom geschichtlichen Leben und 
ihren Arbeitsweisen den Forderungen gerecht zu werden, die der nationalsozialistische 
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Staat an die Wissenschaft erhebt: sie ist seine Staats- und seine Anschauung der 
Welt. Denn sie erfaßt den Menschen in seinen Bindungen durch Blut und 
Boden, als Glied organischer Einheiten, durch die das Sein des einzelnen erst Sinn 
und Bedeutung erhält. Ihr ist auch der Staat eine organische Einheit, ein leben- 
diger Volkskörper, ein Überorganismus. Und die Menschheit ist ihr mit ihren 
Staatengruppen eine Vielheit solcher raumgebundenen Volkskörper. 

Aus dieser Verbundenheit mit der nationalsozialistischen Weltanschauung her- 
aus klopft jetzt die Geopolitik an die Türen der deutschen Schule und fordert 
Einlaß. Sie will die Fächer Erdkunde, Geschichte, Deutsch und Biologie zu ge- 
schlossenem Wirken nach einheitlichem Plane zusammenfassen, um zum Verständ- 
nis des eigenen Staates als organischer Einheit von Volk und Raum zu führen. 
Kraft des ihr eigentümlichen Ethos versichert sie, an die Stelle unverbindlicher, 
verpflichtungsloser Kenntnisse verantwortungsgeladene, willenssichere Erkenntnisse 
zu setzen t). 


1) Vgl. dazu den Aufruf für „Geopolitik im Unterricht‘ von W. Gehl, Vergangenheit und 
Gegenwart 1933, Heft 10, S. 587/88. 
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Wer sich hierdurch angesprochen fühlt und sich aus den Bezirken seiner päd- 
agogischen Arbeit der Geopolitik zuwendet, wird sehr rasch bemerken, welche 


_ innere Bewegung für diese junge Wissenschaft, die noch ganz Entwicklung ist, 


kennzeichnend ist. Unbefriedigt wird er dort bleiben, wo man ihm — wie bei so 


- vielen Mitläufern der Geopolitik — mit einer Fülle von Einzelbeobachtungen ent- 


gegentritt. Bei aller Schätzung der Einflüsse der Natur auf die Staatenbildung, den 
Charakter der Staatsbürger, bei aller Aufklärung über Gestalt, Lage, Größe und 
geographischen Aufbau der Staaten: von hier aus kann jenen grundsätzlichen 
Bildungsforderungen, die die Geopolitik zu verwirklichen sich anheischig macht, 
nicht genügt werden. Es kann sich nicht um ein vermehrtes oder neues 
Wissen über irgendwelche Zusammenhänge zwischen Raum und 
Geschichte, Boden und Staat handeln!). Vielmehr wird man sich be- 
mühen, vom Kern der Geopolitik her Klarheit über ihre Lage und pädagogische 
Bedeutung zu gewinnen. 

Auszugehen wäre hierbei von jener „Unterscheidung der beiden ruhenden Pole 
in der geopolitischen Erscheinungen Flucht: dem geographisch Raumhaften und 
der Idee — dem Staatsorganismus und der Persönlichkeit“2). Damit würde zu 


‚ einer Kernfrage der Geopolitik als Wissenschaft: die Frage nach dem inneren Ver- 


hältnis von Organismus und Persönlichkeit, zwischen dem Bios und dem Logos im 
Rahmen des Staatsdaseins. Eine Frage, die auf den verschiedensten Gebieten der 


 Geisteswissenschaften in den Mittelpunkt rückt. Wo man positivistisch feststellen 


und sich wertender Stellung enthalten wollte, hat man erkannt, daß dies schon 
allein wissenschaftstheoretisch ein unmögliches Unterfangen ist; das Dogma der 


- Voraussetzungslosigkeit in den Geisteswissenschaften ist zertrümmert. Wo man 


hingegen Geistiges rein als Geistiges, Ideen nur als Ideen glaubte erfassen zu 
können, beginnt man einzusehen, daß wahre Ideen — die Ideen, die zur Macht 
gelangen und sich darin bewähren — aus naturhaften, aus ursprünglichen Kräften 
geboren werden. Auf dem Gebiet der Geopolitik aber spricht man von einer 
„Staatspersönlichkeit“, von einem überindividuellen Etwas, demgegenüber man sich 
als sittlich verpflichtet empfinden soll. In engem Anschluß an H. Prinzhorns Per- 
sönlichkeits-Psychologie hat es H. Offe3) versucht, die Stellung dieses staatlich 
überindividuellen Ich zu umreißen und auf die Aufgaben und Grenzen einer mög- 
lichen Charakterologie des Staates aufmerksam zu machen. 

Diese Aufgabenstellung mag einem „Untertanenstaat“, einem Staat absolutisti- 
scher Prägung als angemessen erscheinen; sie muß als gefährlich bezeichnet werden, 


1) Vgl. hierzu die scharfe Wendung gegen eine bloße „Summationsgeopolitik“ bei Ernst 
Anrich in: Neue Schulgestaltung aus nationalsozialistischem Denken, Stutigart 1933, S. 50. Er 
fordert „Bindung aus den organischen Mittelpunkten heraus“, nicht Summation. 

2) So Hans Offe in seiner Untersuchung: Zum Problem der Staatspersönlichkeit, Ztschr. f. 
Geopolitik, Februar 1934, S. ı32ff. 3) a.a.O., S. 135 ff. 
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sinnt. Der nationalsozialistische Kampf galt dem „System-Staat“, dem Staat, d 
als Macht- und Ordnungsstaat ein Eigenleben entgegen der wahren Bewegung des 
Volkes bewahren wollte. Im Nationalsozialismus soll die Gesamtheit des Volkes zu 
einer nationalen Einheit herangebildet werden, denn die nationalsozialistische Staats- 
auffassung ist organisch und will darum die politischen Lebensformen durch die 
nationale und rassische Wesenheit des Volkes bestimmt wissen. „Das politische A 
und O der nationalsozialistischen Weltanschauung ist das Volk ... Der National- 
sozialismus sieht also im Volk nicht bloß wie Teile der faschistischen Theorie ‚den 
Ausdruck für eine Ordnung unter der Disziplin des Staates‘, sondern er sieht im 
Volk eine eigenständige Wesenheit und die entscheidende politische Größe.“ Darum 
wäre es irrig, heute in Deutschland in einem geopolitischen System ein staatlich 
überindividuelles Ich einsetzen zu wollen, und das an der entscheidenden Stelle, 
wo das Volk als natürlich-geistige Lebenskraft sich durchsetzt und als historische 
Kultur- und Schicksalsgemeinschaft zwischen Bios und Logos die eigentliche Reali- 
tät und schöpferische Kraft in der Geschichte verkörpert!). Die Geopolitik bedarf 
darum in dieser Lage einer „Hilfswissenschaft“, die ihr das Wesen der von ihr | 
untersuchten Völker und ihrer Kulturen als sinnvolle geistige Strukturen deutet; 
wobei zu erwähnen ist, daß die Geopolitik ihrerseits zu solcher Nationalpsychologie 
wertvolle Beiträge zu liefern vermag. 

Von den verschiedensten Seiten hat man diese Arbeiten in Angriff genommen, 
seltsamerweise nicht von der Geschichtswissenschaft her. Anscheinend war man mit 
übergroßer Skepsis gegenüber jeder phänomenologischen, auf Wesenserkenntnis ge- 
richteten Betrachtung der Völker und Kulturen erfüllt?) und witterte dahinter 
irgendeine künstliche Begriffsscholastik. So hat sich der Aufbau einer vergleichen- 
den Psychologie der Völker abseits von der Geschichtswissenschaft vollzogen, vor 
allem durch die Germanistik und, z. T. in enger Verbindung mit ihr, durch Angli- 
stik und Romanistik, stark gefördert auch durch die Kunstwissenschaft. 

Unserer politischen Gedankenwelt entspricht im wissenschaftlichen und päd- 
agogischen Bereich das kulturkundliche Prinzip; im Augenblick seiner Einschmel- 
zung in das politische Leben verwandelt es sich in das nationalpolitische, wie das 
bahnbrechend durch Ernst Krieck®) geschehen ist. Den nationalpolitischen Forde- 
rungen liegt die kulturkundliche Erkenntnis zugrunde, daß aus der organischen 


1) Der Verfasser scheint uns hier das Wesen der geopolitischen Staatsauffassung zu ver- 
kennen. „Organischer Staat“, — das bedeutet ja eben die völlige Identität zwischen Volks- 
körper und seiner Organisationsform, dem Staat. Die Staatspersönlichkeit, also der Aus- 
druck einer bestimmten Eigenart, wird geboren aus der Eigenart des Volkskörpers (der Rasse) 
und der Eigenart des Raumes. Niederschlag der Staatspersönlichkeit ist die Geschichte, leben- 
diger Ausdruck die Kultur. Die Schriftleitung. 

2) Leider auch heute noch jeder biologischen Deutung. — Die Schriftleitung. 

3) Vgl. sein grundlegendes Werk: Nationalpolitische Erziehung, Leipzig 1932. 
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 Gesetzmäßigkeit des Lebens heraus im Volkstum geschichtsbildende Kräfte wirken, 
denen sich der einzelne nicht entziehen kann, und daß wir als Glieder eines Volkes 


aus der völkischen Aufgabe heraus die Richtung und den Sinn unseres Lebens 


_ empfangen. Volk und Kultur stellen eine in sich geschlossene Einheit dar, deren 
strukturelle Bestimmung und Deutung im Rahmen der Geopolitik (Staatskunde) 


die Teilaufgabe der Kulturkunde ist. Ein methodisches Grundprinzip dieser Ar- 
beiten läßt sich durch den Begriff der Auseinandersetzung bezeichnen; am Gegen- 
satz zu den anderen Völkern und ihren Kulturen zum Bewußtwerden, Abgrenzen 
und Entwickeln der eigenen volkheitlichen Art und Kulturen vorzudringen, das 
waren Weg und Ziel, von denen die kulturkundliche Arbeit seit ıgr/4 ihr ge- 
sinnungsmäßig einheitliches Gepräge erhalten hat. Sinnbildlichen Ausdruck hat 
diese wissenschaftliche Haltung z. B. in Eduard Wechsslers Versuch einer Wesens- 
kunde des Deutschen und des Franzosen: „Esprit und Geist“, abgeschlossen 
1927, erhalten. Vom gleichen Grunderlebnis her ist das zweibändige Englandwerk 
von Wilhelm Dibelius aus dem Jahr 1923 bestimmt. Hier, wie auch sonst in einer 
Vielheit ähnlich gerichteter Versuche, wird das Volkstum als der innerste Kern 
alles menschlichen Wollens und Gestaltens begriffen; das einzelne Kulturwerk wird 
erst als Ausdruck schaffender Volkskräfte verständlich?). 

Allerdings ist bisher nach zwei Seiten hin eine grundsätzliche Auseinander- 
setzung noch nicht durchgeführt. Einmal ist das Verhältnis von Volkstum und 
Rasse ziemlich ungeklärt geblieben. Der Kulturkundler pflegte sich mit der Fest- 
stellung zu begnügen, aus welchen Rassen im Sinne der indogermanischen Sprach- 
wissenschaft z. B. das französische oder das englische Volk „entstanden“ waren, 
ohne den tieferen Zusammenhängen nachzugehen und ohne zielbewußt auf Deutung 
und Wertung hinzustreben. Doch auch die tieferen Zusammenhänge zwischen 
Volkstum und Boden sind von der Kulturkunde vernachlässigt worden, aus ähn- 
lichen Gründen wohl wie die zwischen Volkstum und Rasse. Die geistig-kulturelle 
Schicht des Lebens würde gleichsam losgelöst von den ursprünglichen Kräften ‚von 
Blut und Boden betrachtet — letzten Endes eine Auswirkung jener Abspaltung 
einer Schicht von ‚‚Gebildeten“ vom Volkskörper, die eine Frucht der Reformation 
ist. Aus der politischen Umwälzung heraus wird sich eine Einschmelzung, aus den 
Folgen der Verstädterung ein Absterben dieser Schicht vollziehen. Wissenschafts- 
theoretische Auswirkung wird eine geopolitisch-biologische Auffassung vom ge- 
schichtlichen Leben sein, in der Blut und Boden, Volkstum und Kultur in einer 
großen, untrennbaren, alles umfassenden Einheit: dem Staat erscheinen. 

Von hier aus — und damit führt diese Untersuchung zu ihrer ursprünglichen 

1) Erich Rothackers „Geschichtsphilosophie“, München 1934, baut sich auf der Grund- 
erkenntnis auf, daß die Völker die lebendigen Träger, Schöpfer und Verwirklicher alles poli- 
tischen, sittlichen, kulturellen und geistigen Lebens im weitesten Sinne sind, und will eine 


philosophische Gefügelehre dieser geschichtlichen Kerngebilde geben. Damit hat hier die 
Kulturkunde ihre erste umfassende philosophische Begründung erhalten. 
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Frage- und Aufgabenstellung zurück — wird auch die Geopolitik in Zusammen- 4 


hänge struktureller Art hineingestellt, die für ihre weitere Arbeit entscheidend sein 


können. Nicht das Ineinanderwirken von Raum und Staat, wie es Offe in seinem 
obengenannten Aufsatz will, wird zur Aufgabe erhoben, sondern das von Raum, 
Rasse, Volk und Staat, so wie auch für den Historiker die Aufgabe der deutschen 
Staatsgeschichte durch die neue Aufgabe der Geschichte des deutschen Volkes in 
den Hintergrund gerückt wird. 


Als ein Hauptziel geopolitischer Arbeit wird noch vielfach die Aufstellang geo- 


politischer Gesetze bezeichnen, wie es z. B. in mehr schulmäßiger Form in der 
„Einführung in die Geopolitik“ von R. Hennig und L. Körholz!) erfolgt. Es wird 
allerdings darauf hingewiesen, daß diese Gesetze niemals auf unbedingte All- 
gemeingültigkeit Anspruch machen können, und ein geopolitischer Fatalismus, der 
alles menschliche Wollen als belanglos und aussichtslos hinstellen möchte, ent- 
schieden zurückgewiesen. Trotzdem ist die Gesamtrichtung dieser Arbeit in einer 
krassen Form von geographischem Materialismus auf die Ermittlung sozusagen all- 
gemeingültiger Gesetze eingestellt; die wissenschaftstheoretische Haltung natur- 
wissenschaftlicher Forschungsweise alter Prägung hat stark eingewirkt. Wenn aber 
die innere Verschmelzung von Raum, Rasse, Volk zum Staat als grundlegende Tat- 
sache für die geopolitische Arbeit erkannt wird, gewinnt das Grundmoment der 
Staatspersönlichkeit in ihrem Ausdruck: der Geschichte seine ganze Durchschlags- 
kraft. Dann richtet sich die geopolitische Arbeit auf Erlebnis, Beschreibung und 
Strukturanalyse jener geschichtlich gewordenen Einheiten von Volk und Raum, 
Blut und Boden, in denen eine Gesetzhaftigkeit eigener Art alle Lebensäußerungen 
beherrscht und bestimmt. Das innere Gefüge dieses lebendigen Volkskörper zu er- 
fassen, zu verstehen, wie in dem einzelnen Fall die Volkheit und der Boden sich 
gegenseitig zum Staat und zu seiner Persönlichkeit durchdringen und gestalten, wie 
ein Volk seinen Boden so formt, ein anderes aber aus der Mitte seiner Lebens- 
grundlagen heraus ganz anders, wie jedes einzelne Volk seinen ihm gemäßen Stil 
geopolitischen Verhaltens hat und entwickelt — das sind die wesentlichen Auf- 
gaben der Geopolitik. 

Das sind zugleich Aufgaben, die in den Entscheidungsstunden unserer Gegenwart 
nationalpolitisch von besonderem Wert sind. In dem Befreiungskampf Deutsch- 
lands in diesen Jahren geht es vor allem darum, unser Eigensein gegenüber den 
Gleichheitsforderungen der westlichen Völker und Kulturen, besonders Frankreichs, 
zu erweisen und durchzusetzen. Entscheidend ist, daß wir angesichts der uns 
gegenüberstehenden Welt die Sicherheit unseres eigenen Wesens gewinnen. Unsere 
Haltung wird dann echt, lebenswahr und kraftvoll sein, wenn sie organischer 
Ausdruck unserer deutschen Lebenshaltung überhaupt ist. Hier liegt in dieser 
Stunde die Aufgabe der Geopolitik als nationaler Staatswissenschaft. 

1) Leipzig 1933. 
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Diese Aufgabe ist zugleich innenpolitisch wie außenpolitisch bedeutsam. Der 
Führerstaat, wie er jetzt im Deutschen Reich aufgebaut wird, bedarf eines Volkes, 
das ein Höchstmaß politischer Bildung in sich verwirklicht und bereit ist, aus ihr 
_ heraus sich für die Zukunft des Volkes einzusetzen. Es ist eine der Aufgaben der 
Geopolitik, die geopolitischen Ziele des Dritten Reiches zum Bewußtsein zu bringen 
und ihre Schicksalhaftigkeit begreifen zu lehren. 

Ein Beispiel möge veranschaulichen, was gemeint ist: die Ostfrage. Reichsminister 
Darr& faßt sie in die Wortet): „Das Schicksal Deutschlands liegt in seinem Osten 
begründet. Diese grundlegende Erkenntnis unserer Generation zwingt unserem 
ganzen Tun und Denken eindeutig das Gesetz verantwortungsbewußten Handelns 
auf.“ Er hebt hervor, daß der nationalsozialistische Aufbau des Reiches nicht zu- 
letzt seine Kräfte aus einem im Osten blühenden Bauerntum werde ziehen müssen. 
Um dem ganzen deutschen Volk die notwendigen Grundlagen für die volle Entwick- 
lung seiner Lebensenergien zu schaffen, werden sich wieder, wie vor 700 Jahren, 
deutsche Bauern entschließen müssen, in den deutschen Ostraum zu wandern, um 
dort Boden und Heimat zu finden. In unserem Zeitalter setzt aber eine solche geo- 
politische Verschiebung im deutschen Volkskörper voraus, daß Verständnis für die 
besondere Lage und die eigentümlichen Verhältnisse im Osten Deutschlands ge- 
schaffen wird. So weist Reichsminister Darr&?) auf die bemerkenswerte Tatsache 
hin, daß unsere neuen Reichsgesetze von Erbhof und Erbrecht, die die Heiligkeit 
der Scholle verkünden, im Ordensland ein ursprüngliches Vorbild finden; daß 
wohl der Orden starb, aber seine alten Ideen heute in kraftvoller Wiedergeburt 
erstehen und Opfer und Treue zum Ganzen als höchstes Gesetz unseres Seins ver- 
langen. Damit ist ein Gesichtspunkt unter vielen anderen angegeben, der bei einer 
wissenschaftlichen oder pädagogischen Behandlung des deutschen Ostens mit zur 
Geltung kommen kann, um das Verantwortungsgefühl des gesamten deutschen Vol- 
kes gegenüber Ostdeutschland zu klären, zu befestigen und zu stärken. Das aber 
läßt sich nicht erreichen durch Statistiken, Tabellen, Skizzen und Aufstellung 
geopolitisch-geographischer Gesetzmäßigkeiten. Hier muß ausgegangen werden vom 
deutschen Osten als deutschem Volks- und Kulturboden und seiner Bedeutung für 
den gesamten deutschen Volks- und Kulturkörper, bis schließlich die Idee: Der 
deutsche Osten — Schicksalsland eine Wirklichkeit in der Gegenwart des deutschen 
Volkes geworden ist. Dann wird der Ruf der Führer tausendfach Widerhall finden. 

Die außenpolitische Bedeutung der Geopolitik liegt mit darin, daß sie den be- 
sonderen Lebensstil des deutschen Volkes als sinnvollen, in Raum und Rasse be- 
gründeten Ausdruck deutschen Lebenswillens von denen der anderen Völker abhebt, 
diese Erkenntnis dem eigenen Volk zum Bewußtsein bringt, wie auch fremden Völ- 
kern gegenüber selbstbewußt hinstellt und verteidigt®). Damit trägt sie an ihrem 


' ! u) IRRE El, 
1) In seinem Vorwort zu dem Buch „Geburt des Ostens“, von Heinrich Bauer, Berlin 1933, S. 5. 
2) ..a.0., 8. 6. 3) Karl Haushofer, in seiner Schrift „Der nationalsozialistische Ge- 


Teil dazu bei, die Achtung vor den nationalen Rechten auch der a vö j 
zu entwickeln. Die anderen Völker in ihrer geopolitischen Eigenart und besonderen j 
volkhaften Wirkungsweise in ihrem Gegensatz zu unserer eigenen geopolitischen 
Art zu begreifen, die Schwere und Bedeutung dieses Gegensatzes zu werten, m 
natürlich das Hauptziel der geopolitischen Arbeit bleiben. 


Der Kulturkundler geht im Gegensatz zum oft politisch-geographisch BR, 3 
Geopolitiker aus der Logik seiner wissenschaftlichen Arbeit heraus grundsätzlich 
von der Individualität des einzelnen Volkes und seines geschichtlichen wie räum- 


lichen Daseins aus, wobei er im allgemeinen, bewußt oder unbewußt, das Gegen- 


bild seines eigenen Volkstums vor sich sieht. Dabei ist er sich vielfach der elemen- 


taren Tatsache der Bindung des Volkes an seinen Raum, der besonderen Art seiner F 


Verwurzelung durchaus bewußt. In dem Frankreich-Werk von E. R. Curtius!) z.B., 


in dem er eine Darstellung der Wertungsweisen und Ideologiensysteme der fran- 


zösischen Kultur geben will, werden in einem vorbereitenden Kapitel die natür- 
lichen Grundlagen der französischen Kultur?) beschrieben. Hier geht es Curtius 
in erster Linie darum, das Verhältnis des Franzosen zur französischen Erde fest- 
zustellen. So hebt Curtius hervor, daß das französische Nationalgefühl von Anfang 
an durch die Liebe zum Boden gekennzeichnet und die Anhänglichkeit eines seß- 
haften Volkes an seine Erde ist: „Die Seele Frankreichs weiß nichts von Wander- 
trieb und Fernsehnsucht. Sie ist gebunden an den altererbten Boden und sie ist ihm 
verbunden in bäuerlichem Schollenbewußtsein.“ Aus der Heiligung des bebauten 
Bodens durch den Franzosen erklärt er den erbitterten Haß Frankreichs gegen den 
deutschen „Eindringling“ in den großen Kriegen. Es leuchtet unmittelbar ein, daß 
eine solche enge Verbindung von Bodengefühl und Vaterlandsliebe — wie sie sich 
auch in dem Wort von Maurice Barres: „La nation est un territoire“ ausgeprägt 
findet — eine ganz bestimmte geopolitische Haltung mit sich bringt. Wille zur 
Abrundung des französischen Territoriums und Sicherheitsstreben sind die beiden 
bezeichnenden Grundzüge französischer Geopolitik, die sich durch die Jahrhunderte 
hindurch verfolgen lassen, mit allen Mitteln französischer Dialektik immer wieder 
als die wahrhaft „rationale“ und ‚legitime“ politische Haltung vertreten und ver- 
teidigt. Dem entspricht die vor allem gegen Deutschland gewandte Doktrin der 
„natürlichen Grenze“, die sich im Streben nach der Rheingrenze jahrhundertelang 
durchsetzt. Darum war sich ganz Frankreich nach 1871 in der Ablehnung eines 


danke in der Welt“, weist darauf hin, daß die Hauptschwierigkeit für eine faschistische oder 
nationalsozialistische Lebensform in der räumlichen Auseinandersetzung liegt und fährt fort 
(S. 4): „Für sie ist weltüber, außenpolitisch, entscheidend wichtig, ob sich ein so sehr auf 
das Zusammenwirken von Blut und Boden in einer ganz bestimmten, eigenartigen Landschaft 
von Volkheit eingestelltes Wesen anderen, benachbarten oder ferneren, zum Eingreifen in 
sein Raumschicksal befähigten Mächten begreifbar darzustellen vermag: im Rahmen einer 
weltumspannenden, universalen geistigen Bewegung oder als nur einmalige, örtliche Erscheinung 


auf Erden.“ 1) Die französische Kultur, Stuttgart 19390. 2) a. a. O., S. 28-50. 
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 Aufgebens Elsaß-Lothringens einig, und darum wieder war eine französisch- 


deutsche Zusammenarbeit in den Jahrzehnten vor dem Weltkrieg ausgeschlossen. 
Frankreichs Nachkriegspolitik ist ganz von dem Streben beherrscht, das jetzt neu 
eroberte Territorium auf Ewigkeit zu sichern; darum Frankreichs Widerstand gegen 
irgendwelche Revision des diktierten Vertrags von Versailles, darum die französi- 
schen Bestrebungen, durch Bündnisse und Verträge ein immer neues Bekenntnis zu 
dem Versailler Statut zu erlangen und den Völkerbund zu einem bloßen Werkzeug 
solcher französischen Status-quo-Politik zu machen — man erinnere sich an das 
viel umstrittene und immer wieder auftauchende Genfer Protokoll —, darum vor 
allem Frankreichs hartnäckiger Widerstand gegen Deutschlands Forderung auf 
Gleichberechtigung. „Das politisch und wirtschaftlich glücklichste und mächtigste 


Land Europas beschränkt sich darauf, die Privilegien, die es ıgıg erworben hat, 


durch internationale Abmachungen, Bündnisse und Rüstungen zu sichern!).“ Nach- 
dem Deutschland die elsaß-lothringische Frage in freiem Willensentschluß aus der 
Welt geschafft hat, ist einzig eines noch zwischen dem Deutschen Reich und Frank- 
reich strittig geblieben: die Saarfrage, in der es für uns Deutsche darum geht, daß 
das deutsche Volk an der Saar ins Reich heimkehrt, während die Franzosen eine 
territoriale und strategische Stellung verteidigen. Gerade hier wird der Gegensatz 
zwischen dem deutschen und dem französischen geopolitischen Stil in jeder Rede, 
Kundgebung und jedem Zeitungsaufsatz sichtbar. Der französischen Sicherheits- 
politik steht die deutsche Friedenspolitik gegenüber, deren innerster Kern der 
Glaube an die Heiligkeit des völkischen Daseins und die Forderung völkischer 
Selbstgesetzgebung ist. Der imperialistischen Staatsauffassung, wie sie sich hinter 
der französischen Sicherheitspolitik verbirgt, setzt damit Deutschland eine dyna- 
mische Staatsauffassung entgegen, aus der heraus eine völlige Neuordnung der 
internationalen Politik angestrebt wird. Deutschlands Absage an den Völkerbund als 
Werkzeug jener imperialistischen Politik und der rasche Abschluß der deutsch- 
polnischen Verständigungspolitik sind erste Marksteine auf diesem Wege. 

Man muß sich klar machen, welche Umwälzung dieser Durchbruch der national- 
sozialistischen Ideen zur Folge hat, z. B. für das Korridorproblem, um noch ein- 
mal in aller Schärfe die Bedingtheit aller politisch-geographischen Arbeit durch 
das volkhafte Leben und Werden zu erkennen: Diese Geschlossenheit der An- 
schauung erst ist Geopolitik. Ihr ist aus dieser Haltung dem Wesen des Staates 
gegenüber die Aufgabe gestellt, die raumgestaltende Kraft des Volkstums in seiner 
Ursprünglichkeit und Eigenart zu erfassen und in seinen Auswirkungen zum Ver- 
ständnis zu bringen. Dabei wird ihr die Kulturkunde eine wertvolle, unentbehr- 
liche Hilfswissenschaft sein. Diese Zusammenarbeit aber ist auch nur eine sinnvolle 
Eingliederung in den großen Gesamtzusammenhang der wissenschaftlichen Arbeit, 
wie er jetzt im Entstehen ist, aus der kulturpolitischen Grundrichtung des national- 


1) Arnold Bergsträßer, Staat und Wirtschaft Frankreichs, Stuttgart 1930, S. 297. 
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sozialistischen Staates heraus; Erich Rothacker1) gibt dieser Erkenntnis mit folgen- 
den Worten Ausdruck: „Solange nicht Philosophie, Psychologie, Geschichte, dann 
alle Philologien, Gesellschaftslehre, Rassenkunde, Volkskunde, Völkerkunde, Vor- 
geschichte usw. sich zu solchen Forschungen, analytischen wie vergleichenden, über 
den Aufbau und das Gefüge der Volkstümer vereinigt haben werden, solange wer- 


den wir das Gesetz der großen Schicksalsmächte, in deren Schoß der schaffende 


Genius schlummert, und mit deren Gedeihen die Ehre des handelnd tätigen Mannes 
unlösbar verknüpft ist, nie verstehen, und werden uns nie bestimmten Einsichten 
nähern, die erreichbar wären, und die für junge Staaten von unübertrefflicher 


Bedeutung sein müßten.“ 


1) In einem Münchener Vortrag: Die Grundlagen und Zielgedanken der nationalsozialist#- 
schen Kulturpolitik, in dem Sammelwerk: Die Erziehung im nationalsozialistischen Staat, 


Leipzig 1933, S. 35. 


KARL HAUSHOFER: 


Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Infolge längerer Behinderung der indopazi- 
fischen Literaturberichterstattung ist zunächst 
eine kurze Schrifttumsüberschau vor allem 
der wichtigsten Literaturwerkzeuge zur dauern- 
den Beobachtung des indopazifischen Raumes 
nötig. 

Bereicherungen von Dauerwirkung bringt die 
neue Form des 

1. „Japan - Manchuria -Yearbook“, das 
auf der einen Seite die bewährten Formen von 
Takenobu für Japan beibehält und die Aus- 
künfte vermehrt, auf der andern den ganzen 
Nachrichtenstoff zusammenfaßt, den die reiche 
Propagandaliteratur über Manchukuo, u. a. das 

2. „Manchuria Yearbook“ und die süd- 
mandschurische Eisenbahn in ihren zahlreichen 
Schriften anhäuften und zu ihm hinführt. Im 
Gegensatz dazu fehlt ein gleichwertiges geo- 
politisches Werkzeug seit den Schwierigkeiten 
des 

3. „China-Year-Book‘“ für China; es ist 
ein dringendes Erfordernis, daß die von Wood- 
head geleistete Sammel- und Vorarbeit ihre 
Fortsetzung mit staatlichen Mitteln in größerem 
Stil finde, wenn ein Erlahmen auf diesem Ge- 
biet nicht als Anzeichen für ein Nachlassen der 
zusammenfassenden Kraft in China überhaupt 
gedeutet werden soll, was im Gegensatz zu 
Jüngsten Eindrücken über eine Verstraffung des 
nationalen Willens in Jung-China stünde. 


4. Die „Pacific Affairs‘ — noch bis Ende 
1933 wohl das beste Werkzeug zu schneller 
Unterrichtung über kulturpolitische, macht- 
politische und wirtschaftliche Strömungen rings 
um den Pazifik — haben durch die Verwand- 
lung in eine Vierteljahrsschrift aus einer best- 
geleiteten Monatsschrift, und die Verlegung von 
dem Pazifikmittelpunkt Honolulu nach New 
York mindestens an Wirkung, vielleicht auch 
an Einzugsgebiet gelitten. 

Das Ausscheiden einer einzigen Persönlich- 
keit, wie Elizabeth Green, hat ein Abbröckeln 


in einer wichtigen Stellung der u.s.amerikani- _ 


schen Kulturpolitik bedeutet. Unverändert an 
Umschauleistung sind die allerdings mehr und 
mehr in reine technische Rundschau überführ- 
ten, durch ihre Bilder und Karten wichtigen 

5. „Far Eastern Review‘‘“ geblieben, eben- 
so die oft erwähnte, vorzügliche 

6. Deutsche Wacht“, Batavia-Buitenzorg, 
diese auch in Verfolgung der Heimatdynamik. 
Erweitert hat sich die Anteilnahme der indi- 
schen periodischen Literatur an geopolitischen 
Fragen. 

Ein bester Beweis dafür ist die im Geopol. 
Bericht berührte Würdigung der Geopolitik 
durch Benoy Kumar Sarkar in der April- 
nummer 1934 8. 108—112 der 

7. „Calcutta Review‘‘, während das Ver- 
schwinden der Wochenausgabe der 


| 
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8. „India Times‘‘ zugleich das Erschweren 
des Zugangs zu einer wichtigen angloindischen 
Zeitung wie ein Absinken des außerindischen 
Anteils an ihr bedeutet. 

Das Aufwerfen einer Nichteinmischungslehre 
für Fremdmächte in Ostasien durch Japan hat 
auch in Mitteleuropa die Zeitschriftenleistungen 
in der Beobachtung Ostasiens gesteigert. Wir 
heben einen vorzüglichen Mongoleiaufsatz 

9. der „Koralle‘‘ (Heft 19, 15. 5. 1934), „Der 
Balkan des Fernen Ostens“, und in der 

10. „Zürcher Illustrierte‘ (9. 3. 1934, 
Nr. 10) eine Japan-Sondernummer hervor, in 
die durchaus dankenswerterweise auf $. 292 
eine Wachstumsübersicht des Japanischen 
Reichs aus „Japan und die Japaner‘ über- 
nommen worden ist. Die deutschen Ostasien- 
kenner schreiben ja doch nicht, um sich auf 
den Stoff zu setzen, sondern Ostasienkenntnis 
zu verbreiten; sie sind nur dankbar, wenn ihre 
Arbeit lebendig gemacht wird, was niemand 
besser kann als gute Bilderzeitschriften und 
der sich gleichfalls zunehmend mit Geopolitik 
befassende Rundfunk, der aber die ergänzende 
Bild- und Kartenwirkung braucht. 

Beides vereinigt in sehr glücklicher Form ein 
Aufsatz von großer Kraft: 

41. Herbert Rosinski: ‚Der Ferne Osten 
und wir“ (Volk und Reich, Jahrg. 10, H.2), 
auf dessen gut erläuterte dynamische Skizzen 
wir ausdrücklich hinweisen, 

12. vom gleichen Verfasser: „Das militärische 
Kräftebild in Ostasien“ in H. 2, 1934, der glei- 
chen Zeitschrift mit seinen vorsichtigen Ab- 
wägungen und 

13. vom gleichen Verfasser: „Japans Erdöl- 
versorgung und Erdölpolitik‘“ (Weltwirtschaftl. 
Archiv, 39. Bd., März 1934, H. 2) angelegentlich 
empfehlend. Hier wird eine der wundesten 
Stellen der weltpolitischen Stellung Japans 
untersucht, in Prüfung wesentlicher japanischer 
Quellen, die um so wichtiger sind, als uns in 
Mitteleuropa verwandte Sorgen bedrücken. Was 
Herbert Rosinski hier für das Gebiet der 
japanischen Erdlölsorgen leistet, entwirft für 
Indiens Gesamtwirtschaft 

44. „Shib Chandra Dutt: ‚Thirty-five 
Years of Indian Economic Thought, 1898—1932 
(The Insurance and Finance Review, Calcutta, 
44 Clive Street). In diesem schmalen Heft von 
nur 20 Seiten (erhältlich auch beim Verfasser: 
Calcutta, 18 Annada Bannerjee Lane, Bhowani- 
pur) ist eine höchst wertvolle Sammelarbeit ge- 


leistet, die gerade für uns Deutsche um so 
wertvoller ist, als der Zugang zum indischen 
wirtschaftlichen Denken durch die sonst ver- 
mittelnde englische Sprache im allgemeinen für 
Mitteleuropäer nicht gefördert wird. 

15. Die „Insurance and Finance Review“ 
Calcutta, herausgegeben von Dr. 8. C. Roy, 
nunmehr im 5. Bd. vorliegend, bietet weit über 
ihr eigentliches Arbeitsfeld hinaus wertvolle 
Einblicke in die geistige und wirtschaftliche 
Struktur des Ostens und sollte eigentlich in 
jedem wirtschaftswissenschaftlichen und wirt- 
schaftsgeographischen Institut vorhanden sein; 
sie zeigt z. B. auf S.107, Nr. 49, 34, auf wie 
richtigem Weg die Deutsche Akademie mit 
ihrer Vermittlung des Studiums indischer Stu- 
denten in Deutschland ist, auf Wegen, die 
anderwärts, wie z.B. von Mussolini in Rom, 
in der eite universitaire, mit viel größeren Mit- 
teln beschritten werden. Nebenbei enthält ein 
solches Heft eine Fülle von rassenwissenschaft- 
lich sonst kaum erreichbarem Bildstoff. Wenn 
wir 

16. den mit gewohnter Exaktheit erschienenen 
34. Jahresbericht des Ostasiat. Ver., „Ost- 
asien, Südostasien, Australien, Neusee- 
land und die Südsee“, Hamburg I, 1934 
über das ereignisreiche Jahr 1933 als eine der 
verlässigsten, preiswertesten Erkenntnisquellen 
über den westpazifischen Raum unsern Lesern 
rühmen, glauben wir damit diese erste Über- 
schau nach längerer Zeit abschließen zu können. 
Der Ostasiat. Ver. leistet mit dieser Fülle von 
Stoff aus erster Hand auf nur 164, aber dicht 
gedrängten, inhaltschweren Seiten eine unge- 
heure Aufklärungsarbeit und Sammlung; er 
bringt auf S. 7 und 8 ein würdiges, formschönes 
Bekenntnis über die ganze Stellung der Aus- 
landdeutschen zur Erneuerung. 8.18 heißt es 
mit Recht: ‚Die japanische Konkurrenz ist ein 
Weltproblem geworden.‘ Die weltpolitischen 
Einleitungen zu den Länderberichten sind viel- 
fach Kabinettstücke. Nur wer weiß, wie schwer 
es ist, in so gedrängter Form gehaltreiche Aus- 
züge aus einer unabsehbaren Nachrichtenflut 
zu geben, kann ihre ganze Feinheit würdigen — 
in dem, was sie bringen, und dem, was sie ver- 
schweigen, aber zwischen den Zeilen lesen lassen. 
Was steht allein hinter dem Satz: „Deutsch- 
lands Beziehungen zu Manchukuo sind eigener 
Art.“ Nicht nur ein heißes Eisen liegt. hier, 
sondern viele! 

Durch aufmerksames Lesen des Berichts des 


Ostasiat. Ver. auf das Anfassen heißer Eisen 


vorbereitet, können wir eine Teilung der zu- 


gegangenen Fernostliteratur in deren Bereich 
und das Gebiet kühleren wissenschaftlichen 
Schrifttums vornehmen. An erster Stelle die 
Exponenten weltpolitischen Kampfes nennend, 
werden wir eine Vorzugstelle zuerkennen: 
17.W.R.Crocker: ‚The Japanese Popula- 


tion Problem.‘ London, George Allen & Unwin, 


neu ausgegeben, zuerst erschienen 1931. 

In diesem schlanken Band von 240 Seiten 
ist — mit Nachweisen über die japanische Lite- 
ratur — das Übervölkerungsproblem Japans 
die ganze, von ihm herrührende Übersteigerung 
und Verschärfung der Spannungen des pazi- 
fischen Sturmfeldes ins Auge gefaßt und viel- 
seitig erörtert. An sich durchaus nicht geo- 
politisch, sondern eher soziologisch angelegt, 
wirkt es geopolitisch zwingend gerade durch 
die herbe Nüchternheit, die Freiheit vom Stim- 
mungsmäßigen, dem es vielleicht zu sehr das 
Gewicht von Zahl und Maß entgegenstellt, das 
wir eben in großen Weltaugenblicken von der 
politischen Leidenschaft eines um jeden Preis 
sein Fortleben erzwingenden Volkes in un- 
erhörtem Umfang beiseite geschleudert sehen. 
Gerade deshalb wird die. Auseinandersetzung 
mit Crockers Werk — ganz abgesehen von 
seinem sachlichen Gewicht — für Liebhaber 
geopolitischer Feinkunst einen außerordent- 
lichen Reiz bieten und ihr Weltbild zugleich 
verfestigen, verfeinern und vertiefen. In dieses 
Gebiet der politischen Leidenschaft führen: 

18. J. Fischer: ‚Mandschukuos Kampf und 
Sieg‘, Hamburg 1933, Otto Meißners Verlag, 
mit Een 342 Seiten, handlichen Karten, guten 
Diagrammen und Aufnahmen aus erster Hand 
wohl den besten, in deutscher Sprache er- 
schienenen Fürspruch für das neue Kaiserreich 
darstellend, und der chinesische Gegenzug: 

19. Chin Meng: ‚China spricht“ (die Ant- 
wort auf Kawakamis: Japan spricht)!. Der 
Streitfall zwischen China und Japan, mit einer 
Einleitung S. Exz. des Botschafters Dr. W.Yen, 
herausgegeben von der Sektion der Kuomintang 
in Deutschland, Berlin; eine außerordentlich 
geschickt und temperamentvoll eingeleitete und 
der mitteleuropäischen Seelenstimmung (Men- 
talität) angepaßte Zusammenfassung des chine- 
sischen Rechtsstandpunktes mit geschickt zu- 
sammengefügten Quellenbelegen, gewandt in 
Aufbau wie Verschleierung. 

Wer „China.spricht“ richtig zu lesen weiß, 


. den Tiefen dieser Volksseele hervorbrechen kön- 


zungsquelle daneben hält, 
gezeichneten Führer durch 7 
Jung des Fernen Ostens und ihre Vorgendhkeh 

in guter genetischer Betrachtung. a 

Dem Gebiet mandschurischer und japanise 
Propagandaleistung entspringen, aber als pi- 
sche Zeugen unwägbarer Werte und vos 2 
Hintergründe: j 

20. Chih Piao: „A general Outline of Man- 
chukuo’s Construction Programme“, Tokyo 
1933, Foreign Affairs Association of J apan, Ri 
und, im gleichen Verlag, 

21. Kenzo Kai: „Sakura no Kaori; The 
Fragrance of Cherry Blossoms.“ 

Das erste Heft zeigt, welche solide Aufbau- 
arbeit in dem neu übernommenen Werk schon 
verankert ist, gleichviel was der Völkerbund 
dazu denke; das zweite Heft mit seinen schlich- 
ten, kleinen Erzählungen verrät, wie fest noch 
immer das alte Japan der Samurai mit dem 
wichtigsten Machtwerkzeug des erneuerten Rei- 
ches seelisch verbunden ist, und welche Kräfte 
über alles wirtschaftliche Denken hinweg aus 


nen, wenn sie sich vor einem Kampf ums Da- 
sein gestellt sieht. 

Die richtige Einsicht in diese, durch solche 
Untersuchungskommissionen nicht zu erfassen- 
den Kräfte ist es, die uns am meisten zu fehlen 
scheint in 

22. „Der Lytton-Bericht.‘“ Bericht der 
Untersuchungskommission des Völkerbundes 
über den chinesisch-japanischen Streit in der 
Mandschurei XX. Leipzig 1933, Bernhard 
Tauchnitz. Die deutsche Herausgabe dieses Be- 
richts ist ein großes Verdienst; und jeder sollte 
sich, auch wenn er sonst Urkunden und For- 
schungen zum internationalen Recht fernsteht, 
einmal durch ein solches Werk hindurcharbei- 
ten. Der weltgeschichtliche Hintergrund einer 
Gruppe von folgenschweren Spannungen wird 
gerade in diesem Fall über solche Längen hin- 
weghelfen, die zur Klarlegung unvermeidlich 
sind. Aber es ist notwendig, sich die ganze 
schon während der langsamen Entwicklung des 
Berichts angefachte Glut politischer Leiden- 
schaft immer klarzumachen, die auf chinesi- 
scher wie japanischer Seite hinter den formalen 
Rechtsansprüchen steht. Geopolitische Kritik 
würde auch etwa bei Kap. VII (Boykott; Über- 
bevölkerung und agrarpolitische Schwierig- 
keiten) ergänzend einzuspringen haben und be- 


2 ul a 


_tonen müssen, daß man Japan, das Verein. 
' Königreich, Belgien, Italien, Deutschland vor 
allem, Frankreich und die Verein. Staaten nicht 
in der angegebenen Weise vergleichen darf (vor 
allem auch immer die Zahlen auf Quadratkilo- 
meter, nicht Quadratmeter in einem deutschen 
Buche angeben sollte). Denn Deutschland kann 
' mit seinem nur zwei Siebentel des japanischen, 
' aber das Doppelte des französischen, fast das 
} Vierfache des u.s.amerikanischen Volksdruckes 
 ausmachenden Bevölkerungsdrang nirgends hin 
f ausweichen, der Brite, Belgier und Franzose 
aber sehr leicht in fast unbegrenzte Räume 
gleicher Sprache unter derselben Flagge, der 

| Japaner und Italiener schon viel weniger. Es 
\ geht also nicht an, in amtlichen Werken den 
Volksdruck der Kerngebiete und den des 

. samtgebietes 


Ge- 
in einer Tabelle vergleichend 
 nebeneinanderzustellen, sondern nur den der 
_ Reiche. Der Volksdruck des belgischen, briti- 
schen und französischen Gesamtreichs liegt aber 
zwischen 6 und 15 Menschen auf den Quadrat- 
 kilometer, beim Deutschen Reich auf 145, bei 
- Japan, auf das hochwertige Fruchtland des 
Stammgebietes bezogen, sogar bei 970 auf den 
Quadratkilometer. 
Der Bericht steckt voll wertvoller, aber zu 
- spät zur Wirkung gebrachter Erkenntnisse, muß 
aber allerdings mit Vorsicht gelesen. werden. 
Ähnlich, wie 
23. Charles Q@. Howland’s: ‚Survey of 
American Foreign Relations‘, published for 
the Council on Foreign Relations, Yale Univ. 
Press, der z. B. für 1930 ein ganz unvergleich- 
liches Material über die kommenden, voraus- 
gesehenen pazifischen Entwicklungen enthält, 
ist auch der Lytton-Bericht zu wenig geo- 
politisch gesehen und hält sich zu fern von 
den Tatsachen ethnopolitischer, rassenmäßiger 
Hochspannungen, von dem nun einmal vor- 
handenen Einfluß der Völkerleidenschaft. Liest 
man also, etwa zusammen mit der „Geopolitik 
des Pazifischen Ozeans“, die Kapitel: The New 
Pacific; Die Entstehung des modernen China; 
Die Staatskunst im Pazifik nach dem Kriege; 
Die Philippinen; Die pazifischen Inseln; vor 
allem: Die Wanderung im pazifischen Bereich, 
so hält man ein pazifisch-regionales Handbuch 
der Weltpolitik, wie man es nicht besser wün- 
schen kann, nur eben in Schwarzweißdarstel- 
lung, zu der man sich die Farben und Über- 
gänge denken muß; aber es ist ein Teilfresko 
eines Weltbildes von großem Wurf und einer 


Weiträumigkeit der Anlage, die Klein-Europa 
sehr zu denken geben müßte. 

Daß viele einzelne weit über das kleineuro- 
päische Raumgedränge hinauszublicken wissen, 
das beweisen uns allein eine Reihe von aus- 
gezeichneten Doktordissertationen über indo- 
pazifische Räume, unter denen den Löwenanteil 
trägt: 

24. Dr. Gottlieb Fenzel: ‚Die Insel Hai- 
nan.‘“‘ Mitteil. d. Geogr. Ges. München 1933. 
Eine in ihrer Art vollendete Einzelschilderung 
der wenig bekannten Insel aus berufenstem 
Munde, nach eigenen Aufnahmen und Ein- 
drücken des bekannten, jetzt mit der Wieder- 
bewaldung Chinas beauftragten bayrischen 
Forstmannes, die zeigt, wie man auch heute 
noch an fremden Erdräumen zum Ritter und 
Retter für die Nachwelt werden kann und einen 
Teil seiner Lebensarbeit unzerstörbar in das 
wissenschaftliche Leben eines fremden Groß- 
volkes einzubauen vermag! 

25. Ähnlichen Zielen streben u. a. die Arbeiten 
von Rosinsky und Schepers über die Meer- 
verbundenheit des japanischen Reiches zu; die 
im Erscheinen begriffenen von Fochler- 
Hauke über Südchina, von Kornrumpf über 
Celebes, von Timmermann über Ceylon, von 
Dr. K. H. Dietzel- Leipzig über die Südafrika- 
nische Union u. v. a., die den ungebrochenen 
Willen zum Denken in großen Räumen und 
zum Ersteigen höherer Stufen ihrer wissen- 
schaftlichen Betrachtung bezeugen. Auf diesem 
Felde leuchten der jüngeren Generation noch 
immer die Spuren der rastlosen Künderleistung 
an fremden Erdräumen von Colin Ross voran, 
darunter 

26. Colin Ross: ‚Haha Whenua‘, Leipzig 
1933, F. A. Brockhaus, eine anmutige Südsee- 
Nachlese (mit 68 Abbildungen und 1 Karte) 
zu dem großartigen ‚Meer der Entscheidung‘, 
das ich persönlich am höchsten unter den vielen 
bedeutenden Leistungen des berühmten Welt- 
fahrers einschätze. Aber auch diese liebens- 
würdige Nachlese birgt geopolitische Rosinen 
im Kuchen der Reiseschilderung, so 8. 61—66 
die treffsichere Schilderung der Eigenart Neu- 
seelands mit der überlasteten Konsularvertre- 
tung Deutschlands in Wellington, auf S. 91—93 
die weltpolitischen Meditationen beim Abschied 
von Aukland, $. 129—134 Port Moresby; S8. 142 
der Sport als Kopfjagdersatz; 8. 174 über die 
Schiffahrtskunst der ‚„Meermenschen‘“; S. 224 
über die deutsche Kolonialleistung; das (gute) 


Verhältnis von 
8. 248; die Elastizität der britischen Kolonial- 
politik 8. 257; die Reprise über Japan im Pazi- 
fik von $. 274 an: Nebennutzung eines reichen 
Lebens! De 

Völkerrechtliche Auseinandersetzungen mit 
starkem geopolitischen Einschlag sind: 

97. Dr. Franz Michael: ‚Der Streit um 
die Mandschurei.‘““ Leipzig 1933, Robert Noske. 
H.29 d. Abhandl. d. Instituts ‘f. Politik, ausl. 
öffentl. Recht u. Völkerrecht a. d. Universität 
Leipzig. Es ist fesselnd, die Arbeit gegenüber- 
zustellen mit 

28. Dr. Seiji Hishida : „Comments on John 
Bassett Moore’s Discussion with ref. to Man- 
churian Incident, Embargo and Neutrality, 
„Aggressor‘‘, Kellogg Pact; League; American 
Birthright XX.‘ Tokio 1933, Maruzen. 

Ein Vergleich der beiden, an weiteren Be- 
legen reichen Untersuchungen zeigt, wie weite 
Spannungen bei aller sorgfältigen Festlegung 
des Rechtszustandes und Wortlauts um so 
großer räumlicher Wertgegenstände willen mög- 
lich sind, sobald sie tiefste Naturrechte auf 
Fortbestehen von großen und willensstarken 
Völkern berühren. Einen eigenen Reiz hat da- 
her bei Michael der Einwand des Zwanges 
auf S. 61, wie wir überhaupt bei Michael neben- 
her den chinesischen Standpunkt, bei Hishida 
(von dem u.a. auch „International position of 
Japan as a Great Power‘‘ stammt) außer dem 
selbstverständlich stark betonten japanischen 
den des ruhigeren Teils der u.s.amerikanischen 
Fernostkenner mitdargestellt erhalten. Appen- 
dix bei Hishida, $. 22 und 23, enthält u.a. sar- 
kastische Ausführungen über ‚the duties of 
The U.S.A. as a world power‘ mit dem Nach- 
satz: ‚A nation that undertakes to meddle with 
every foreign disturbance is bound to become 
an international nuisance to its own detriment 
as well as to the annoyance of other countries. 
Power is neither gainded nor kept by such 
methods.‘‘ Wollte Gott, man hielte sich in 
Moskau und Washington daran! 

29. Dr. James A.B. Scherer : ,‚Manchukuo: 
a Birds-Eye View.‘ Tokio 1933, Hokuseido und 


Chinesen und Deutschen, u. a unbe: 


Fürst Tokugawa, geht in der von Moore 
geschlagenen Richtung noch mehr aufs Ga 


und beide Bücher sind wohl das äußerste Maß 


von Verständnis für den Standpunkt Japans, 


der auf u.s.amerikanischer Seite überhaupt mög- 


lich ist, und sich wohl nur durch die unmittel- 


baren japanischen und mandschurischen Ein- 


drücke des langjährigen Japanfreundes erklären 


laßt, aus rein transpazifischer Auffassung und E: 


Betrachtungsweise schwerlich. Aber eben diese 
Bezeichnung einer Grenzmarke gibt ihnen 
einzigartige geopolitische Bedeutung. i 
So wird man in Japan wie in Mitteleuropa 
aber auch in China, diese beiden Grenzbücher 
mit großer Aufmerksamkeit aufnehmen müssen. 
Die Prognose des Absatzes XII über Japans 
Zukunft betont, daß China und Japan ihrer 
Zukunft gemeinsam stehen müssen, im Guten 
und Bösen, ob sie wollen oder nicht. Scherer 
vergleicht die gegenseitigen Bindungen denen 
von England und Amerika, was, wie wir wissen, 


Kriege nicht hindert. Ebenso wertvoll ist das _ 


Mandschureibuch, mit seiner Behandlung der 
Mandschu- und Mongolenfrage (8. 20: „Dämo- 
nen kommen von Nordosten‘, was auch auf 
Sowjetbünde bezogen werden könnte). „Ein 
Blick ist mehr wert als hundert Berichte“, das 
Leitwort über Kap. III, steht deutlich über 
der ganzen, lebendigen Schilderung, und so 
mögen wir uns gern das Urteil des verstorbenen 
Feldmarschalls Muto zu eigen machen: ‚Dies 
Buch sollte unsäglich viel Gutes wirken, be- 
sonders in Japan.‘‘ Zwei köstliche Scherzworte 
stehen auf 8.102: „Die Mandschurei bringt 
zwei Ernten hervor: Bohnen und Banditen“, 
und jene Äußerung einer friedliebenden, aber 
klugen alten chinesischen Dame: ‚‚Ich liebe die 
Chinesen, weil sie Pazifisten sind, aber ich kaufe 
japanische Staatspapiere.‘‘ S. 132 sagt Scherer: 
„Japans Soldaten sind besser als seine Diplo- 
maten‘‘; aber für die Zukunftsvorhersage über 


. die Mandschurei gibt er die Überlegenheit 


Japans über den Völkerbund zu, sie mit Lord 
Lyttons eigenem Zeugnis illustrierend. 
(Fortsetzung in Heft 7.) 


Der Preis des auf Seite 335, Maiheft, besprochenen Werkes von Otto Hoetzsch beträgt 


nicht RM. 4.—, sondern nur RM. 1.50. 


Diesem Heft liegt ein Prospekt des Verlags B.G. Teubner bei, den wir Ihrer Beachtung 


empfehlen. 
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